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Vorwort 



Die Yorliegende Abhandlung ist bestimmt gewesen, als letzter Teil meiner 
Bearbeitung des Widerstands gegen die Staatsgewalt (Abschnitt 6 des Besondem 
Teils des StGB.s.) zusammen mit andern Beiträgen im ersten Bande der „Ver- 
gleichenden Darstellung des Deutschen und Ausländischen Strafrechts^, die als 
Vorarbeit für die Beform des deutschen Strafrechts auf Anregung des Beichs- 
Justizamtes herausgegeben wird (Verlag von Otto Liebmann, Berlin)^ zu er- 
scheinen. Da ich von keiner Seite verpflichtet worden war, eine bestimmte 
Grenze einzuhalten, habe ich versucht, meiner Darstellung des 6. Abschnittes, 
die in ihrer ursprünglichen Form etwa 17 Druckbogen betragen hat, den mir 
nach Maßgabe des für die Mitarbeiter aufgestellten Programms richtig er- 
scheinenden Umfang zu geben, insbesondere habe ich während der Aus- 
arbeitung auf meine Anfrage, ob eine monographische Darstellung des deut- 
schen Bechts nötig sei, von zuständiger Seite die Antwort erhalten, es bleibe 
darin jedem Mitarbeiter freie Hand. Keinesfalls wäre meine Darstellung der 
§§ HO — 122, die drei ganz verschiedene Materien umschließen, im Verhältnis 
zu den andern Beiträgen für den ersten Band zu umfangreich gewesen, denn 
für den bei weitem enger begrenzten Gegenstand, den die §§ 102, 103 und 
t04 bilden, sind 9 Bogen verfügbar gewesen. Da aber der vollständige Ab- 
druck meines Manuskripts zu einer Überschreitung des für den Band vor- 
gesehenen ümfangs geführt hätte, ist von der beim Reichs- Justizamt einge- 
richteten Geschäftsstelle für rechtsvergleichende Arbeiten während der Druck- 
legung gewünscht worden, ich solle meine Bearbeitung des 6. Abschnittes um 
etwa ein Drittel ihres Umfanges kürzen. 

Da meine durch das bereitwillige Entgegenkommen von Otto liebmanns 
Verlag unterstützten Bemühungen, wenigstens die Weglassung eines ganzen 
Teils zu vermeiden, ergebnislos gewesen sind, bin ich zu dem Vorschlag ge- 
drängt worden, den letzten Teil der Arbeit, der nunmehr hier selbständig er- 
scheint, auszuscheiden. Dieser Ausweg aus Schwierigkeiten, wie sie wohl 
keinem Sammelwerk erspart bleiben, ist von der Geschäftsstelle gutgeheißen 
worden. 



IV Vorwort 

Die ausgeschiedene Darstellung der Gefangenenbefreiung bildet ein m 
sich geschlossenes Ganzes; somit hat der selbständigen Veröffentlichung 
nichts im Wege gestanden. Daß sie erfolgen hat können, und zwar gleich- 
zeitig mit dem Erscheinen des ersten Bandes der Vergleichenden Darstellung, 
verdanke ich der freundlichen Bereitschaft des Verlages von G. L. Hirschfeld 
in Leipzig. 

Bei der Beurteilung der Untersuchung bitte ich aber ihre ursprüngliche 
Bestimmung berücksichtigen zu wollen ; sie hat es mit sich gebracht, daß die 
schon im Herbst 1904 verfaßten Ausführungen erst jetzt erscheinen; sie ist es, 
die zur Rechtfertigung der Art und Weise der Bearbeitung herangezogen 
werden und vielleicht sogar dafür eintreten muß, daß die Abhandlung über- 
haupt geschrieben worden ist 

Straß bürg, im Mai 1906. 

Max Ernst Mayer. 
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Einleitung. 

Die Entstehungsgeschichte der §§ 120—122 und 347 BStGB. 

Während unsere Materie von vielen älteren nnd von vielen geltenden 
ansländischen Gesetzen in einer ebenso interessanten als unangebrachten Kom- 
pliziertheit behandelt wird, hat sie im StGB, für die preußischen Staaten vom 
14. April 1851 eine einfache und im wesentlichen befriedigende Begelung, die 
dann vom BStGB. fibernommen worden ist, gefunden. Die §§ 120, 121, 347 
des BStGB. sind fast^ wörtliche Beproduktionen der preußischen §$ 94, 95, 
322; sie werden von den Motiven mit keinem Worte erwähnt und sind im 
Reichstag ohne Diskussion angenommen worden. Dagegen ist der § 122 
(die sogen. Gefangenen-Meuterei) etwas anders gefaßt worden als der § 96 
des preußischen StGB., weil dieser, wie die Motive allzu knapp bemerken, 
in der Praxis hie und da zu Härten geführt habe. 2) Die Milderung liegt 
lediglich 3) darin, daß die Meuterer, die Gewalttätigkeiten gegen Sachen ver- 
üben, nach dem preußischen StGB, denjenigen, die gewaltsam g^en Per- 
sonen vorgehen, gleichgestellt gewesen sind (§ 96 Abs. 2)^ während das 
BStGB. nur den letzteren die strenge Strafe (Zuchthaus bis zu 10 Jahren^) 
und Zulässigkeit von Polizeiaufsicht) androht (§ 122 Abs. 3).^) 

1) Die Differenzen werden in der Darstellung des geltenden Rechts erw&hnt 

2) Dasselbe sagen die Motive vom Tatbestand des Aufruhrs. 

3) Jm Entw. I § 101 war außerdem der Tatbestand des jetzigen Abs. 2 (Unternehmen 
eines gewaltsamen Ausbruchs) , der im preuß. § 96 an erster Stelle im Abs. 1 steht, ganz 
weggelassen. Entw. II § 120 und das Gesetz stimmen wörtlich überein. 

4) Der Antrag des Abg. Fries, neben dieser Strafe (refangnis nicht unter einem 
.Tahr zuzulassen, ist abgelehnt worden. Stenogr. Berichte über die Verh. des Reichstages, 
Session 1870 1, S. 487/38. 

5) Bemerkenswert ist noch, daß das preuß. StGB, nur die „in einer Gefangenanstalt* 
(so auch Entw. I) sich abspielende Meuterei mit Strafe bedroht hat (vom Entw. n an fehlt 
diese Beschränkung). Preußen hatte aber durch das Ges. v. 11. April 1854 § 5 die Straf- 
drohungen des § 96 seines StGB, für anwendbar erklärt auf außerhalb der Gefangenen- 
anstalt beschäftigte Gefangene, die sich zusammenrotten und entweder zu entfliehen suchen 
oder eine Widersetzung oder Nötigung begehen. — Femer hat das preuß. StGB. (Abs. 3 
des § 96) die Bildung einer Gesamtstrafe (vgl. i^ 79 RStGB.) ausgeschlossen durch die 
Worte: „die Strafe der Meuterei soll unabhängig von der Sti*afe des Verbrechens oder 
Vergehens, wegen dessen die Meuterer verhaftet sind, ausgesprochen und unmittelbar 
nach dieser Strafe vollstreckt werden*'. Die gleiche Anordnung findet sich in vielen 
Gesetzen. 

Mayer, Befreiung von Gefangenen. 1 



2 EiBJatuDg. 

Wenn wir znr Ergänzung der wenig ergiebigen nnmittelbaien Entstehnngs- 
geschichte unserer Delikte einen Blick anf die Partiknlargesetzgebnng tu^d 
damit zugleich anf die Entstehung des preußischen StGB, werfen 2), so treten 
uns die Ideen, denen wir bei der Betrachtung des auslandischen Rechts gründ- 
liche Beachtung zuwenden werden, entgegen. 

Der Grundsatz, dafi die Selbstbefreiung straflos ist, wird von allen Landes- 
gesetzen anerkannt, aber zum Teil mit sehr erheblichen Einschränkungen. 
So haben die preußischen Entwürfe bis 1843 die Selbstbefreiung durch Ge- 
walt an Sachen oder Personen unter Strafe gestellt, weil sie mindestens tat- 
liche Widersetzlichkeit seL „Die Immed.-Kommission hielt aber eine Vor- 
schrift hierüber für unnötig, da es unzweifelhaft sei, daß die Befreiung durch 
das Mittel der Gewalt oder durch andere an sich strafbare Mittel die Strafe 
der hierdurch verübten Verbrechen oder Vergehen nach sich ziehe, und es 
einer besonderen Strafbestimmung sonach für diese Art der Selbstbefreiung 
nicht bedürfe^. ^) Dem gleichen Gedanken geben mehrere Staaten, die die 
Selbstbefreiung straflos lassen, in ihren Gesetzen Ausdruck. <) Dagegen he- 
strafen Baden § 636, Thüringen Art 106, Sachsen 1855 Art 153 (ebenso 1868) 
und Bayern 1861 Art 143 die mit tätlicher Gewalt oder mit Drohungen 
gegen die Aufseher bewirkte Selbstbefreiung als solche. Nach dem Württem- 
bergischen StGB. (Art. 181) sind strafbar „Gefangene, welche sich mittelst 
gewaltsamen Ausbruches oder im Komplotte mit anderen Gefangenen aus der 
obrigkeidichen Gewalt befreien^. Ebenso stellen Sachsen 1838 Art 109 und 
Hessen Art 201 die Selbstbefreiung im Komplott unter Strafe.^) Dagegen 
findet sich der Tatbestand der Gefangenenmeuterei im Sinne Preußens fast 
nirgends % wohl aber statt dessen eine Verweisung auf die Aufruhrbestimmung. ^) 
Wir werden im Laufe der Darstellung Grund finden, diese von Preußen ab- 
weichende Regelung de lege ferenda zu befürworten. 

Eine allgemeine £^heinung ist die Unterscheidung der Befreier in solche. 



1) Ich benutze M. Stengleins Sammlung deutacher StGB. 1858. 3 Bde. 

2) Vgl. zum folgenden Hana Hof mann, die Gefangenenbefreiung (vgl. unten S. 4) 
S. 32, 40, 55, 63, 97 ff. und für die Entstehung des preuß. StGB, speziell Goltdammer, 
Materialien zum StGB, für Preußen 1851/Vi 11, 142 ff. 

3) Goltdammer 1. c 145. 

4) Bayern 1813 Art 330 (ihm folgend Oldenburg Art 335), Sachsen 1838 Art. 109, 
Hannover Art. 172, Hessen Art. 200 (ihm folgend Nassau Art 196). Von den Genannten 
bestrafen Sachsen und Hessen aber die Befreiung im Komplott (vgl. den Text). 

5) Ebenso der preuß. Entw. v. 1843: bei der Rev. von 1845 ist die Vorschrift ge- 
strichen worden aus der richtigen Erwägung, daß bei einer wechselseitigen Befreiung jeder 
Gefangene zunächst seine eigene Befreiung bezweckt Vgl. Goltdammer S. 145 u. 148. 

6) Eine Ausnahme macht z. B. Sachsen 1855 Art. 153. 

7) Sachsen 1838 Art. 109, Württemberg Art. 182, Braunschweig § 99, Thüringen 
Art 106, Bayern 1861 Art. 143, auch die preuß. Entw. v. 1843 u. 1847 (§ 114). Die Ver- 
weisung ist in einigen Gesetzen (z. B. Württemberg) mit einer Erweiterung des Aufruhr- 
begriffs verbunden, indem die Zusammenrottung zum gewaltsamen Ausbruch derjenigen 
zum Zwecke der Widersetzung gleichgestellt wird. 



Die Entstehungsgeschichte der §§ 120—122 u. 847 RStGB. 



die mit der Aufsicht über den Gefangenen betraut sind, und in dritte ^) ; die 
erste Gruppe wird strenger bestraft und hat regelmäßig Vorsatz und Fahr- 
lässigkeit zu verantworten. Indessen finden sich in den Einzelheiten auch 
bei dieser Trennung der Subjekte vielerlei Differenzen. Die vom preußischen 
StGB, vorgenommene Dreiteilung 2) begegnet nur in den von Preußen abhän- 
gigen Gesetzen, während regelmäßig zwei Kategorien einander gegenübergestellt 
werden und zwar bald „Beamte** (bezw. „öffentliche Diener") und Dritte (so 
Bayern 1813 Art. 329 u. 419 und 1861 Art. 144, ferner Württemberg Art 436 
und 180, Braunschweig § 277 u. § 109), bald die mit der Beaufsichtigung 
eines Gefangenen Beauftragten :— die Formulierungen stimmen nicht überein 
— und die andern Personen s), so daß die Subjekte des § 121 und des § 347 
des BStGB. zu der ersteren Gruppe gehören. 

Erhebliche Verschiedenheiten wurzeln darin, daß manche Gesetze dem 
Talionsprinzip treu bleiben, indem sie die Strafe des Befreiers nach der 
Schwere der Straftat des Befreiten abstufen^), während andere die Axt und 
Weise der Ausführung, besonders den Umstand, ob die Befreiung mit Gewalt 
oder List bewerkstelligt wird, maßgebend sein lassen.^) Hie und da werden 
auch beide Prinzipien vereinigt, meistens aber in der Art, daß die Berücksichtigung 
des Verbrechens des Befreiten der richterlichen Strafzumessung zugewiesen 
wird.®) Auch die preußischen Entwürfe haben, im Anschluß an das Allge- 
meine Landrecht, bis 1845 die beiden Momente für die Differenzierung des 
Strafmaßes verwertet. — Von weiteren die Strafhöhe bestimmenden Umständen 
sei noch die öfters sich findende Privilegierung der nahen Angehörigen des 
Befreiten erwähnt.^ 



1) Abweichend das Badische StGB., woselbst (§§ 632, 638) die Strafe für einen nn- 
beschrankten Personenkreis angesetzt wird und (im § 6S5) bloß dem Richter als lieben- 
strafe noch Dienstentlassung angedroht wird. 

2) Vgl. darüber Goltdammer I.e. 146; daselbst die (heute strittige) Ansicht, daß 
ein Beamter nie aus § 95, sondern stets aus § 322 strafbar ist. 

3) Sachsen 1838 Art 109 (ebenso 1855 Art. 152), Hannover Art 171, Hessen Art. 199 
Thüringen Art. 107. 

4) Bayern 1813 Art 328 u. 418, Württemberg Art 180, Braunschweig nur im § 277 
(Beamte), nicht im § 109. 

5) Baden § 633 n. 634 (indessen mit ^Berücksichtigung der besonderen Gefährlichkeit 
des Befreiten — nicht der Straftat!), Thüringen Art 107, Bayern 1861 Art 142. 

6) Sachsen 1838 Art 109, Hannover Art. 170 (171), Hessen Art 197 (198). 

7) Württemberg Art 180, Hannover Art. 170, Hessen Art. 198, Baden § 687. 
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Erster Abschnitt. 



Das deutsche Becht.'^ 



I. Das Objekt der Befreiung. 

Gefangener ist jeder, der seiner persönlichen Freiheit beraubt ist Ge- 
fangener im Sinne der §§ t20ff. ist ein engerer Kreis von Personen, und zwar 
ergibt sich die Einschränkung aus der grundsätzlichen Bedeutung der Straf- 
bestimmungen. Da die Autorität der Staatsgewalt geschützt werden soll, sind 
nur diejenigen Gefangenen, deren Befreiung als Mißachtung der Staatsgewalt 
anzusehen ist, taugliche Objekte. Diese Mißachtung ist als ein der Handlung 
wesentliches Moment aber nur gegeben, wenn es sich um eine im In- 
teresse der Justiz oder der Polizei verwirklichte Gefangen- 
schaft >) oder um Kriegsgefangenschaft handelt. Man könnte der- 
artige Gefangene wohl als Staatsgefangene bezeichnen und erwägen, ob dieser 
Begriff de lege ferenda tauglich erscheint.^) — Dem Kreis der Personen, 
deren Befreiung strafbar ist^), gehören hiemach an: 

Gefangene, die eine staatliche Strafe verbüßen, gleichviel ob die Strafe 
kriminellen oder disziplinaren Charakter hat oder ob sie Ordnungsstrafe ist ^) ; 



1) Neben den in Zeitschriften erschienenen Aufsätzen ist aus der monographischen 
Literatur die im folgenden nur mit dem Automamcn zitierte verdienstliche Dissertation 
von Hans Hofmann zu nennen: Die Gefangenenbefreiung in ihren historischen Grund- 
lagen, sowie in rechtsvergleichender und dogmatischer Darstellung 1903. — Femer werden 
nur mit dem Namen des Verfassers zitiert die bekannten Kommentare zum StGB, von 
Frank (3. u. 4. Aufl. 1903), Oppenhoff (14. Aufl., herausgg. von Delius 1901), OIs- 
hausen (7. Aufl. 1905/6); femer die Lehrbücher von Berner (18. Aufl. 1898), Bindin^ 
(der Name ohne Zusatz verweist auf die zweite Abteilung des U. Bds., Lehrb., besonderer 
Teil, 1905), Hälschner (Das gemeine deutsche Strafrecht 1881/87), v. Liszt (14. u. 15. Aufl. 
1905), Hugo Meyer (5. Aufl. 1895), Merkel (1889), Schutze (2. Aufl. 1874), endlich der 
Kommentar zum Militär-Strafgesetzbuch (» MilStGB.) von C. v. Koppmann (3. Aufl. be- 
arbeitet V. Weigel 1903). 

2) Es ist gmndsätzlich falsch, den Zweck der Gefangenschaft als irrelevant hinzu- 
stellen, wie das Uofmann 28 tut. Die Interpretation von Strafsatzungen kann niemals 
ohne Rücksicht auf das Interesse, dem die Normen gelten (d. h. auf den Zweck , dem sie 
dienen), unternommen werden. 

3) Bin ding 583 flf. bezeichnet die Delikte als „Verbrechen gegen das staatliche 
Haftrecht*'. 

4) Vgl. hierzu auch Günther, Idee der Wiedervergeltung III, 480/481. 

5) Olshausen, Frank u.a. rechnen hierher auch Studenten, die eine Strafe im 
Karzer verbüßen; es scheint mir aber sehr fraglich, ob diese Strafe staatliche Strafe ist. 



I. Das Objekt der Befreiung. 



Personen, die znm Zwecke der Vollstreckung einer prozessualen Zwangs- 
maßregel ihrer Freiheit beraubt sind, also etwa die auf Grund eines Vorftih- 
rungs-i) oder Haftbefehls oder eines Steckbriefs festgenommenen, gleichviel 
ob die Freiheitsentziehung kürzere oder längere Zeit hindurch andauern soll ^) ; 
hierher sind femer die vorläufig Festgenommenen (StPO. § 127) zu rechnen, 
sofern ein Beamter als solcher die Festnahme ausführt, dagegen kann die 
vom Privatmann verwirklichte Freiheitsentziehung wieder aufgehoben werden, 
ohne daß die Autorität der Staatsgewalt angegriffen wird'); endlich gehören 
der in Frage stehenden Kategorie die auf Grund der ZPO. (vgl. §§ 888^ 901, 
918, 936) in Haft genommenen Parteien an; 

Personen, die in einem Arbeitshaus interniert sind^), 
sowie solche, die sich in polizeilicher Verwahrung befinden, 
endlich Kriegsgefangene; auch derjenige, der nicht anders denn durch 
sein Ehrenwort an dem ihm angewiesenen Ort gehalten wird, ist durchaus 
Gefangener im Sinne der §§ 120ff. und des MilStGB. § 144&), da nichts 
darauf ankommen kann, ob die von der Staatsgewalt vollzogene Freiheitsent- 
ziehung durch physische oder durch moralische Mittel gesichert wird. Es ist 
femer nicht zu übersehen, daß Kriegsgefangene, die unter Bruch des gegebenen 
Ehrenwortes entweichen, selbst Strafe, und zwar die Todesstrafe verwirken 
(MilStGB. § 159).») 

Die genannten Personengruppen werden durch den Begriff „Staats- 
gefangene^ gedeckt, nicht aber die folgenden: 

Schüler, die Schularrest verbüßen, sind untaugliche Objekte^), weil die 
Schuldisziplin mit der Hausdisziplin auf gleicher Stufe steht (Olshausen). 
Gegen diese im Volke herrschende Anschauung eine juristische Deduktion 
ausspielen zu wollen, ist unrichtig. Es müßte schon ein gar eigenartiger Fall 
sein, wenn in der Befreiung eines nachsitzenden Schülers eine Mißachtung 
der Staatsgewalt gefunden werden kann. — Das gleiche gilt für Jugendliche, 



1) £. 12, 162, woselbst mit Recht StPO. § 135 als beweiskräftig angeführt wird. 

2) Der Umstand, daß der Festgenommene nach der Feststellung seiner Personalien 
wieder in Freiheit gesetzt wird, kann nicht hindern, ihn vorher als Gefangenen anzusehen; 
E. 12, 427. 

3) Vgl. £. 13,254, Olshausen § 120 N. 2, Binding 585 u. a. Unrichtig Schütze 
271. — Es versteht sich, daß der Gefangene, sobald er einem Beamten ausgeliefert ist, 
taugliches Objekt ist 

4) Allgemeine Lehre, vgl. E. 15, 217, Binding 584. 

5) Ebenso Merkel 395, Meyer 664, v. Li8zt562, Koppmann- Weigel §144N.4; 
anderer Ansicht: Olshausen 2, Oppenhoff 6, Hofmann 30, Binding 586. Eine ge- 
setzliche Encschddung der Frage wäre wünschenswert. 

6) Wer als Gehilfe an dieser strafbaren Selbstbefreiung teilnimmt, wird, wenn er dem 
Militarstrafrecht untersteht, nach MilStGB. §144, sonst nach §120 des StGB, bestraft. 
Vgl. Koppmann-Weigel § 144 N. 4. 

7) Ebenso Olshausen 2, Binding 585. Dagegen u. a. Frank II, 3 („Wird der 
Arrest unter staatlicher AutoritSt verh&ngt, so wird man sich leider der Bejahung der 
Frage nicht entziehen dürfen.*^), auch Hof mann 32. 



r 
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die Id einer Erziehungs- oder Besserangsanstalt untergebracht sind. Die 
Unterbringung dient, gleichviel auf welchem Titel sie beruht, der Erziehung, 
d. h. die Anstalt tritt an die Stelle der Schule und der Familie. Daher sind 
die Anstaltszöglinge ebensowenig Gefangene wie ein Kind, das einer Familie 
zur Zwangserziehung überwiesen worden ist. 2) Wenn aber die Anstalt die 
Bewegungsfreiheit der ihr Überwiesenen mehr beschränkt, als wie es in 
Familien und Schulen der Fall ist, so liegen die GrOnde hierfür in der großen 
Zahl und dem Charakter der Zöglinge, sowie in der alles umfassenden Auf- 
gabe eines solchen Instituts, also in organisatorischen und in pädagogischen 
Umständen; keineswegs haben die Freiheitsbeschränkungen den Sinn, den 
Zögling zu einem Gefangenen zu machen. Und ich meine, es müßte alles 
vermieden werden, was der Meinung, die Erziehungsanstalt sei ein Gefängnis, 
Nahrung gibt; denn diese Anschauung ist, sowohl wenn sie von der An- 
staltsleitung, als auch wenn sie von den Kindern oder deren Eltern gehegt 
wird, ein Hindernis für die ersprießliche Wirksamkeit der Anstalt. — Andrer- 
seits muß man nun mit der Tatsache, daß die Entweichung von Zöglingen 
häufig von Angehörigen oder den Nachbarn der Anstalt unterstützt oder auch 
veranlaßt wird, rechnen. Es ist daher wohl angebracht, solchen Handlungen 
durch eine Straf drohung entgegenzutreten, um zu bekunden, daß sie nicht 
sein sollen, und um womöglich abschreckend zu wirken. Dann muß man 
aber die Handlung auffassen als das, was sie ist: die Hinderung der Tätig- 
keit eines Verwaltungszweiges, also eine Verwaltungswidrigkeit Danach wäre 
die Handlung als Übertretung nach den Grundsätzen des Verwaltungsstraf- 
rechts, daß wir von der neuen Gesetzgebung erhoffen, zu bestrafen. Diese 
Regelung empfiehlt sich, wenn ich von meiner an anderer Stelle entwickelten 
Auffassung des Verwaltungsstrafrechtes ausgehen darf, um so mehr, weil die 
grundsätzlich zu fordernde wirksame Bekanntmachung der Verwaltungsstraf- 
vorschriften an die Personen, die die Bestimmung angeht, im vorliegenden 
Fall leicht zu bewerkstelligen ist Dadurch würde auch die prävenierende 
Eigenschaft der Straf drohung auf das beste gewährleistet werden. Endlich 
ist es von großem Gewicht, daß die Forderung nicht als etwas völlig Neues, 
sondern lediglich auf den Ausbau bestehender Rechtssätze ausgeht^) 



1) Sie sind nach Meyer 664, v. Liszt 562, Hof mann 31, Bindin^ 585 nie Ge- 
fangene, nach E. 15, 39 und Olshansen 2 sind sie Gefangene, wenn die Freiheitsbeschrän- 
kungen das Maß der ge wohnlichen Schulzucht überschreiten. Ahnlich Frank II, 1. 

2) Vgl. E. 15,40. — Ganz anders liegt der Fall, wenn ein Zögling seiner Freiheit 
nicht zum Zwecke der Erziehung beraubt ist Daher führt E. 37, 366 mit Recht aus, daß 
ein Fürsorgezögling, der nach seiner Entweichung von der Polizei zwangsweise der An- 
stalt zugeführt wird (iJ 9 des preuß. Ges. v. 2, Juli 1900), während des Transportes als Ge- 
fangener anzusehen ist; denn hier ist es überhaupt belanglos, ob der Zögling während 
seines Aufenthaltes in der Erziehungsanstalt Gefangener ist, entscheidend ist lediglich, daß 
er während des Transpoites der staatlichen Exekutivgewalt überantwortet ist. 

3) Die Zwangserziehnngsgesetze mehrerer Bundesstaaten ergänzen den § 120 (und 
auch den § 235) des StGB, durch Bestimmungen , nach denen mit Haft oder Geldstrafe 



I. Das Objekt der Befmung. 



Personen, die auf Anordnung einer Behörde in einer Irrenanstalt ver- 
wahrt werden^), sind Kranke und ebensowenig „Gefangene^ wie körperlich 
Kranke, die infolge von behördlichen Anordnungen in Anstalten — etwa in 
Isolier-Spitälem — untergebracht sind, und wenn man an die Frage heran- 
treten will, ob die Befreiung eines Kranken unter Strafe gestellt werden soll, 
80 darf man kdnesfalls zwischen Geisteskranken und andern unterscheiden, 
sondern mufi die Kranken, deren Befreiung eine Gefährdung der Gesellschaft 
ist, von denjenigen, die, ohne daß eine Gefahr entsteht, befreit werden können, 
scheiden. In die erstere Gruppe gehören durchaus nicht alle Geisteskranke, 
Yon den körperlich Kranken aber die mit ansteckenden Krankheiten Behafteten. 
So viel nun dafür spricht, die Befreiung eines gemeingefährlichen Kranken 
unter Strafe zu stellen, so verkehrt dünkt es mir, diese Handlung wie die 
Befreiung eines Sträflings zu bewerten. Denn in der Befreiung des gemein- 
gefährlichen Kranken wird sich regelmäßig eine Mißachtung der Staatsgewalt 
nicht bekunden und niemals wird sie als das wesentliche Moment -angesehen 
werden können. Vielmehr liegt (ähnlich wie im vorher besprochenen Fall) 
in der Befreiung eines unter Staatsaufsicht verwahrten Kranken die Hinde- 
rung einer Verwaltungstätigkeit, die, wenn der Kranke gemeingefährlich ist, 
strafwürdig ist. Als Verwaltungsdelikt sollte man die Befreiung von gemein- 
gefährlichen Kranken in das neue Reichsrecht aufnehmen. 

Im ganzen ergibt sich, daß die künftige Gesetzgebung jedenfalls die Auf- 
gabe haben wird, den heute bestehenden Kontroversen über die Umgrenzung 
der tauglichen Objekte den Boden zu entziehen, und zwar nach der hier ver- 
tretenen Ansicht mit der Tendenz, den Kreis nicht weiter zu ziehen, als es 
der Begriff des Staatsgefangenen angibt; daneben sollten unter die Über- 
tretungen ergänzende Bestimmungen aufgenommen werden. Bei der Betrachtung 
des ausländischen Kechts werden wir Mittel, die zur Lösung der Aufgaben 
geeignet sind, kennen lernen und sehen ^ daß die liier befürwortete Richtung 
in den fremden Gesetzen herrscht. 



bis 150 Mark derjenige bestraft wird, der unbefugt eine zur Zwangserziehung in einer 
Familie oder Anstalt untergebrachte jugendliche Person aus der Familie oder der Anstalt 
entfernt oder sie verleitet, sich zu entfernen. So zuerst das Badische Ges. v. 8. Juni 1894, 
dem die Zwangserziehungsgesetze von Württemberg, Anhalt und Reuß ä. L. sich an- 
schließen. — Wesentlich strenger ist das preußische Gesetz vom 2. Juli 1900 ($21), das 
auch die Vereuchs- und Beihilfehandlungen (femer den Versuch, die Anordnung der Zwangs- 
erziehung zu vereiteln,) bedroht, und zwar mit Ge^gnis bis zu zwei Jahren und Geld- 
strafe bis zu 1000 Mark allein oder in Verbindung miteinander. — Sachsen-Meiningen 
(§11) gibt der höheren Verwaltungsbehörde das Recht, durch Androhung von Strafen 
(bis 100 Mark oder Haft bis 14 Tage) den Eingriffen in die Zwangserziehung entgegen- 
zutreten. Vgl. hieran besonders £. Loening, Die Zwangsemeh. Minderjähr, nach d. deutsch. 
Reichs- u. Landesgesetzen in Conrads Jahrb. f..Natök. u Statistik, S.Folge, Bd. 22 (1901). 
1) Sie werden richtig nicht zu den Gefangenen gezählt von Meyer 664, v. Liszt 562, 
Binding 584; dagegen werden sie von Olshausen 2, Frank 11,2, Hofmann 32 als 
tangliche Objekte angesehen. Oppenhoff 1 zweifelt ~ Ober Gefangene, die als solche 
einem Krankenhaus übergeben werden, s. unten S. 22. 
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IL Die Subjekte der Befreiung. 

Die Bechtssätze, die unsere Materie regeln (§§ 120—122, § 347, MilStGB. 
§ 1 44), unterscheiden sich grundsätzlich nach den Subjekten, denen Strafe ge- 
droht ist Dem § 120 untersteht jedermann mit Ausnahme der Personen- 
gruppen, für die in den andern Satzungen besondere Bestimmungen gegeben 
sind; wir bezeichnen, wie es üblich ist, die Subjekte des § 120 kurz als 
„Dritte'^, zu einer besonderen Untersuchung geben sie keinen Anlafi. Die 
mit der Beaufsichtigung eines Gefangenen beauftragten Nichtbeamten sind 
die Subjekte des § 12t, die mit der Beaufsichtigung betrauten Beamten die 
des § 347; für die Personen des Soldatenstandes gibt der § 144 MilStGB. eine 
Sondervorschrift Die Gefangenen, die sich selbst befreien, sind straflos; der 
§ 122, der von ihnen spricht, enthält nicht ein Befreiungsdelikt, sondern das 
Vergehen und Verbrechen der Meuterei. 

1. Um bestimmen zu können, wer aus § 12t strafbar ist, muß man zu- 
nächst den Personenkreis des § 347 feststellen. Nur Beamte (vgl. § 359) 
kommen als Täter in Betracht, und da die Beamteneigenschaft das Delikt 
nicht konstituiert, sondern qualifiziert, ist die Norm des § 347 als uneigent- 
liches Amtsdelikt zu kennzeichnen. Es kann aber nicht jeder Beamter aus 
§ 347 strafbar werden, sondern nur ein solcher, dem die Beaufsichtigung, Be- 
gleitung oder Bewachung eines Gefangenen anvertraut ist Was unter ^An- 
vertraut sein^ zu verstehen ist, ist kontrovers, und zwar ist erstens strittig, ob 
* ** ** 

eine Übergabe an den Beamten, 'zweitens ob eine Übernahme seitens desselben 

erforderlich ist 

Nach Frank (§ 347, 1) setzt das Anvertrauen einen Ubergabeakt voraus, 
„und zwar in dem Sinne, daß der Gefangene als solcher dem Beamten von 
einem andern Beamten übergeben wird. Daher findet § 347 keine Anwen- 
dung, wenn der Täter die Verhaftung selbst vorgenommen hat Hat er dabei 
aus eigener Initiative d. h. ohne Auftrag einer Behörde oder eines andern 
Beamten gehandelt (StPO. § 127), so ist er überhaupt nicht strafbar. Handelt 
er kraft Auftrags, so fällt er unter § 121^. i) — Nach der herrschenden Lehre 
ist dagegen die Übergabe keine begriffliche Voraussetzung des Anvertrauens, 
ebensowohl wie die Übergabe vermag ein Auftrag oder die allgemeine auf 
dem Amt beruhende Pflicht zur Beaufsichtigung, den Gefangenen zu einem 
zur Aufsicht anvertrauten zu machen.^) Innerhalb dieser Lehre scheiden sich 



1) EbeDso v. Liazt 586, der „anvertrauen ** und „dienstlich übergeben^ einander gleich- 
setzt Gegen Frank und v. Liszt scharf Binding 596 N. 7. 

2) Vermittelnd Hof mann 104 — 107, das Anvertrauen setze eine Überweisung, ent- 
weder durch Übergabe oder durch Designierung der Penon (z, B. Aushändigung des Haft- 
befehls) voraus. — Hof mann betont namenüich, daß, wenn der Begriff des Anvertrauens 
erfüllt sein soll, das Übernehmen derivativ sein müsse; ich glaube, daß auf das Ober- 
nehmen der Nachdruck zu legen ist; das ausgesetzte Kind, das ich bei mir aus freien 
StQcken aufgenommen habe, ist mir anvertraut. 
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die Meinungen wieder insofern als Olshausen (347,3) fordert i), dafi der 
Beamte die Beanfsichtigiing übernommen habe, während das Beichsgericht 
(E. 8, 313, 27, 209)2) anch dieses Erfordernis für unwesentlich hält») 

Aus dem Worte „An^rertranen" kann m. K eine zwingende Entscheidung 
der Streitfragen nicht abgeleitet werden, obwohl manches dafür spricht, daß 
Olshausens Ansicht, die keinen Übergabe-, aber einen Übernahmeakt als 
wesentlich erachtet, den Wortsinn am treusten wiedergibt.*^) Jedenfalls aber 
wird man dieser Ansicht beitreten müssen, wenn man von dem Willen des 
Gesetzes ausgeht Wir dürfen nicht behaupten, daß er darin besteht, jede 
Gefangenenbefreiung, deren sich ein Beamter als solcher schuldig macht, 
strenger zu strafen als die von andern Personen yorgenommene, das 
wäre eine petitio principii; wohl aber darf es als feststehend angesehen werden, 
daß das Gesetz zum mindesten die gröbsten Pflichtverletzungen des Beamten 
treffen wollte. Von diesem Standpunkt aus erscheint es aber unbegründet, 
nach Franks Lehre die Verletzung derjenigen Pflicht, die durch einen Auf- 
trag der YOi^esetzten oder sonstwie legitimierten Behörde begründet worden 
ist, oder derjenigen, die aus den grundsätzhcben Anforderungen des Arotes 
an seinen Träger entspringt, für minder strafbar zu erachten als die Ver- 
letisung der auf einem Ubergabeakt beruhenden Pflicht, denn nichts spricht 
dafür, daß der Ubergabeakt eine strengere Pflicht schafft als die Beauftragung 
oder die dem Amt immanente Anforderung. Somit ergibt sich, daß es gleich- 
gültig ist, auf Grund welcher Vorgänge der Beamte in die Lage gekommen 
ist, den Gefangenen gefangen zu halten, entscheidend ist nur, daß für ihn als 
Beamten die Pflicht besteht, die seiner Gewalt unterstellte Person ^) nicht frei- 
zulassen. Hiermit ist auch schon gesagt, daß der § 347 den Beamten, der 
die Beaufsichtigung, wenn auch zu Unrecht, nicht übernommen hat, nicht 
treffen kann; denn § 347 richtet sich nicht gegen die pflichtwidrige Unter- 
lassung, jemanden gefangen zu nehmen oder den bereits Festgenommenen zu 



1) Ebenso Meves in H H.3, 955, Hälschaer 2, 1055. 

2) In Widersprach mit diesen Entscheidungen steht E. 13, 256. Der Angeklagte hatte 
die Aufforderang, den Festgenommenen zu bewachen, abgelehnt „Aber nur dann — führt 
das BG. aus — wenn der Angeklagte dieser Aufforderung Folge geleistet und damit die 
Pflicht zur fernem Beaufsichtigung übernommen hätte, würde das Tatbestandsmerkmal des 
Anvertrauens im Sinne des § 347 für vorliegend erachtet werden können*^. Diese Lehre 
ist m. E. richtig (cf. Text). 

3) Ebenso Oppenhoff 347, 2. 

4) Im Schweiz. Vurentwurf (Ezpertenkomm. Art. 208) lautet der deutsche Text: „Der 
Beamte, der einen 'Gefangenen, den er überwachen oder beaufsichtigen soll, absichtlich 
entweichen läßt ..."■ Danach ist ein Übergabeakt offenbar nicht erforderlich. Der fran- 
zösische Text lautet: „Le fonctionnaire qui aura intentioneÜement laissö fuir un d6tenu 
confi6 ä sa garde ou ä sa surveillance ...*^. Diese Übersetzung wäre falsch, wenn das 
Anvertrauen einen Übergabeakt voraussetzen würde. 

5) Der Beamte , der büreaumäßig Haftsachen u. dgL erledigt und dabei etwa eine 
vorzeitige Entiassung veranlaßt, untersteht nicht dem § 347. Vgl. E. 27, 209, Olshausen 
und Frank 1. c. 
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übernehmen O7 — dieses Verhalten fällt unter Umständen unter § 346 — , 
sondern gegen die unberechtigte Freilassung des zur Bewachung schon über- 
nommenen Gefangenen. 

Wenn das neue Gesetz die Streitfragen in diesem Sinne entscheiden wilb 
so wird es gut tun, das Merkmal ;, Anvertrauen" fallen zu lassen und durch 
ein anderes, wie etwa „Verpflichtetsein'' oder ^Obhegen" zu ersetzen. 

2. Halten wir an der unter Ziffer 1 soeben angenommenen Ansicht fest, 
so bleiben als Subjekte des §121 nur Personen übrig, die nicht als 
Beamte mit der Beaufsichtigung oder Begleitung 2) von Gefangenen beauftragt 
sind^); durch diese Beauftragung unterscheiden sie sich von den Subjekten 
des § 120, dadurch, daß sie nicht als Beamte beauftragt sind, von denen des 
§ 347.^) Beispielsweise gehören hierher: irgend welche Personen, die beim 
Transport von Gefangenen mit der Aufsicht betraut werden, Krankenwärter, 
die für den im Krankenhaus untergebrachten Gefangenen zu sorgen haben, 
Unternehmer, denen Gefangene zur Beschäftigung überlassen sind. 

Die Erteilung des Auftrags hat strafrechtlich lediglich die Wirkung, daß 
der Beauftragte auch wegen fahrlässigen Entweichenlassens strafbar ist; der 
für vorsätzliche Befreiung angesetzte Strafrahmen ist der gleiche wie im 
§ 120. Der Auftrag erzeugt also eine Verschärfung der Haftung. Hieraus 
und aus der grundsätzlichen Bedeutung der Gesetzesstelle ergibt sich, daß 
nicht jedermann einem andern den Auftrag, die Aufsicht zu übernehmen, 
wirksam erteilen kann, z. B. nicht die Privatperson, die einen Delinquenten 
vorläufig festgenommen hat Vielmehr kommt nur der von der Obrigkeit un- 
mittelbar oder mittelbar Beauftragte als Subjekt des § 121 in Betracht; eine mittel- 
bare Beauftragung wird man namentlich annehmen müssen, wenn der Auf- 
seher, etwa ein Transporteur, gezwungen ist, weitere Personen zur Bewachung 
heranzuziehen, weil dann die Weitergabe des Auftrags mit zur Durchführung 
seines Auftrages gehört^) 

Andererseits .sind die Voraussetzungen des § 121 nicht erfüllt, wenn der 
Ersuchte den Auftrag abgelehnt hat.^) Auch kann die Ablehnung des Auf- 
trags ebensowenig wie in den Fällen des § 347 als solche oder als fahr- 



1) Anders MilStGB. $ 144, woseibst auch demjenigen Strafe gedroht ist, „der eine 
von seinem Vorgesetzten ihm befohlene oder eine ihm dienstlich obliegende Verhaftung 
vorsätzlich nicht zur AusfQhfung bringt*^. 

2) Die Bewachung wird im § 121 abweichend von den §§ 120, 347 nicht erwähnt: 
dies ist belanglos, da der Begriff der Beaufsichtigung den der Bewachung umfaßt 

3) Frank 121, 1 lehrt folgerichtig, daß auch Beamte aus § 121 strafbar sein können, 
nach Olshausen (§ 121 N. 1) ist dies ausgeschlossen. 

4) Ebenso wohl Binding 596; ein Beamter, der nicht ^zur Hafthaltung berufen" 
ist, unterfallt dem § 121. 

5) Ebenso Olshausen § 121, 1, Hälsohner 2, 962, E. 7, loS. Vgl. Binding 590. 

6) Konkludente Handlungen genügen zur Cbeinahme des Auftrags und setzen eine 
vorangehende Ablehnung außer Kraft. Daher ist dem Urteil des RG. E. 19, 330 bei- 
zutreten. * 



II. Die Subjekte der Befreiung. 1 1 

lassige Beförderung der Befreiung bestraft werden. Es ist aber nicht 
zu übersehen, daß die Umstände so liegen können, daß sich die Ablehnung 
des Auftrags als eine dolose (negative) Beihilfe zur Selbstbefreiung — straf- 
bar nach § 120 — erweist. 

3. Das militärische Sonderdelikt (§ 144 MilStGB.), dessen Tat- 
bestand, wie schon erwähnt (vgl. oben S. 10 Anm. 1)^ weiter ist als der des § 347 
(121), kann nur von Personen des Soldatenstandes (MilStGB. § 4 — 6) begangen 
werden. Zu diesen gehören in Preußen, Baden, Hessen, Elsaß - Lothringen, 
Mecklenburg -Schwerin, Waldeck, Schaumburg -Lappe und Lippe auch die 
Landgendarmen (vgl. EG. z. MilStGB. § 2). Dagegen unterstehen nach MilStGB. 
§ 154 die Militärbeamten (MilStGB § 5), wenn sie mit der Gefangenenaufsicht 
betraut sind, wie alle Beamte dem § 347.^) 

Strittig ist es, ob Personen des Soldatenstandes, die an Gefangenenanstalten 
beschäftigt werden, gegebenen Falles nicht auch nach § 347 zu bestrafen sind. 
Die Frage wird veranlaßt durch MilStGB. § 145'^), ist aber zu verneinen. Denn 
§ 145 will in keiner Weise das Anwendungsgebiet militärischer Tatbestände 
aufheben, also auch nicht die Sphäre des § 144 einengen, sondern besagt 
lediglich, daß auf Personen des Soldatenstandes, denen Geschäfte der Heeres- 
oder Marineverwaltung übertragen sind, auch diejenigen allgemeinen Straf- 
gesetze Anwendung finden, die ein Verbrechen oder Vergehen im Amte dar- 
stellen. Diese Bestimmung war nötig, weil die Personen des Soldatenstandes 
nicht Beamte im Sinne des § 359 sind, wohl aber, wenn sie jene Geschäfte 
wahrnehmen, den Beamten strafrechtlich gleichstehen müssen. Aber in diesem 
wie in jedem andern Fall finden die allgemeinen Strafgesetze des Reichs auf 
Militärpersonen nur insoweit Anwendung, als nicht die Militärgesetze ein 
andres bestimmen (StGB. § 10). Der Vorrang des § 144 MilStGB. vor § 347 
wird also durch § 145 MilStGB. nicht angetastet 3) 



1) Vgl. Koppmann- Weigel, die Noten zu den im Text zitierten 

2) „Eine Person des Soldatenslandes, welche bei einem ihr übertragenen Geschäfte 
der Heeres- oder Marineverwaltung eine üandlnng begeht, welche im Sinne der allgemeinen 
Strafgesetze ein Verbrechen oder Vergehen im Arote darstellt, ist nach den in jenen Ge- 
setzen für Beamte gegebenen Bestimmungen zu bestrafen". 

8) Ebenso Hecker, Lehrb. des Militstrfr. (1887) 280, Koppmann-Weigel § 145, 6. 
Dagegen neuerdings Weiffenbach, MilitärrechÜiche Erörterungen (1902) S. 57ff. und 
Herz-Ernst, Ausgabe des MilStGB. in der Guttentagschen Sammlung; sie behaupten, 
§ 145 mache die Delikte des 28. Abschn. des StGB, zu militärischen Verbrechen und Ver- 
gehen, und es sei daher diesen Tatbeständen als speziellen militärischen Delikten der Vor- 
rang vor den aligemeinen Bestimmungen des MilStGB. d. i. vor § 144 (ebenso vor § 138, 
§ 140 daselbst) einzuräumen. Diese Argumentation steht auf unhaltbarer Grundlage, denn § 145 
enthält unverkennbar die Anweisung, daß nach dem bürgerl. StGB gestraft werden soll, 
bedroht also nicht selbst die in Frage stehenden Handlungen mit Strafe, während doch 
nur eine im MilStGB. bedrohte Handlung ein militärisdies Delikt ist. Ebenso wenig stich- 
haltig ist es. daß sich Weiffenbach auf die Motive zu § 145 beruft, die die Bestimmung 
damit erklären, daß die Gleichheit vor dem Gesetze hergestellt werden solle. Dieser Passus 
kann nur so verstanden werden, daß Soldaten, die amtliche Funktionen wahrnehmen, in 
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4. Der Bespekt vor der natürlichen Macht des Freiheitstriebes hat die 
Gesetzgeber dazn geführt, die Selbstbefreiung straflos zu lassen. Es ist 
ausgeschlossen, diese Ermngenschaft humaner Bestrebungen i) wieder aufzugebea. 
Indessen ist bei aller Humanität der Gefangene nicht so günstig gestellt, wie 
es auf den ersten Blick den Anschein hat. 

Die Entweichung aus der Gefangenenanstalt ist ein Verstoß gegen die 
E[ausordnung und wird daher an dem Wiedereingelieferten und an demjenigen, 
der zu entweichen versucht, disziplinarisch geahndet. Dabei ist es geradezu 
ein Hohn auf die yielberufene Humanität, wenn der Sträfling einer Strafe, die 
wegen ihrer Dnhumanität aus der Keihe der kriminellen Strafen entfernt 
worden ist, wenn er der Prügelstrafe unterworfen wird/^) Aber auch andere 
Disziplinarstrafen, wie z. B. Lattenarrest, Einsperrung in eine finstere Zelle, 
treffen den Gefangenen schwerer als wie die kriminelle Bestrafung, die auf 
Grund des geltenden Strafensystems nur in einer mäßigen Verlängerung der 
Freiheitsstrafe bestehen könnte. Dazu kommt, daß der Disziplinarbestrafung 
die alle Willkür erschwerenden Garantien, die der Stolz unserer Justiz sind» 
fehlen. Bei dieser Sachlage drängt sich die Erwägung auf, ob man nicht die 
kriminelle Bestrafung der Selbstbefreiung gerade im Interesse der Humanität, 
die man wahren will, fordern muß. Dem steht zunächst entgegen, daß die 
kriminelle Bestrafung grundsätzlich die Disziplinarbestrafung nicht ausschließt; 
eine Durchbrechung dieses Grundsatzes für den Fall der Selbstbefreiung würde 
sich aber nicht empfehlen. Vielmehr liegt es am nächsten, in dem Straf voll- 
zugsgesetz^ auf das wir hoffen, die Disziplinarbestrafung der Selbstbefreiung 
auf die Grenzen zu beschränken, die der Humanität entsprechen. Vielleicht 
könnte sogar die letzte Konsequenz, das Verbot der Disziplinarbestrafung, ver- 
wirklicht werden. Jedenfalls wird man in dieser Richtung vorgehen müssen, 
wenn die Straflosigkeit der Selbstbefreiung mehr sein soll als ein Prunkstück 
der Jurisprudenz. 

In der Art, wie der Gefangene sich selbst befreit, kann eine selbständig 
strafbare Handlung liegen. Die Bedrohung, Körperverletzung, Tötung, Sach- 
beschädigung usw., die der Gefangene zum Zwecke seiner Befreiung begeht, 
ist natürlich ebensowohl strafbar, als wenn die gleiche Handlung zu irgend 

Fällen, in denen Beamte bestraft werden, nicht straflos sein sollen, nicht aber so, daß 
den Sonderbestimmongen des MilStGB. (§ 144) Abbrach getan werden soll, damit eine 
Gleichheit der Strafrahmen erreicht werde. 

1) Hof mann S. 48 will „die zum banalen Gemeinplatz gewordene Wendung, die 
Straflosigkeit beruhe lediglich auf humanen BeweggrQnden*^, als wissenschaftliche Begrün- 
dung nicht gelten lassen. Ich vermag nicht einzusehen, was an dieser Begründung unwissen- 
schaftlich ist oder warum sie unzureichend sein soll. Keinesfalls liegt in den von Hofmann 
angefahrten Tatsachen, daß sich die Straflosigkeit im Laufe der Zeiten „gleichsam als lex 
nata*^ durchgesetzt hat und heute fast überall anerkannt ist, ein neuer Gesichtspunkt. 

2) Vgl. Frank 120,1: „Höchst bedauerlich aber ist es, daß zuweilen bei Befreiungs- 
versuchen Prügelstrafe verhängt wird, der Gefangene sich also wesentlich schlechter steht, 
als bei krimineller Ahndung**. 
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einem andern Zwecke ausgeführt wird Da aber in sehr vielen Fällen eines oder 
das andere dieser Delikte das Mittel ist, zor Freiheit zu gelangen, liegt es 
nahe, einen Tatbestand zu schaffen, der die gewaltsame Selbstbefreinng als 
besonderes Delikt konstituiert Wir werden in dem der Bechtsyergleichung 
gewidmeten Teil darauf hinweisen, daß kein Bedürfnis besteht, ein solches 
Spezialdelikt zu schaffen. 

Der Grundsatz, daß die Selbstbefreiung straflos ist, gilt im Militärrecht 
nicht Das MilStGB. bestimmt im § 79: „Ein Gefangener, welcher sich selbst 
befreit, wird, wenn nicht die härtere Strafe der Fahnenflucht verwirkt ist, mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten bestraft^ ^) Diese Bestimmung ist be- 
rechtigt; und zwar ergibt sich ihre Richtigkeit von dem Gesichtspunkt aus, 
der die Kritik und Dogmatik des Militärstrafrechtes überhaupt beherrschen 
muß: Das Militärstraf recht hat die Aufgabe, das Interesse an der Disziplin 
strafrechtlich zu schützen; denn die Disziplin des Soldatenstandes ist nicht 
bloß eine interne Angelegenheit des militärischen Verbandes — als solche wird 
sie durch die Disziplinarstrafordnung gewahrt — , sondern ein des Schutzes 
würdiges und bedürftiges Bechtsgut der Nation. Die Entweichung eines mili- 
tärischen Gefangenen ist nun sowohl ein Ungehorsam gegen dienstliche Be- 
fehle als auch eine unerlaubte Entfernung von der Truppe 2) und somit ein 
schwerer Verstoß gegen die Disziplin. Die Strafdrohung des § 79 ist daher 
für die tiefer dringende Betrachtung nicht so sehr eine Durchbrechung des 
Grundsatzes^ der die Selbstbefreiung straflos läßt, als eine Durchführung des 
Grundgedankens, der das Militärstrafrecht beherrscht^) 

Auf die Auslegung des § 79 im einzelnen^) einzugehen, ist überflüssig, 
weil die an andern Stellen entwickelten Lehren auch hier zutreffen.^) Nur 



1) Für die Gefangenschaft, deren Bestand ganz oder in erster Linie durch Treu und 
Glauben verbürgt wird, mußten besondere Bestimmungen gegeben werden. Vgl. MilStGB. 
§80, Abs. 1: „Em Offizier, welcher während der Verbüßung des Stubenarrestes eigen- 
mächtig seine Wohnung verläßt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 6 Monaten bestraft, zu- 
gleich ist auf Dienstentlassung zu erkennen*^. Vgl. femer MilStGB. § 159, Abs. 1: ^Ein 
Kriegsgefangener, welcher unter Bruch des gegebenen Ehrenwortes entweicht, oder, auf 
Ehrenwort entlassen, die gegebene Zusage bricht, wird mit dem Tode bestraft*^. 

2) Vgl. die Motive zum MilStGB. S. 95. 

3) Die früheren deutschen Militärstrafgesetzbücher haben zum Teil diese Rechtfeitigung 
in den Tatbestand aufgenommen, so z. B. das Wurttembergische (vom 26. Juli 1818) Art 74: 
„Wer aus dem Arrest oder Gefängnis ... entweicht, ist als Deserteur anzusehen, 
wenn schon seine Absicht dahin ging, sich der Strafe zu entziehen ...**, so auch das Baye- 
rische (vom 29. April 1869) Art 192: „Die Selbstbefreiung ... wird als Ungehorsam 
gegen den Dienstbefehl angesehen und nach den einschlägigen Bestimmungen des 
XI. Hauptstücks bestraft ..."". Vgl. Hof mann 54. — Das KMilStGB. hat die gleiche 
Auffassung dadurch zu erkennen gegeben , daß es die Selbstbefreinng im 3. Abschnitt, 
„Unerlaubte Entfernung und Fahnenflucht^, unter Strafe stellt. 

4) Vgl. auch Entsch. des RMilG. 2, 170. 

5) Gegen die in der mllitärrechtiichen Literatur vertretene Ansicht, daß die Ankün- 
digung der Arretierung schon die Gefangenschaft begründe (Koppmann-Weigel § 79, 4), 
siehe unten S. 22. 
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zwei besondere Punkte müssen noch berührt werden. Man hat angenommen^), 
daß als Gefangene im Sinne des § 79 nur diejenigen Personen anzusehen 
sind, die sich in militärischer Haft befinden, und hat, um unmöglichen 
Konsequenzen auszuweichen, von den Personen, die auf Grund eines mili- 
tärischen Haftbefehls von Zivilbehörden festgehalten werden, behauptet, sie be* 
fänden sich in militärischer Haft« Das ist m. E. eine prinzipiell verfehlte 
Konstruktion, da kein Grund vorliegt, das persönliche Herrschaftsgebiet des 
§ 79 anders zu bestimmen als das des MilStGB. überhaupt Jeder, der 
während seiner Gefangenschaft dem MilStGB. untersteht, ist Gebmgener im 
Sinne des § 79, gleichviel, wer ihn verhaften hat lassen, gleichviel wer ihn 
gefangen hält — Ferner muß einer Ansicht der militärrechtlichen Literatur, 
die das Verhältnis des § 79 zu den «übrigen Paragraphen des Abschnittes 
betrifft, entgegen getreten werden. Nach Koppmann-Weigel (§ 79, 10) 
soll der Entwichene, wenn seine Abwesenheit länger als sieben (im Felde drei) 
Tage dauert, wegen erschwerter unerlaubter Entfernung nach den strengeren 
§§ 66, 67 bestraft werden ; diese Ansicht gründet sich auf die Annahme, daß 
§ 79 mit den §§ 64 — 78 ideal konkurrieren könne. Da sich aber der § 79 zu 
den §§ 64 — 78 wie die lex specialis zur lex generalis verhält, ist Ideal- 
konkurrenz ausgeschlossen. Wenn trotzdem allen oder einzelnen Bestimmungen 
der §§ 64 — 78 der Vorrang bleiben sollte, so mußte der § 79 ausdrücklich 
sein Subsidiarität erklären; das hat er getan gegenüber den §§ 69 — 76 (Fahnen- 
flucht), nicht aber gegenüber den §§ 66, 67, deren Charakter als lex generalis 
somit in Wirkung bleibt Es kann also auch speziell daraus, daß § 79 „der 
härteren Strafe der Fahnenflucht^ den Vorrang läßt, geschlossen werden, daß 
er ihn der härteren Strafe der unerlaubten Entfernung (§§ 66 u. 67) nicht läßt 

5. Ist der Gefangene, der an seiner eignen von andern Per- 
sonen bewirkten Befreiung als Anstifter oder Gehilfe teilnimmt 
(nach § 120) strafbar? Um diese Frage dreht sich die am meisten er- 
örterte, theoretisch und praktisch bedeutsamste Kontroverse unserer Materie. 
Trotzdem können wir uns ganz kurz fassen, da die sich bekämpfenden 
Meinungen samt und sonders einen der beiden folgenden Gedanken aus* 
führen : 

Der Gefangene, der eine andere Person anstiftet oder unterstützt, ihn zu 
befreien, nimmt an der strafbaren Handlung eines andern Teil und ist daher 
auf Grund der allgemeinen Bestimmungen über Teilnahme strafbar. — Diese 
Argumentation, die in sich einwandsfrei ist, läßt es unberücksichtigt, daß der 
Gefangene, der sich als Täter selbst befreit, straflos ist 

Ein Gefangener, der sich als Anstifter oder Gehilfe seine Freiheit errungen 
hat, kann nicht strafbar sein, da er nicht einmal, wenn er das gleiche als 

1) SoKoppmann-Weigel §79,5 und nach seiner Angabe auch dasRMilG.; femer 
Weigel, Zuständigkeitsgrenzen zwischen Militär- und Zivilgerichtsbarkeit (1902) 54/55, 
Heck er, Lehrb. des Militärstrafr. 176. 
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Täter bewirkt, bestraft wird. — Diese Argamentation, die in sich ebenso ein- 
wandsfrei ist wie die erste, schenkt dem Orandsatz, die Teilnahme an einer 
strafbaren Handlang ist strafbar, keine Beachtung. 

Da spezielle Regeln allgemeinen vorgehen, kann es nicht zweifelhaft sein, 
daß die zweite Argumentation den Ausschlag geben muß. Die Gegner müßten 
den Vorrang oder den Inhalt der speziellen Regel bek&mpfen, wenn sie ihre 
Ansicht stützen wollten ; beides ist unmöglich und bisher auch nicht versucht 
worden. 

Wir fügen lediglich der Vollständigkeit wegen noch zwei Bemerkungen 
bei : Der Gefangene^ der dem MilStGB. untersteht, kann, da er als Täter nicht 
privilegiert ist^ es als Anstifter oder Gehilfe nicht sein. — Der Gefangene, der 
ohne sich selbst befreien zu wollen, die Befreiung eines andern Gefangenen 
bewirkt oder befördert, ist (von der Meuterei abgesehen) aus § 120, und 
wenn er Anstifter ist, aus § 120 und 48 zu bestrafen; dagegen kann eine 
und dieselbe Handlung, die sowohl Selbstbefreiung als Unterstützung der Be- 
freiung eines andern Gefangenen ist, nicht bestraft werden, weil der Wille des 
Gesetzes offenbar dahin geht, die wechselseitige Selbstbefreiung, die nicht in 
der Form der Meuterei auftritt, straflos zu lassen.^) 

6. Die Gefangenenmeuterei wird gemeinhin als eine strafbare Art 
der Selbstbefreiung aufgefaßt ') Indessen kann diese Kennzeichnung allenfalls 
für den zweiten der beiden Tatbestände, die sich im $ 122 finden, gelten, d. i. 



1) Für die Strafbarkeit der Teilnahme des Gefangenen sind eingetreten: das BG. 
E.3, 140, R.4, 812, Hälschner 2,960 mit dem Bemerken, daß die TeUnahme de lege 
ferenda straflos sein solle, Olshausen 120,7, Oppenhoff 120, 10, Meves GA. 37, 172, 
Beling Z. 18,271 (im Anschloß an £.28,69) a. a. mit der Begrtindung, der Gefangene 
wähle dadurch, daß er eine andere Person anstiftet oder nnterstützt, ein strafbares Mittel, 
nftmlicfa das strafbare Tun Dritter; auch diese Begründung ist nichts anderes als eine 
Geltendmachung des Prinzips, Teilnahme ist strafbar. 

Gegen die Strafbarkeit haben sich erklärt: Merkel 394, Meyer 230, Frank 120,111, 
y. Liszt 563, Kohl er, Studien I, 135, Bin ding 591, femer in speziellen, die Lehre von 
der Teilnahme betreffenden Untersuchungen: Borchert, Verantwortlichkeit für Hand- 
lungen Dritter (1888) 16, Freudenthal, die notwendige Teilnahme (1901) 105/06, 119, 
der die zweite Argumentation (vgl. den Text) in allgemeiner Fasstmg zutreffend so for- 
muliert: „Wenn eine Pereon ein Rechtsgut in Gemeinschaft mit einer andern Pereon un- 
gestraft verletzen oder gefährden darf, so muß sie eret recht straflos bleiben, wenn sie es 
durch Anstiftung oder Unteretützung dieser andern Pereon nur gefährdet oder bloß leichter 
gefährdet*^ (S. 117). Weiterhin mit besonderer Bezugnahme auf die Rechtsprechung des 
RG.: Geyer Z. 2,315, v. Kries ebenda 521ff., bes. 536,555, HerzogGS. 34 81, Kräwel 
ebenda ^05. 

Hof mann 59—63 ist der Ansicht, daß die Streitfrage nur im Wege der Gresetz- 
gebnng beseitigt werden kann und schlagt S. 63 eine bestimmte Fassung vor. Leider 
kann man im Hinblick auf die Judikatur des RG. die gesetzliche Regelung nicht als über- 
flüssig bezeichnen. 

2) Ebenso namentlich Goltdammer, Materialien § 94, 5, auch Schütze 271/272. Un- 
richtig Oppenhofi § 120, 10. Binding 589 unterscheidet nach dem dolus des Tätere. 

3) Keinesfalls sollte man die Meuterei als qualifizierte Selbstbefreiung bezeichnen, 
da hiermit der Schein erweckt wird, es gebe eine strafbare einfache Selbstbefreiung. 
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für den Fall, daS znsammeiigeiottete Gefangene mit yerantai Eiiflen einen 
gewaltBamen Aosbrnch nntemehmen (Abs. 2). Und selbst hior ist die Selbst- 
befreiung far das Delikt erst in zweiter Linie cbarakteristisch^ in erster 
Linie sind es die Umstände, die den Ansbrnch begldten nnd ihm das Gepräge 
des Anfmhrs geben. Jeder Bottierer will nämlich, da ein Ansbrnch mit Ter- 
dnten Kräften in der Absicht der Rotte liegen mnfi, seine Genossen nnd regel- 
mäßig sich selbst befreien i), und zwar in der für die Autorität der Staaht- 
gewalt besonders gefährlichen Form der Zusammenrottung. Hierin liegt der 
Grund der Strafbarkeit und das Wesen des Delikts, was nicht nur ans der 
Fassung des Abs. 2 und seiner Verbindung mit dem Fall des ersten Absatzes, 
d^ nichts als nur Aufruhr ist, herForgeht, sondern yor allem daraus, daß die 
Bestimmung einem Gesetzbuch angehört, das die Straflosigkeit der Selbst- 
befreiung grundsätzlich anerkennt. Es wäre daher eine de lege ferenda er- 
wünschte systematische Berichtigung, den § 122 Abs. 2, wenn man ihn überhaupt 
beibehalten will (vgl. unten S. 19), an den § 115 anzugliedern. (Vgl. oben S. 2 N. 7) 

Diese Erwägungen werden durch die Betrachtung des ersten Absatzes 
verstärkt Denn die hier mit Strafe bedrohten Angriffe auf die Anstalts- 
beamten von Seiten einer zusammengerotteten Gefangenenschar können ganz 
und gar nicht als Selbstbefreiung oder auch nur als Grefangenenbefreiung auf- 
gefaßt werden, da für sie der Wille, eine Befreiung ins Werk zu setzen, durch- 
aus zufällig ist Wesentlich ist dem Delikt, daß eine Rotte der Staatsgewalt 
Widerstand leistet. Somit findet sich im Tatbestand des Abs. 1 ein reiner 
Fall des Aufruhrs (im Sinne des § \\S).^) Es ist daher lediglich die Legal- 
ordnung, die es rechtfertigt, den § 122 hier zu erwähnen, der Sachlage nach 
würde die Besprechung der des § 1 1 5 anzureihen sein.-*) Infolgedessen scheint 
es mir, zumal da ich in der „Vergleichenden Darstellung^ die Merkmale des 
Aufruhrs erörtert habe, angebracht, die Untersuchung auf das Verhältnis des 
§ 122 zum § 115 zu beschränken, und zwar um so mehr als in ihm das Ieg:is- 
latorisch wichtigste Moment liegt. 

Wie sehr die Gefangenenmeuterei mit dem Aufruhr übereinstimmt, kann 
nicht kürzer und besser als durch eine Gegenüberstellung der beiden 
Satzungen, wie sie Hans Hof mann (1. c. S. 91/92) vorgenommen hat, 
gezeigt werden: 

1) Bin ding 594: ^ Selbstbefreiung und Befreiung anderer konicurrieren miteinander'^. 
Binding verwirft daher unbedingt auch fQr den Abs. 2 die Charakterisiening des Delikts 
als qualifizierte Selbstbefreiung, geht also, vielleicht mit Recht, noch etwas weiter als der 
Text. Dagegen ist aller Fortschritt wieder preisgegeben, wenn man mit Binding die Meu- 
terei als Qualifikation der Befreiung anderer im Sinne des § 120 ansieht; das ist sie eben- 
sosehr und ebensowenig als wie sie Selbstbefreiung ist. 

2) Mit Recht bezeichnet Merkel 894 die Meuterei als eine Art des Aufruhrs; daß 
die gegenteilige Meinung Bindings 592, „die Meuterei sei wesentlich anders gefügt"* als 
der Aufruhr, nicht zutrifft, soll die Fortsetzung des Textes zeigen. 

8) Dies ist in meiner Darstellung des 6. Abschnittes ursprünglich der Fall gewesen; 
nur die im Vorwort mitgeteilten Schwierigkeiten haben die Änderung veranlaßt 
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§U5. 

Wer an einer öffentlichen Zusammen rot- 
tung teilnimmt, bei welcher mit vereinten 
Kräften 



§122. 

Gefangene, welche sich zusammenrotten 
und mit vereinten Kräften 



ein Beamter, welcher zur Vollstreckung von die Anstaltsbeamten 
Gesetzen usw. berufen ist (§ 113), 

[oder Personen, welche zur Unterstützung des oder die mit der Beaufsichtigung Beauf- 

Beamten zugezogen waren (§ 113 Abs. S),] tragten 



während der rechtmäßigen Ausübung seines 
Amtes tätlich angegriffen wird, 

oder bei welcher einem solchen Beamten in 
der rechtmäßigen Ausübung seines Amtes 
durch Gewalt oder durch Bedrohung mit Ge- 
walt Widerstand geleistet wird, 

oder bei welcher es unternommen wird, durch 
Gewalt oder Drohung eine Behörde oder 
einen Beamten zur Vornahme oder Unter- 
lassung einer Amtshandlung zu nötigen 
(§ 114), 



ang^ifen, 



denselben Widerstand leisten 



oder es unternehmen, sie zu Handlungen 
oder Unterlassungen zu nötigen, 



wird wegen Aufruhrs mit Gefängnis nicht werden wegen Meuterei mit Grefängnis nicht 
unter sechs Monaten bestraft unter sechs Monaten bestraft 

Gleiche Strafe tritt ein, wenn Gefangene sidi 
zusammenrotten und mit vereinten Kräften 
einen gewaltsamen Ausbruch unternehmen 

(Abs. 2). 



DieRädelsführer, sowie diejenigen Aufrührer, 
welche eine der in den §§ 113 und 114 be- 
zeichneten Handlungen begehen. 



Diejenigen Meuterer, welche Gewalttätig- 
keiten gegen die Anstaltsbeamten oder die 
mit der Beaufsichtigung Beauftragten ver- 
üben, 



werden mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren werden mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren 
bestraft; bestraft; 

auch kann auf Zulässigkeit von Polizeiauf- auch kann auf Zulässigkeit von Polizeiauf- 
sicht erkannt werden (Abs. 2). sieht erkannt werden (Abs. 3). 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so 
tritt Geföngnisstrafe nicht unter sechs Mo- 
naten ein (Abs. 2). 

Die Annahme, daß der § 122 eine überflfissige Belastung des Gesetz- 
buches ist, wird durch diese Vergleichung nahe gelegt und durch nähere Be- 
trachtung der Verschiedenheiten, die zwischen § 1 1 5 und § 1 22 bestehen, be- 
stätigt Es finden sich zunächst einige Differenzen in der Ausdrucksweise, 
die reine Willkür sind und schon dadurch gerichtet werden, daß sie die Ent- 
stehung von Undeutlichkeiten und infolgedessen von Meinungsverschiedenheiten 
zu verantworten haben. So kann, obwohl es behauptet wird, das Widerstand- 
leisten des § 122 keinen anderen Sinn haben als das der §§ 115, 113, d. h. 
die Handlung muß, wenn § 122 es auch nicht ausdrücklich fordert, „durch 
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Gewalt oder Bedrohung mit Gewalt" begangen werden^), gerade wie das „An- 
greifen'' ein tätlicher Angriff (§ 113), das ^Nötigen^ eine Nötigong durch 
Gewalt oder Drohung (§ 114) sein muß. Ebenso ist es belanglos, daß der 
§122 nicht ausdrücklich ein rechtmäßiges Vorgehen der Anstaltsbeamten 
fordert, was aus unseren Ausführungen über dieses Erfordernis des § 113 un- 
mittelbar hervorgeht.^) Und schließlich ist es irrig anzunehmen, daß die di- 
vergierenden Ausdrücke „wer an einer Zusammenrottung, bei welcher . . . 
begangen wird, teilnimmt^ und „Gefangene, welche sich zusammenrotten 
und . . . angreifen usw.^ verschiedenartige Anordnungen enthalten. Jüngst 
hat Binding^) wieder aus der besonderen Ausdrucksweise des § 122 ge- 
folgert, daß der Gefangene, der sich zwar an der Zusammenrottung, nicht 
aber am Angriff auf das Aufsichtspersonal beteiligt hat, den Tatbestand des 
§ 1 22 nicht erfüllt habe und nur als Gehilfe bestraft werden könne. Indessen 
muß man schon aus den Prinzipien der Teilnahme entnehmen, daß ein Ge- 
fangener, der sich der Botte angeschlossen hat, Mittäter ist, sofern er nur 
weiß, daß die Botte die Absicht hat, die Wärter anzugreifen^), und sofern 
andere Bottierer in der Tat den erforderlichen Angriff vereint^) ausgeführt 
haben; denn der Gefangene hat in einem solchen Fall einen Teil des Tat- 
bestandes mit dem Wissen und Wollen, daß der andere von den Genossen 
erfüllt werden wird, verwirklicht So steht die Strafe des § 122 auch in dieser 
Hinsicht unter den gleichen Voraussetzungen wie die des § 115. Und selbst 
wenn Bindings Ansicht richtig wäre^), de lege ferenda bestände kein Grund, 
ihr im Gesetze Baum zu lassen, da man keinen Wert darauf legen kann, daß 
der betr. Gefangene nur als Gehilfe bestraft wird*^); weitere praktische Ver- 
schiedenheiten ergeben sich überhaupt nicht 



1) Dieses Erfordernis verwerfen, so daß passiver Widerstand ausreichend erscheint: 
John,H.H. 3, 143/44, Schutze 270, OppenhoffS, Frank 11,2. Dagegen richtig OIs- 
hausen 5 (^mit demselben Rechte würde man bereits einen ^wörtlichen Angriff' für ge- 
nügend halten müssen") und Binding 598, das Gesetz beziehe sich stillschweigend auf 
die Satzung, die ex profeeso vom Widerstand gegen die Staatsgewalt handelt, d. i. auf § 113. 

2) Siehe Verglde. Darst I S. 443ff. Übereinstimmend Olshausen 5, Oppenhoff 9, 
Binding 593. Anderer Ansicht anscheinend John, H. H. 3, 143. 

3) Binding 592; dieselbe Ansicht hat John 1. c. 144 vertreten, gegen sie HSlschner 
2, 966. 

4) Übereinstimmend Oppenhoff 4, Frank U, v. Liszt 563. 

5) Es ist eine Übertreibung der im Text vertretenen Ansicht, zu lehren, es genüge« 
wenn nur ein Gefangener die Widerstandshandlungen ausführt; so Hälschner 2, 966, 
Olshausen 4, das RG. (E. 15,217), auch Hofmann 71, Binding 593. Vielmehr ist 
außer der Zusammenrottung ein Widerstand ^mit vereinten Kräften'^ gefordert; es müssen 
also mindestens zwei von den Rottierem eine aus § 113 oder 114 strafbare Handlung be- 
gangen haben. 

6) Gegen sie spricht auch die Qualifikation des Abs. 3 ; sie würde nicht ihre ganze 
Bedeutung, aber doch den besten Teil ihres Sinnes verlieren. 

7) Abweichend von S. 592 lehit Binding 593, die Bestrafung wegen Beihilfe sei 
ausgeschlossen. Ich vermute, daß sich die beiden Behauptungen auf zwei Fälle beziehen 
kann aber nicht feststellen auf welche. 
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Zu diesen vermeintlichen UnteiBchieden treten zwei tatsächliche. Der 
zweite Abs. des § 122, das Unternehmen eines gewaltsamen Ansbrachs, ist 
eine dem Gefangenenaufrohr eigene Modalität ; ihre Besonderheit liegt nament- 
lich im Zweck der Zosammenrottung — mehrere Gefangene wollen sich be- 
freien <) — und darin, daß sich der Angriff lediglich gegen Sachen, nämlich 
^gegen die AbschlieSangsvorrichtangen der Gefangenenanstalt^ (Olshansen) 
richtet^ Keinesfalls kann diese Art von Meuterei ein Grund sein, den ganzen 
§ 122 beizubehalten; leicht könnte man den Inhalt des Abs. 2 der allgemeinen 
Attfruhrsbestimmung anfügen.') Vor allem ist aber zu. erwägen, ob man nicht 
den letzten Best einer Bestrafung der Selbstbefreiung verschwinden lassen 
will; ich meine, man würde so gut wie nichts aufgeben, wenn man gegen 
Gefangene nur diejenigen kriminellen Strafen anwenden würde, deren Voraus- 
setzungen allgemeiner Natur sind (Widerstand^ Nötigung, Aufruhr, Sachbeschä- 
digung), und hoffe, daß das gute Beispiel des Auslands, das wir im zweiten 
Abschnitt kennen lernen werden, zur Begründung der Forderung das seinige 
beitragen wird. 

Der zweite Punkt, in dem der § 122 vom § 115 abweicht, bereitet gar 
keine Schwierigkeiten. Nach § 122 ist es nicht erforderlich, daß die Zusammen- 
rottung „öffentlich" ist; aber gerade von dieser Voraussetzung sollte die Be- 
strafung des Aufruhrs unabhängig gemacht werden.^) In dieser Hinsicht müßte 
also der § 115 geändert werden und dann stände nichts mehr im Wege, den 
§ 122 im § 115 aufgehen zu lassen.^) 

Auch aus dem Begriffe der Zusammenrottung können keine Bedenken 
abgeleitet werden. Er ist für den § 122 ganz ebenso zu deuten wie für den 
§ 115^) und ist hier ebenso ein wandsfrei wie dort Nur muß man sich ver- 
gegenwärtigen, daß eine geringe Anzahl von Menschen, die, wenn sie sich auf 



1) Die vom RG., Frank II, 4 und OIshauaenT vertretene Ansicht, es genüge, wenn die 
Botte auch nur ein einziges ihrer Mitglieder befreien wolle, scheint mir unhaltbar, da der 
§ 122 in jedem einzelnen seiner Teile Gefangene (Plnralis!) voraussetzt. Gegen das RG. 
auch Bin ding 594. 

2) Ein gewaltsamer Ausbruch setzt also Intemierung in einer Anstalt voraus; ein 
Durchbruch durch eine Kette von Wachposten ist kein Ausbruch; somit kann, sobald 
lediglich ein Angriff auf Personen vorliegt, nur Abs. 1, dessen Tatbestand keineswegs 
Begehung innerhalb einer Anstalt erfordert, in Frage kommen. So die meisten, vgl. 01s- 
hausen 7, Frank II, 4, Hof mann 81; abweichend Binding 595. — Ganz verfehlt 
acheint mir die Meinung Heilborns Z. 18, 172: „Die Macht der Rotte kehrt sich stets 
gegen Menschen, nicht gegen Sachen**. — Über den Begriff des gewaltsamen Ausbruchs 
vgl. noch E. 17, 47 und 27, 397. 

3) Dafür tritt Hof mann 96 ein. 

4) Verglde. Darst I S. 363 N. 1 und 471. 

5) Hof mann 96, der die Entbehrlichkeit des § 122 verteidigt, will für § 115 an dem 
Erfordernis der Öffentlichkeit festhalten und hinzusetzen, daß der Aufruhr Gefangener 
strafbar ist, auch wenn die Zusammenrottung nicht öffentlich ist Dann wäre die Verein- 
fachung des Gesetzes aber kaum der Mühe wert 

6) Verglde. Darst I S. 469/70 und dazu speziell für § 122 Olshausen 3 und Binding 
592 besonders N. 8. 
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einem weiten öffentlichen Platz zusammen gefunden haben^ alles eher als eine 
Menschenmenge sind, im engen Gange eines Gefängnisses, oder wenn sie im 
Hof der Strafanstalt zusammengedrängt sind, durchaus den Eindruck einer 
Menschenmenge machen. So ist es die dem Kriterium der Menge eigene Be- 
lativität, die das Merkmal „Zusammenrottung^ tauglich erscheinen läßt, auch 
die Voraussetzung eines in kleinem Kreise sich ereignenden Aufruhrs richtig, 
nicht zu eng und nicht zu weit, zu kennzeichnen. 

Die strafschärfenden Umstände des Abs. 3 setzen einen Angriff auf Per- 
sonen voraus und beziehen sich somit nur auf die Fälle des Abs. 1 ^), so daß 
auch in dieser Hinsicht die Parallele zu § 115 bis auf einige leicht auszu- 
gleichende Verschiedenheiten — nur § 115 bestraft „die Bädeisführer ^ strenger, 
nur § 122 begnügt sich nicht mit Drohungen, — durchgeführt ist 



III. Die Befreiungshandiung. 

Das Bechtsgut, das durch die Befreiungshandlung verletzt wird, ist der von 
der Staatsgewalt begründete Zustand der Freiheitsentziehung oder, für eine 
weniger sinnliche Betrachtung, das Interesse, das der Staat an diesem Zustand 
hat Die Befreiungshandlung ist also dadurch gekennzeichnet, daß sie die durch 
die Staatsgewalt verwirklichte Freiheitsentziehung aufhebt. 2) 

1. Die Verwirklichung der Freiheitsentziehung ist die Vor- 
aussetzung der Befreiungshandlung. Das Gesetz gibt dieses Er- 
fordernis kasuistisch sm^), indem es verschiedene Gewaltinhaber (die bewaff- 
nete Macht, den Beamten) und verschiedene Arten, das Gewaltsverhältnis 
aufrecht zu erhalten (Intemierung in einer Gefangenenanstalt, Beaufsichtigung, 
Begleitung, Bewachung), nebeneinander aufzählt Die Bedeutung dieser Auf- 
zählung kann nicht darin gefunden werden, daß nur bestimmt geartete Ge- 
waltsverhältnisse die erforderliche Freiheitsentziehung verwirklichen, denn das 
Gesetz nennt ganz allgemein „diejenigen, die beaufsichtigen, begleiten oder be- 
wachen", und erkennt hierdurch jede Verwirklichung der Freiheitsentziehung 
als eine für die Bestrafung zureichende Voraussetzung an. Die Bedeutong 
der Aufzählung liegt nicht in einer derartigen Beschränkung, sondern darin, 
daß das tatsächliche Bestehen der Freiheitsentziehung, im Gegen- 
satz sowohl zu ihrer rechtlichen Begründung als ihrem Noch-nicht-Be- 
stehen und ihrem Nicht- mehr- Bestehen, als entscheidendes Kriterium an- 
gegeben wird. Hiermit sind mehrere Fragen entschieden: 



1) Ebenso Olshausen 9 und die dort Genannten, während Binding 595 dieSchär- 
fiing auf beide Arten der Meuterei bezieht 

2) Ebenso Frank 120, UI, des BG. E. 34, 9: „. . . Handlungen, welche einen Angriff 
gegen die in der Gefangenhaitung einer Person zur Erscheinung kommende Ausübung 
der obrigkeitlichen Gewalt in sich schließen*"; Hof mann 86. 

3) Vgl. Binding 589. 
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a) Die Unrechtmäßigkeit der Gefangenschaft ist kein Entschuldigungsgrund 
für die Befreiongshandlnng Dritter^), es sei denn, daß sich die Befreiung als 
Notwehrhandlung charakterisiert, was immer ausgeschlossen ist, wenn die 
Freiheitsentziehung formell zu Becht besteht, mag sie auch ^ungerecht^ sein. 2) 
Diese Begelung ist berechtigt: die Schranke, die der Strafbarkeit durch Ein- 
fügung des Merkmales „rechtmäßig'^ gesetzt würde, kann keinesfalls im 
Interesse der Handlungen des zunächst Beteiligten, des Gefangenen, befür- 
wortet werden, da die Selbstbefreiung stets straflos ist. Das Interesse Dritter, 
einer widerrechtlichen Gefangenschaft entgegen zu treten, ist aber, soweit es 
irgend angeht, schon heute durch den § 53 (Notwehr) gesetzlich anerkannt. 
Wenn nämlich jemand einer Gefangennahme, d. i. dem Akt des VoU- 
streckungsbeamten, durch den die Gefangenschaft erst begründet werden soll» 
Widerstand leistet, so greift § 120 überhaupt nicht ein, sondern § 113 und 
dieser läßt den Widerstand gegen die widerrechtliche Gefangennahme, gerade 
weil in ihm eine Notwehrhandlung liegt^), straflos. Ist die Freiheitsentziehung 
jedoch vollendet, so kann allerdings dieser Zustand kaum je als ein Angriff 
im Sinne des § 53 angesehen werden, sei es, weil er kein Angrifft), sei es, 
weil er formell rechtmäßig ist; in diesen Fällen, in denen § 53 nicht ein- 
greift, kann aber auch das Interesse, den Gefangenen zu befreien, nicht aner- 
kannt werden, weil es unter allen Umständen ausgeschlossen ist, die bloß 
materieihrechdich beanstandete, formell aber legitimierte Gefangenschaft 
den gewaltsamen Eingriffen preiszugeben^), und weil die noch nicht legitimierte 
Freiheitsentziehung eine vorläufige Maßregel ist, also ein Akt, bei dem man 
die baldige rechtliche Prüfung ohne große Opfer abwarten kann, zumal da der 
wirklich Unschuldige in der Regel die Erklärung des Richters (oder sonst einer 
Behörde), daß seine Festnahme unberechtigt war, der eigenmächtigen Be- 
freiung vorziehen wird. Nehmen wir hinzu, daß man unter der Herrschaft 
unseres Gresetzes es niemals als unbillig oder unzweckmäßig empfunden hat, 
daß auch die Befreiung aus nicht zu Recht bestehender Gefangenschaft straf- 

1) Das gleiche gUt für die mit der Aufsicht beauftragten Privatpersonen, weil sie 
niemals zuständig sind, über die Rechtmäßigkeit der Gefangenschaft zu entscheiden. An- 
drerseits ist es klar, daß Beamte (innerhalb ihrer Kompetenz) die Pflicht haben, eine 
unrechtmäßige Gefangenschaft aufzuheben. 

2) Ebenso Bin ding 585—586: Die erste Voraussetzung des strafbaren „Haftbrnchs*^ 
ist der „Bestand der Haft". „Dieser tatsächliche Haftbestand aber muß sich als Verwirk- 
lichung eines entstandenen und noch bestehenden Haftrechts darstellen. Besitz und 
Bechtstitel dazu müssen zusammen treffen*". Scheinbar legt diese Stelle auf die Recht- 
mäßigkeit der Haft größeres Gewicht als der Text, in Wahrheit nimmt sie auch nur auf 
den § 58 Bezug und erörtert weiterhin die Voraussetzungen rechtmäßiger Haft Näheres 
hierüber ergibt sich aus den Untersuchungen Verglde. Darst. I S. 448 ff. 

3) Siehe Verglde. Darst I S. 444 und 445. 

4) Darüber, daß im Zustand der Gefangenschaft ein Angriff gefunden werden 
kann, vgl. etwa Frank I zu § 53. 

5) In diesem Falle ist, wie Stenglein Z. 4, 489 bemerkt, Beschwerde, nicht Selbst- 
hilfe angebracht 



22 Erster Abschnitt. 



bar ist, so dürfen wir das geltende Becht als richtig, Abändemngen als unan- 
gebracht bezeichnen. 

b) Daß die Befreiungshandlang nicht vorgenommen werden kann, wenn 
die Freiheitsentziehung noch nicht oder nicht mehr besteht, würde nicht er- 
wähnenswert sein, wenn die tatsächliche Begründung und Beendigung des 
Gewaltsverhältnisses stets mit der rechtlichen zusammenfiele. Es kann aber 
die Begründung des Bechtsverhältnisses vor, und die Beendigung desselben 
nach der des tatsächlichen Gewaltsverhältnisses stattfinden, wobei dann jedes- 
mal Zweifel entstehen, die sich lösen, wenn man beachtet, daß das Gesetz nur 
das tatsächliche Bestehen der Freiheitsentziehung maßgebend sein läßt Dieser 
allgemeinen Erwägung unterstehen folgende Fälle: 

Wenn einer Person die Verhaftung bereits formell angekündigt ist, so ist 
sie bis zum Moment der Vollziehung schon rechtlich, aber noch nicht tat- 
sächlich Gefangener; folglich ist die Voraussetzung für die Befreiungshandlnng 
nicht erfüllt, es kann die Gefangennahme vereitelt, aber nicht die Gefangen- 
schaft gebrochen werden.^) 

Wenn einem Gefangenen gestattet wird, sich ohne Begleitung an den Be- 
stimmungsort zu begeben oder ohne Begleitung die Strafanstalt zu verlassen, 
so ist er zwar dem Bechtsverhältnis, dem tatsächlichen Verhältnis nach aber 
nur so lange Gefangener, als er es sein will ; wenn sein Wille ihn nicht mehr 
hält, hält ihn nichts mehr, folglich ist es straflos, seine Entweichung zu unter- 
stützen.^) (Der Beamte, der den Gefangenen solchermaßen aus dem Gewalts- 
verhältnis entlassen hat, ist strafbar, wenn der Gefangene entweicht, straflos, 
wenn er nicht entweicht, weil der rechtswidrige Erfolg dann nicht eingetreten 
ist^); — ein Fall, der mit den Erwägungen, mit denen wir befaßt sind, nichts 
zu tun hat) 

Wird ein kranker Gefangener in ein von der Strafanstalt getrenntes 
Krankenhaus gebracht, so ist er jedenfalls dem tatsächlichen Verhältnis nach 
Gefangener, denn er wird in jeder Beziehung als solcher und nicht bloß als 
Kranker behandelt; somit ist es strafbar, ihn entweichen zu lassen oder zu 
befreien. 4) Die Frage, ob der Kranke dem Rechtsverhältnis nach Gefangener 
ist, kann in unserer Untersuchung offen bleiben, ist aber im Hinblick auf 
StPO. § 493 zu bejahen, falls der Aufenthalt im Krankenhaus in die Strafzeit 
eingerechnet wird. (Vgl. auch MilStGO § 460.) 

Diese Ergebnisse sind gut zu heißen, denn sie weisen die Bestrafung ab, 



1) Ebenso Olshausen 120, 1, das RG. (vgl. GA. 87, 433) u.a. bei Olshausen Zitierte. 

2) Vgl. E. 15, 40. 

3) Anderer Ansicht das RG. , GA. 37 , 172 (vgl. unten S. 24 N. 3). Ist der rechts- 
widrii^e Erfolg gegen die Absichten des Beamten nicht eingetreten, so kann er wegen 
Versuchs aus § 347 strafbar sein. 

4) Ebenso RG. E. 19, 330 und Olshausen 120, 2; dagegen Frank 120, III mit 
durchaus nicht stichhaltiger Berufung auf StPO. { 493 (siehe den Text) und im Gegensatz 
zur ersten Auflage seines Kommentars, die die richtige Ansicht vertritt. 
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w^m die Staatsgewalt sich nicht äußerlich bekundet, und lassen sie zu, wenn 
der Wille des Staates, eine Person festzuhalten, in irgend einer Weise zu- 
tage tritt: hiermit sind sinfällige Kriterien als die entscheidenden aufge- 
stellt, und das ist im Strafrecht stets ein großer Vorzug. 

2. Die Aufhebung der Freiheitsentziehung, also der Bruch des 
Gewaltsverhaltnisses, ist das Ziel der Befreiungshandlung; danach 
bestimmt sich die Vollendung und der Versuch der Gefangenenbefreiung. 

a) Das Delikt ist vollendet, sobald die sachliche und persönliche Gewal^ 
durch die der Gefangene festgehalten wurde, gebrochen ist^) Halten ihn 
also die Mauern einer Anstalt gefangen, so ist er nicht frei, solange er sich 
innerhalb der Mauern befindet, auch wenn er sich in einem Versteck aufhält 
und somit der Beaufsichtigung entzogen ist^) Wird die Gewalt über den 
Gefangenen lediglich durch eine Person aufrecht erhalten, so muß sie um so 
intensiver sein, je widerwilliger der Gefangene sich fügt; manchmal ist 
Fesselung erforderlich, zuweilen genügt der minimale psychische Zwang, 
der etwa durch den Befehl, nicht zu entfliehen, ausgeübt wird. Verrechnet 
sich der Aufseher, worüber lediglich der Erfolg entscheiden kann, so hat er, 
wenn auch vielleicht schuldlos, den Gefangenen ent^^eichen lassen. Hiermit 
sind mehrere Fälle geklärt: 

Wird der Gefangene physisch festgehalten, so ist das Delikt (des Auf- 
sehers oder eines Dritten) mit dem Bruch dieser Gewalt vollendet. Dritte 
können das Ziel ebensowohl gewaltsam als durch Bedrohung oder Täuschung 
des Beamten erreichen ; dagegen ist das Verlangen, der Beamte solle den Ge- 
fangenen frei geben, niemals eme Befreiung, und wenn es erfolglos ist, niemals 
ein Befreiungsversuch; denn eine derartige Aufforderung ist hier wie ander- 
wärts überhaupt nicht oder als Anstiftung strafbar, s) 

Wird der Gefangene bloß psychisch festgehalten, also außerhalb der An- 
stalt beaufsichtigt oder begleitet, so sind es die in ihm wirksamen Motive — 
die Furcht vor der drohenden vis absoluta, die Einsicht, daß ein Fluchtversuch 
scheitern würde usw. — , die ihn am Entweichen hindern. Das Gewaltsver- 
hältnis hat also Bestand, solange der psychische Zwang in Kraft bleibt, und 
darüber hinaus, solange äußrer Zwang die Wirkungslosigkeit des innem wett zu 
machen vermag. Daher ist eine zeitweilige Lockerung der Aufsicht — der 
Aufseher entfernt sich z. B. von der Arbeitsstätte — keine Freilassung der 



1) £beii8o bestimmt sich der Zeitpunkt, in dem uch die straflose Seibstbefreiung 
vollendet; ihn festzustellen, kann bedeutsam sein, um die strafbare Beihilfe, die ja nur 
vor der Vollendung liegen kann, zu unterscheiden von der Begünstigung und von straf- 
losen Handlungen; in dieser Beziehung bietet £. 25, 65 ein interessantes B^pieL 

2) Frank 120, IV, Binding 587. 

3) Vgl. E. S4, 8, woselbst die richtige Entscheidung insofern unzulftnglich begrOndet 
ist, als verkannt wird, daß es sich lediglich um die Grenze zwischen Täterschaft und 
Anstiftung handelt. 
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Gefangenen, 1) sofern nur die die Flacht hindernden Motive in Wirksamkeit 
bleiben, was regelmäßig der Fall ist^), zumal wenn die Gefangenen nicht wissen, 
ob oder wie weit die Aufsicht gelockert ist Somit kann eine Bestrafung des 
Aufsehers erst in Frage kommen, wenn ein Gefangener sich die Lockerung 
der Aufsicht zunutze machen würde; mit der Tatsache, daß der Gefangene 
entweicht, wäre der Beweis erbracht, daß sich der Aufseher verrechnet hat, 
als er das Minimum von Zwang für genügend hielt, den Bruch des Gewalt- 
verhältnisses zu vereiteln. Hat er schuldhaft gehandelt, so ist er strafbar. 
Wenn er jedoch rechtzeitig durch physischen Zwang den Bruch des Gewalts- 
verhältnisses abwenden kann, so fehlt der rechtswidrige Erfolg. 

Die gleichen Gesichtspunkte müssen maßgebend sein für den Fall, daß 
ein Beamter oder ein Beauftragter den Gefangenen im Vertrauen auf die ihn 
festhaltenden Motive ganz ohne Aufsicht läßt, ihn etwa allein an den Be- 
stimmungsort gehen läßt Entspricht der Gefangene den Erwartungen des 
Beamten, so kann darin, daß der Gefangene eine Zeit lang unbeaufsichtigt 
war, ein Freisein nicht erbUckt werden, denn das Minimum von psychischem 
Zwang hat ausgereicht, das Gewaltsverhältnis aufrecht zu erhalten ; der Beamte 
wäre also kriminell nicht strafbar.^) Sein Verhalten hätte dagegen den rechts- 
widrigen Erfolg herbeigeführt, wenn der Gefangene das Fehlen der Aufsicht 
benutzt, irgend eine Handlung vorzunehmen, die nur von einer freien Person 
ausgeführt werden konnte, z. B. wenn der Gefangene zunächst seine Wohnung 
aufsucht und sich dann erst an seinen Bestimmungsort begibt Denn jede 
derartige Handlung ist ein Bruch des Gewaltsverhältnisses, ein Entweichen, 
durch das sich das Delikt des Beamten vollendet^) Die einmal eingetretene 
Vollendung kann aber, gleichviel wie lange sie dauert, in keinem Fall dadurch 
rückgängig gemacht werden, daß der Gefangene sich nachträglich wieder frei- 
willig in die Gefangenschaft begibt^); es müßte ein besonderer Strafaufhebungs- 
grund statuiert sein, wenn in diesen Fällen den Beamten (oder Dritten) Straf- 
losigkeit gewährt werden sollte. 

b) Der Versuch der Gefangenenbefreiung ist nach § 120 und 

1) Ebenso E. 26, 334. 

2) ,,ErfahrungBmäßig genügt das Bewußtsein des Beobachtetwerdens, um 
die auf Außenarbeit befindlichen Gefangenen vom Fliehen abzuhalten"; so von Prittwitz 
GA. 30, 148. 

3) Anderer Ansicht das BG. GA. 37, 172 und £. 36,402: Selbst wenn der Gefan- 
gene nicht den Willen hat, sich der Gefangenschaft zu entziehen, so sei er dodi ,frei\ 
sobald das Gewaltsverhältnis vom Beamten eine Zeit lang aufgehoben wird. Hier ist das 
Freilassen und das Nichtbeanfsichtigen verwechselt. Der nicht bewachte Gefangene ist 
noch nicht frei, sondern hat nur die Freiheit, sich zu befreien. Die E2ntscheidnng des RG. 
wäre nur richtig, wenn das StGB, (wie andere Gesetzbücher vgl. unten 3. 53 n. 58) das Nicht- 
beaufsichtigen oder das Freiumhergehenlassen als besondem rechtswidrigen Erfolg kon- 
stituiert hätte; mit Recht sind aber solche Pflichtwidrigkeiten des Beamten der Disziplmar- 
bestrafnng überlassen, die des Nichtbeamten sind straflos. 

4) Auf Grund dieser ErwSgung ist der Entscheidung E. 9, 40 beizutreten. 

5) Vgl. E. 26, 54, Olshausen 347,4, Koppmann-Weigel 144,9. 
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§ 347, ohne ersichtlichen Grand aber nicht nach § 121^), auch nicht nach 
MilStGB. § 144 strafbar. Obwohl nicht angenommen werden kann, daß die 
Subjekte des § 121 günstiger gestellt sein sollen als die nicht zur Aufsicht 
verpflichteten Personen, wird man sie, wenn ihr Delikt im Versnchsstadinm 
stehen bleibt, nicht nach § 120 bestrafen können, da das Bedenken, daß § 120 
für diese Personen offenbar nicht gilt, nicht beiseite geschoben werden kann.^) 
Da das Gesetz unbefriedigend ist, kann eine befriedigende Entscheidung nicht 
getroffen werden. Die gleiche Schwierigkeit ^gibt sich für die Beurteilung 
der Militärpersonen, doch wird man hier mit noch bessern Gründen die Heran- 
ziehung des § 120 ablehnen können; die militärrechtliche Literatur hält daher 
auch an der unbedingten Straffreiheit des Versuchs fest^) 

Neben dem Versuch der Befreiung ist nun nach § 120 auch der Versuch 
der Beihilfe zur Selbstbefreiung und nach § 347 dieser Versuch und außerdem 
der der Beihilfe zur Befreiung durch Dritte strafbar. Es ist aber nicht ohne 
weiteres klar und in der Literatur nicht genügend geklärt, welche Handlungen 
diesen Tatbeständen unterfallen. 

Zunächst ist hier wie anderwärts der Versuch der Beihilfe wohl zu trennen 
von der Beihilfe zum Versuch.^) Letztere ist straflos, wenn sie sich in der 
Weise yolhsieht, daß der Gehilfe bloß den Versuch des Täters unterstützen 
will, weil jeder Versuch, wie für den Täter, so für den Gehilfen, nur strafbar 
ist, wenn der Handelnde den Vorsatz hatte, das Delikt zur Vollendung zu 
bringen. Wer aber mit dem Vorsatz, die Vollendung herbeizuführen, den Täter 
unterstützt, ist strafbar, auch wenn die Haupthandlung nicht über den Anfang 
der Ausführung hinauskommt Diese strafbare Beihilfe zum Versuch wird 
somit besser als eine Beihilfe zu dem im Versuchsstadium stehen gebliebenen 
Delikt bezeichnet. Sie veranlaßt keine Bedenken. Wer als Gehilfe an einer 
mißlungenen Befreiung beteiligt ist, wird bestraft, ohne daß eine Eigentüm- 
lichkeit des § 120 (oder § 347) zur Begründung herangezogen werden müßte, — 
abgesehen von der hier nicht interessierenden Besonderheit, daß die Beihilfe zu 
der straflosen Selbstbefreiung der Beihilfe zu strafbaren Handlungen gleichsteht 

Das Entwicklungsstadium der Haupthandlung ist, wie wir eben gesehen 
haben, das Kriterium dafür, ob Beihilfe zum Versuch oder zur Vollendung 
vorliegt; wollte man nach dem gleichen Kriterium entscheiden, ob Versuch 
oder Vollendung der Beihilfe anzunehmen ist, so würde man die beiden 
sprachlich und logisch deutlich geschiedenen Relationen zwischen Versuch und 
Beihilfe vermengen. 6) 

1) Ebenso das preußische StGB., das im $ 94 und § 322, nieht aber im § 95 den 
Vennch bestraft. 2) Anders Hofmann 44. 

S) Hecker, Lehrb. 278, Koppmann-Weigel 144, 15 und die dort Zitierten. 

4) Der Tatbestand, der dem Urteü des RG. R. 9, 724 zugrunde liegt, ist als Bei- 
hilfe zum Versuch der Befreiung durch Dritte zu charakterisieren. 

5) £ine solche Yermengung bei Hftlschner 1,386; nicht scharf genug Binding 
590 N. 6. 
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Währendes somit für den Versuch der Beihilfe belanglos ist, wie weit 
die Haupthandlung vorgeschritten ist, ist ihre Strafbarkeit doch davon ab- 
hängig, daß die Haupthandlung zum mindesten versucht worden ist Die ak- 
zessorische Natur der Teilnahmehandlungen erstreckt sich natürlich auch auf 
die versuchte Teilnahme. Von einem ,, Versuch der Beihilfe'' im technischen 
Sinne kann also nur die Bede sein unter der Voraussetzung, daß die Tät^- 
handlung sich ganz oder teilweise abgespielt hat^) Und da das Dasein der 
Täterhandlung nicht bloß eine Bedingung der Strafbarkeit ist, sondern den 
rechtswidrigen Erfolg der Beihilfe in sich schließt, gentigt es nicht, daß die 
versuchte Beihilfe zeitlich mit der Haupttat verknüpft ist, — sie müssen 
kausal verbunden sein.^) 

Innerhalb der nunmehr gezogenen Grenzen ist ein Versuch der Beihilfe 
im technischen Sinn ebensowohl allgemein wie im Spezialfall des § 120 (347) 
undenkbar. 3) Denn entweder hat die Tätigkeit des Gehilfen etwas zum rechts- 
widrigen Erfolg beigetragen, dann ist sie nicht versuchte, sondern vollendete 
Beihilfe, da die Unterstützung in wirksamer Weise geleistet worden ist; oder 
die Tätigkeit des Gehilfen hat nichts zum Eintritt des rechtswidrigen Erfolges 
beigetragen, dann ist sie überhaupt nicht Beihilfe im technischen Sinn, sondern 
ein strafrechtliches irrelevantes Verhalten, das man als solches allerdings als 
versuchte Beihilfe bezeichnen kann.^) Somit ist die oft wiederkehrende Be- 
hauptung: „der Versuch der Beihilfe ist straflos, ausnahmsweise aber, wie z. B. 
im Fall des § 120, strafbar^', in allen ihren Teilen ungenau. An ihre Stelle 
ist die Lehre zu setzen: der Versuch der Beihilfe im technischen Sinn ist un- 
denkbar ; in den Fällen, in denen ihn das Gesetz als delictum sui generis kon- 
struiert, kann es sich nur um eine Beihilfe zum Versuch handeln. — Somit 
kann dem Abs. 2 des § 120 außer dem Versuch der Befreiung nur eine voll- 



1) Das gilt aacfa für den Fall des § 120. Wenn der Gefangene nicht mindesteiis ver- 
sucht hat, Bich selbst zu befreien, ist alles, was ein Gehilfe etwa getan hat, strafrechtlich 
völlig irrelevant. Vgl. Stenglein Z. 4, 495 (allerdings nicht ganz deutlich). Die gegen- 
teilige Meinung (vgl. Anm. 4) würde die erfolglosen, entferntesten Vorbereitungshandlungen 
zu selbständigen Straftaten erheben. 

2) Die bei Liszt 230, Finger, Lehrbuch des deutschen Strafrechts 1,350/351, und 
anderwärts sich findende Argumentation, der Versuch der Beihilfe (oder Anstiftung) ist 
straflos, weil es an der strafbaren Handlung des Täters fehlt, ist zum mindesten irre- 
führend. Die Frage nach der Strafbaiiceit kann erst auftauchen, wenn die strafbare Hand- 
lung des Täters nicht fehlt. Über die dann sich darbietenden Möglichkeiten vgl. die 
Fortsetzung des Textes. 

3) Anderer Ansicht Hälschner 2, 1056 (zu§347), Olshausen §120, 6 und §347,7, 
V. Liszt 564 und 586, wahrscheinlich auch Frank V zu § 120 (die Stelle ist nicht recht 
verständlich). Gegen die Genannten und im Ergebnis wie der Text Bin ding 590 Nr. 6. 

4) Die Alternative tritt bei Hälschner 1,387 deutlich hervor; Hälschner hält 
aber die Tätigkeit, die nichts für den Eintritt des Erfolges geleistet hat, während sie nach 
dem Willen des Gehilfen Unterstützung sein sollte, für strafbar. Diese allgemeine Lehre 
ist mit Recht nicht aufgenommen worden, zu Unrecht aber wird der Fall des § 120 (347) 
auch von der herrschenden Lehre nach Hälschners Ansicht entschieden. 
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endete Beihilfe zur yersuchten Selbstbefreiang nnterfallen; für § 347 kommt 
die vollendete Beihilfe zur yersuchten Befreiung durch Dritte hinzu. Und da 
beim vollendeten Delikt die Beihilfe wie die Täterschaft bestraft wird, muß 
das gleiche für das versuchte gelten, d. h. es findet nur eine einmalige Herab- 
setzung des Strafrahmens (§ 44) statt. 

3. Die drei in Frage stehenden Paragraphen (120, 121, 347) zählen, wenn 
wir uns an die Gesetzesworte halten, nicht weniger wie fünf vorsätzliche Be- 
freiungshandlungen auf: das Befreien (120), das Behilflichsein zur Selbst- 
befreiung (120), das Entweichenlajssen (121 und 347), die Beförderung der Be- 
freiung (121 und 347), die Bewirkung der Befreiung (347). Dazu kommen 
noch scheinbar zwei fahrlässige Begehungsweisen, nämlich die fahrlässige Be- 
förderung (121 und 347) und die fahrlässige Erleichterung (347) der Ent- 
weichung. Diese leicht vermeidbare und mit Recht gerügte Buntscheckigkeit 
der Ausdrucksweise bat mancherlei Kontroversen veranlaßt. Indessen sind 
die drei Paragraphen nicht ganz so mannigfach aufgebaut, wie es auf den ersten 
Blick erscheint; sie bringen, wie wir nachher im einzelnen sehen werden, alle 
dieselbe Alternative, nämlich Befreiung — Beihilfe zur Befreiung, zum Ausdruck. 
Und auch die Bedrohung der fahrlässigen Begehungen ist einheitlich, da die 
zweiten Absätze der §§ 121 und 347 den gleichen Handlungen verschiedener 
Täter gelten und dieselben Grenzen wie die ersten Absätze aufrichten, so daß 
die Differenz zwischen Absatz 1 und 2 beide Male lediglich die Schuldart 
betrifft 

a) Im § 120 ist die Alternative, Befreiung — Beihilfe zur Selbstbefreiung, 
mit dürren Worten ausgesprochen. 2) Die Beihilfe zur Selbstbefreiung mußte 
als delictum sui generis in das Gesetz aufgenommen werden, weil sie als Bei- 
hilfe zur straflosen Haupttat nach den allgemeinen die Teilnahme regelnden 
Bestimmungen (§ 49) nicht strafbar wäre, zweifellos aber strafwürdig ist Für 
die Beihilfe zur Befreiung (im Gegensatz zur Selbstbefreiung) bedurfte es dar 
gegen keiner besonderen Anordnung, da diese Betätigung auf Grund der 
§§ 49, 120 strafbar ist^); z. B. A hat den B, der den Gefangenen C vorsätzlich 



1) John in fi. H. 3, 141, Hofmann 42, Binding 587, N. 2. 

2) Eine scharfe Grenze zwischen den beiden Begehung;sarten Mt sich weder hier 
noch in den §§ 12 1, 347 ziehen und ist auch unnötig (ebenso z. B. Binding 590), da die 
Straf drohung die gleiche ist Als „Befreiung*^ sind die seltenen Fälle, in denen der Ge- 
fangene gegen oder ohne seinen Willen befreit wird, anzusehen. Geht das Veihalten des 
Gefangenen fiber ein blofies Geschchenlassen hinaus, so geht die Befreiung leicht in Bei- 
hilfe zur Selbstbefreiung über. Eine alternative prozessuale Feststellung ist statthaft; vgl. 
Wert heimer, Die Mischgesetze usw. Heft 47 der von Beling herausgg. Straf rechtl. Ab- 
handlungen. 

3) Das preußische StGB. § 94 hatte davon abgesehen, der Befreiung die Beförderung 
der Selbstbefreinng gleichzustellen, weil es diese Handlung als Begünstigung aufgefaßt 
sehen wollte, damit den nahen Verwandten der für die Begünstigung geltende Strafaus- 
schließungsgrund (§ 37 Abs. 2) zugute komme. Vgl. Goltdammer, Materialien IL § 94, 1 
und § 95, 2. 
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befreit bat, durcb Wachestehen unteratfitzt. Hiermit eikUbrt es sich, wamm 
der $ 120 nur die Beihilfe zur Selbstbefreiang erwähnt, nnd es ist zu be- 
achten, daß für die Beihilfe znr Befreiung dorch Dritte ein milderer Straf- 
rahmen bereit steht als für die Beihilfe znr Selbstbefreinng des Getangenen. 
Diese Unterscheidung, die bei der konkreten Bestrafung sich kanm jemals be- 
kundet und daher praktisch belanglos ist, kann in yielen F^len auch konstruktiv 
fiberwunden werden, nämlich dadurch, daß man die Beihilfe zur Befreiung 
(durch Dritte) als mittelbare Beihilfe zur Selbstbefreiung ansieht Ob diese 
Konstruktion zulässig oder auch erforderlich ist, dafür ist die Art der ent- 
falteten Tätigkeit und die WUlensricbtung des Gehilfen maßgebend. Unrichtig 
aber wäre es, jedwedes Hilfeleisten prinzipiell als Beihilfe zur Seibstbefr^ung 
aufzufassen ^ ; diese Ansicht würde die Unterscheidung, die das Gesetz macht, 
indem es nur die Beihilfe zur Selbstbefreiung der Haupttat gleichstellt, ver- 
wischen. Das neue Gesetz sollte aber auch die Beihilfe zur Befreiung unter 
die Strafe der Täterhandlung stellen und dadurch zugidch die erwünschte 
Übereinstimmung zwischen dem § 120 und 121 (347) herbeiführen. 

Welche Betätigungen als Beihilfehandlungen im Sinne des § 120 — und 
wie ich vorwegnehme, im Sinne der §§ 121 und 347 — anzusehen sind, be- 
stimmt sich Dach dem technischen Begriff der Beihilfe ^) ; insbesondere kann die 
Befreiung sowohl durch Bat wie durch Tat unterstützt werden. Die Straf- 
barkeit der Beihilfe zur Selbstbefreiung schließt aber nicht die der Anstiftung, 
die doch mindestens als intellektuelle Beihilfe erscheine, unbedingt ein^), 
vielmehr ist die Anstiftung zur Selbstbefreiung nur strafbar, wenn sie als in- 
tellektuelle Beihilfe aufgefaßt werden kann. 4) Die Lücke, die hiemach für 
die logische Betrachtung vorhanden ist, hat keine praktische Bedeutung. Denn 
der Gefangene ist regelmäßig für die reine Anstiftung, d. h. für die bloße 
Weckung des Entschlusses (die nicht Beihilfe wäre!) ein untaugliches Objekt, 
entweder weil er schon entschlossen ist, sich selbst zu befreien, oder weil er 
durch ein bloßes Zureden kaum je zum Entschluß und noch weniger zur Tat 
gebracht werden wird. Somit fällt dem Dritten die Bolle zu, dem Gefangenen 
Mittel und Wege zu zeigen, die Freiheit zu erlangen oder zu behaupten, weil 
er nur auf diese Weise den Entschlossenen zur Tat oder den Nichtentschlossenen 
zum Entschluß und zur Tat veranlassen kann; diese Einwirkung auf den Ge- 
fangenen ist aber stets zum mindesten intellektuelle Beihilfe. Eine Ergänzung 
des Gesetzes ist also überflüssig. — Es bleibt noch zu erwähnen, daß die 
Anstiftung, durch die ein Dritter veranlaßt wird, einen Gefangenen zu befreien, 
auf Grund der §§ 48, 120 strafbar ist. 



1) So Binding 591 auf Grand eines SchlusBes a minore ad mains. 

2) Hemctiende Meinung vgl. OUhansen § 120, 3, Frank $ 120, III, E. 25, 66. 

3) So fälschlich Meyer 665. 

4) Vgl. Hälschner 2, 961, Olshausen 1. c, Liszt 568, Binding 590; dagegen 
Stonglein Z. 4, 495. 
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b) Die Alternative in den §§ 121, 347 (ebenso im MilStGB. § 144), ent- 
weichen lassen — die Befreiung befördern i), hat, namentlich wenn wir zum 
ersten Glied die Bewirkung der Befreiung (§ 347 und MilStGB., nicht aber 
§121) hinzunehmen, den gleiche Sinn wie die im § 120 sich findende: Be- 
freier — Helfer. Da nämlich die Aufstellung des Mischtatbestandes sicherlich 
den Grund hat, die Beihilfe zur Selbstbefreiung strafbar zu machen, und da 
die Worte, Beförderung der Befreiung, deutlich die Gehilfehandlungen kenn- 
zeichnen, kann im Begriffe Entweichenlassen nichts anderes als die Charakte- 
risierung der Tfiterhandlung liegen. 

Diese Auslegung würde unmittelbar gewiß sein, wenn das erste Glied 
der Alternative nicht auf Unterlassungen beschränkt wäre. Nur das Nicht- 
hindem des Entweichens ist ein Entweichenlassen, und so scheint es, daß die 
positiven Täterhandlungen als ein Befördern des Befreiens aufgefaßt werden 
müssen. 2) Zu diesem bedenkliehen Ergebnis kann man indessen nicht gelangen, 
weil es undenkbar ist, daß jemand, der mit der Beaufsichtigung des Gefangenen 
betraut ist, anders als durch Unterlassungen Befreier (Täter) wird, es sei denn, 
daß der Gefangene sich vollständig passiv verhält. Scheiden wir diesen Aus- 
nahmsfall zunächst aus, so ergibt sich, daß das strafrechtlich relevante Moment 
des Verhaltens des Wärters oder Aufsehers jedesmal aus der Nichterfüllung 
seiner Bechtspflicht, also aus einer rechtswidrigen Unterlassung besteht. Auch 
wenn für die historische Betrachtung ein positives Tun im Vordergrund steht, 
(der Transporteur hat sich z. B. vom Gefangenen entfernt, um ein Wirtshaus 
aufzusuchen), ist doch strafrechtlich die in dem Vorgang sich bekundende 
Unterlassung, die Nichtdurchführung der Beaufisichtigung, wesentlich. Das 
Gesetz stellt somit das Entweichenlassen unter Strafe, weil die Subjekte der 
§§ 121, 347 die Täterhandlung gar nicht anders als durch Nichihinderung der 
Entweichung ausführen können, vorausgesetzt, daß der Gefangene selbst etwas 
für sein Freiwerden tut.^) 



1) Sowohl die dem Gefangenen als die Dritten als die beiden Zofiammenwirkenden 
gewährte Beihilfe ist nach den §§ 121, 847 als Beförderung der Befreiung strafbar (vgl. 
etwa Bin ding 596). Warum nun aber die durch § 120 geweckte Erwartung, daß ledig- 
lich die Beförderung der Selbstbefreiung der Täterschaft gleichgestellt werde, ge- 
täuscht wird, dafür läßt sich bloß ein historischer Grund angeben. Während die Ein- 
reihung der Beihilfe in den Tatbestand des § 120 dem preußischen StGB. (§ 94) gegenüber 
eine Neuerung ist (vgl. oben S. 27 Anm. 3), die man nur soweit ausgedehnt hat, als es mit 
Bücksicht auf die Straflosigkeit der Selbstbefreiun^ erforderiich erschien, übernimmt der 
§ 121 wörtlich die Fassung des preußischen § 95. Wir haben schon bemerkt, daß die Be- 
seitigung der Differenz wünschenswert ist 

2) So Frank 11 zu §121, Hof mann 44 (dagegen dereelbe richtiger 109), Binding 
596. Ahnlich auch E. 5, 324. 

») Abweichend sowohl von Frank als vom Text nimmt Olshausen § 121 N. 2a 
^teilweise anders §347 N. 4) an, es sei der Fall, daß sich der Gefang9ne selbst befreit 
(Entweichung), in einen Gegensatz gestellt zu der die Mitwirkung von Dritten erfordernden 
„Befreiung". Indessen kann ein Entweichenlassen sehr wohl trotz der Mitwirkung Dritter 
vorliegen. Die Meinung Olshausens ist nur insoweit stichhaltig, als das Entweichen eine 
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Diese Voraussetzang kann nun allerdings fehlen ; die Befreiung eines be- 
wußtlosen oder eines widerstrebenden Gefangenen durch den Aufseher ist, 
wenn sie sich auch kaum je ereignet, ein Fall, den das Gesetz nicht über- 
sehen darf, im § 12 t aber teilweise übersehen hat. Der mit der Beaufsichti- 
gung Beauftragte kann dann nämlich aus § 121 nur bestraft werden, falls seine 
Tätigkeit als Beförderung der Befreiung angesehen werden kann, also falls ein 
Dritter die Befreiung ausführt. Nehmen wir aber an, daß ein Dritter überhaupt 
nicht mitwirkt, so versagt der § 121, da die Handlung des Au&ehers, 
weil sie nicht als Ergänzung zum Tun eines andern hinzutritt, nicht als Be- 
freiungsbeförderung, und weil sie an einem sich völlig passiv verhaltenden 
Gefangenen vorgenommen wird, nicht als Entweichenlassen gekennzeichnet 
werden kann — eine Lücke des Gesetzes i), die ebenso wie die Nichterwähnung^ 
des Versuchs der mangelhaften Redaktion des § 121 zuzuschreiben ist Im 
preußischen StGB, hat der unserm § 121 entsprechende § 95 das Bewirken 
der Befreiung neben dem Entweichenlassen genannt und hierdurch die not- 
wendige Vollständigkeit erreicht Auf diesen § 95 wird das neue Gesetz zu- 
rückgreifen müssen. 

Auch im § 347 ist jene Lücke nicht vorhanden, da die Straf drohung dem 
Beamten gilt, der einen Gefangenen „vorsätzlich entweichen läßt oder dessen 
Befreiung vorsätzlich bewirkt oder befördert^. Die Bevnrkung der Befreiung 
steht als Tun im Gegensatz zum Unterlassen, als Ausführen im Gegensatz 
zum Ermöglichen. Der Begriff ist in dieser seiner Eigenart ein nicht zu ent- 
behrendes Tatbestandsmerkmal, weil er allein die Befreiungshandlungen des 
Aufsichtspersonals, die weder durch die Tätigkeit des Gefangenen, noch durch 
die Mitwirkung Dritter ergänzt werden, deckt ^) 

c) Die fahrlässige Gefangenenbefreiung wird im § 121 und im 
§ 347, jeweils im zweiten Absatz, mit Strafe bedroht, ebenso im MilStGB. § 144 
Abs. 2. Der Tatbestand lautet in allen Fällen: ,4st die Entweichung durch 
Fahrlässigkeit befördert worden"; § 347 (ebenso das MilStGB.) fügt noch bei 
„oder erleichtert worden"»), ohne daß hiermit der Tatbestand erweitert wird, 



Tätifckeit des Gefangenen voraussetzt, während die Befreiung von dieser Voraussetzung 
unabhängig ist; ebenso £. 36, 402. Ähnlich wie Olshausen, aber nicht scharf flälschner 
2, 962. Gegen Olshausen auch E. 5, 324. 

1) £ß geht nicht an, die Lücke durch Bestrafung aus § 120 auszufüllen, wie es 
Schütze 272 N. 43 für richtig hält. § 120 kann nicht auf die Subjekte des § 121 ange- 
wendet werden. — Der Mangel des Gesetzes besteht nicht nur, wie Olshausen §121 
N. 2 meint, wenn man der Ansicht des RG. folgt, sondern auch bei Olshausens Erklärung 
des Mischtatbestandes, da sie dem Fall, daß weder der Gefangene noch ein Dritter mit- 
wirkt, überhaupt nicht Raum gibt. 

2) Somit ist die vielvertretene Lehre (John in H.H. 3,141, Hälschner 2,1055, 
Olshausen § 121 N. 3, Hof mann 42, Bindiug 595 u. a.), es sei unerheblich oder über- 
flüssig, daß § 347 auch die Bewirkung der Befreiung ißrwähnt, unrichtig. 

3) § 347 hat auch hier den Wortlaut des preußischen StGB. § 322 (anders § 95 da- 
selbst) übernommen. 
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da das Erieichtern eine Art des Beförderns istO Man sollte also die über- 
flüssigen Worte fallen lassen. 

Den Begriff des Beförderns teilen die Absätze 2 mit den Absätzen 1. 
Diese Übereinstimmung könnte vermuten lassen, daß die Einschränkung, die 
die ersten Absätze am Begriff der Beförderung durch die Gegenüberstellung 
der Täterhandiungen vornehmen, auch im Absatz 2 gelten solle, so daß das 
strafbare Befördern im Gegensatz zum straflosen Ausführen stände. 2) Indessen 
ist jene Annahme schon dadurch ausgeschlossen, daß im Absatz 1 die Gehilfe- 
handlungen im technischen Sinne gemeint sind, während die Fahrlässigkeit 
der Handlung gerade dieser Deutung entgegensteht Die Ausdrucksweise des 
Gesetzes erklärt sich vielmehr daraus, daß das fahrlässige Verhalten des Auf- 
sehers gar nichts anderes als ein Helfen, Unterstützen, Befördern (im natür- 
lichen Sinne) sein kann, weil nämlich der Bruch des Gewaltsverhältnisses stets 
erst durch eine Handlung des Gefangenen oder eines Dritten zustande kommen 
kann. 3) Die Unachtsamkeit des Aufsehers schafft die Möglichkeit der Be- 
freiung, zur Befreiung kommt es erst, entweder wenn der Gefangene die ihm 
günstige Situation benutzt, also entweicht, — gleichviel ob ihn Dritte dabei 
unterstüzen ^), gleichviel ob er das Verhalten des Beamten als rechtmäßige 
Entlassung^) oder als Fahrlässigkeit oder sonstwie auffaßt — oder wenn 
Dritte ihn wider seinen Willen befreien. Daß auch dieser letztere Fall sich 
dem Tatbestand fügt, beruht darauf, daß nicht nur das Entweichen, sondern 
auch das Entwichensein, d. h. der vollendete Zustand, als Entweiohung auf- 



1) Ebenso u. a. Bindiiig 595/96. 

2) Unrichtig v. Liszt 564, nur die fahrlässige Beförderang der Befreiung, nicht aber 
das fahrlSsuge Entweichenlassen sei strafbar. Diese Meinung wäre schlüssig, wenn der 
Abs. 2 nur das zweite Glied der Alternative (Beförderung der Befreiung) wiederholen und 
somit das erste unterdrücken würde. Dies ist aber nidit der Fall, vielmehr gebraucht 
Abs. 2 einen neuen aus den beiden Gliedern des Abs. 1 zusammengesetzten Begriff, ^Be- 
f orderung der E^tweichung". 

3) Ebenso Olshausen 121,8: „Eine Fahriässigkeit des Beamten allein kann die 
Entweichung nicht verursachen (d. i. bewirken i. S. des § 347); deshalb spricht Abs. 2 mit 
Recht von einem .durch Fahrlässigkeit befördern* ". Vgl. auch John, H. H. 8, 153, v. Pri tt- 
witz, GA. 30, 147. 

4) Wenn der Gefangene sich die Unachtsamkeit des Beamten nicht zunutze macht, son- 
dern erst infolge des vorsätzlichen Eingreifens Dritter entweicht oder gar ohne seinen Willen 
von Dritten befreit wird, so kann der nachlässige Aufseher nicht bestraft werden, weil sein 
Beitrag zum Erfolg durch die dolose Handlung des Dritten konsumiert wird. Den gleichen 
Fall erwähnt Hof mann 111/112 und entscheidet ihn richtig, verwendet aber leider den 
ebenso sinnlosen wie unausrottbaren Begriff .Unterbrechung des Kausalzusammenhangs^'. 
Fehlt die Mitwirkung Dritter, so hat der Aufseher die Entweichung unter allen Umständen 
zu verantworten, da nur die dem zweiten Handelnden zum Vorsatz zurechenbare Tätigkeit 
einen sonst relevanten Kausalzusammenhang zu konsumieren vermag. Vgl. M. K Mayer, 
Der Kausalzusammenhang usw. 100 ff. 

5) Vgl. E. 5, 326 : Der Begriff der Entweichung setzt das Bewußtsein ihrer Rechts- 
widrigkeit bei dem Gefangenen nicht voraus. — Dagegen Binding 597: „Wenn der Ge- 
fangnisbeamte aus Versehen die Strafe zu früh als verbüßt erachtet und den Gefangenen 
entläßt, so ,entweicht* dieser nicht, und doch ist der Tatbestand des § 347 verwirklicht**. 
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gefaßt werden darf. Allerdings ist diese Auslegung, wenn sie sieb auch auf 
den Gebraach des Perfektums („ist die Entweicbung . . . befördert worden'^) 
stützen kann, nicht einwandsfrei, und das neue Gesetz wurde gut tun, neben 
der Beförderung der Entweicbung die der Befreiung zu nennen. An die 
Grenze des Tatbestandes gelangen wir erst, wenn wir annehmen, daß weder 
der Gefangene noch ein Dritter sich die Unachtsamkeit des Aufsehers zunutze 
macht; dieser Fall bleibt aber mit vollem Becht straflos, weil der rechtswidrige 
Erfolg überhaupt nicht eintritt. 

Somit enthält der Begriff der Beförderung und der der Entweichung 
keinerlei zu beanstandende Beschränkung des Tatbestandes; „Beförderung der 
Entweicbung^^ ist die zutreffende Bezeichnung ^j für alle strafwürdigen Fahr- 
lässigkeiten des Aufsichtspersonals. Namentlich ist kein Fall denkbar, der 
zwar als ein fahrlässiges Entweichenlassen oder Befreien, nicht aber als fahr- 
lässige Beförderung der Entweichung gekennzeichnet werden kann. Es sind 
daher alle Handlungen, die die ersten Absätze unter Strafe stellen, wenn sie 
fahrlässig begangen werden, nach den Absätzen 2 straf bar. ^) ^) 

4. Gefangenenbefreiung und Begünstigung sind nahe verwandte De- 
likte ; sie finden sich in manchen Gesetzbüchern in einem Abschnitt^ sie haben 
im Lauf der Zeiten die Grenze ihres Herrschaftsgebiets vielmals verändert. 
Im geltenden Kecht ist es strittig, ob beide in Idealkonkurrenz treten können. 
Und während das Verhältnis unserer Materie zu andern Gesetzesbestimmungen 
im allgemeinen Zweifeln entzogen ist, stellt sich in dieser Frage eine hart- 
näckige Meinungsverschiedenheit ein. 

Die Schwierigkeiten liegen zum kleinsten Teil in der Konstruktion der 
beiden Delikte, sondern vielmehr in der grundsätzlichen Abgrenzung der Ideal- 
von der Gesetzeskonkurrenz, die bloß scheinbar eine ist. Wenn man Ideal- 
konkurrenz jedesmal annimmt, falls Handlungen denkbar sind, die den beiden, 
und andere, die nur einem von den zwei Tatbeständen unterfallen, so ist es 
zweifellos, daß die §§ 120, 121, 347 mit § 257 ideell konkurrieren können, 
denn die gesetzlichen Tatbestände verhalten sich wie zwei sich schneidende 
Kreise und geben so den drei Möglichkeiten, daß eine Handlung nur Ge- 
fangenenbefreiung oder nur Begünstigung oder beides ist, Baum. Da wir uns 

1) Würde dieser weitere Sinn, den das Wort Entweichung hat (vgl. aach Ols- 
h au Ben § 121, N. 2), auch im Abs. 1 des § 121 zugrunde gel^ werden dürfen, so be- 
stände die vorher (S. 30) besprochene Lücke nicht; da der Abs. 1 aber das eindeutige 
Zeitwort „entweichen^ verwendet, ist die im Abs. 2 erlaubte weitere Auslegung im Abs. 1 
unstatthaft. 

2) Hiermit soll die vorher vorgebrachte Bemerkung, daß es besser wäre, auch die Be- 
förderung der Befreiung in den Tatbestand aufzunehmen, nicht widerrufen werden. 

3) In tatsächlicher Hinsicht besteht eine Differenz; denn es ist denkbar, daß die vor- 
sätzliche, undenkbar, daß die fahrlässige Handlung des Aufsehers den rechtswidrigen Er- 
folg herbeiführt, ohne daß der Gefangene oder ein Dritter tätig wird. 

4) Ebenso Hälschner 2, 1055, Olshausen §121 N. 2 und §347 N. 4, das RG. 
bes. E. 9, 41, auch Koppmann-Woigel § 144 N. 16. 
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auf eine Analyse des § 257 nicht einlassen können, muß die Aufzählung der 
Tatbestandsmerkmale, die jedem Delikt sein Sondergebiet verschafft, unter- 
bleiben; es genügt aber schon hervorzuheben, daß nur der Strafgefangene 
begünstigt, aber jeder Gefangene befreit werden kann. — Wenn man 
nun die Grenze zwischen Ideal- und Ge«etzeskonkurrenz (im engern Sinne) 
nicht nach Maßgabe des begrifflichen Verhältnisses, sondern nach der 
normalen Beziehung, in der zwei Tatbestände stehen, zieht, wenn man also 
das typische Geschehnis ins Auge faßt^ so muß man die Fälle, in denen die 
Erfüllung des einen gesetzlichen Tatbestandes die eines andern regelmäßig 
umschließt, der Gesetzeskonkurrenz zuweisen. Diese das Gebiet des § 73 ein- 
schränkende Auffassung, die mir richtiger erscheint, führt dazu, der Befreiung 
den Vorrang vor der Begünstigung einzuräumen, weil die in der Gefangenen- 
befreiung enthaltene Begünstigung keine selbständige Bedeutung hatO* Die 
Frage des Allgemeinen Teils ist hier nicht zur Entscheidung zu bringen : Der 
Appell an den juristischen Takt macht der Präzision des begrifflichen Kri- 
teriums den Bang streitig. 



1) Für Idealkonkurrenz sind eingetreten : das B6. E. 7, 244 und im Anschloß an diese 
Entscheidung Stenglein Z. 4,487 £f. mit genauer Analyse der §§120 und 257; femer: 
Gretener, Begünstigung u. Hehlerei (1879) 148ff., Merkel 395, Binding, Handbuch I, 
352 N. 8 und 574 N. 17, Lehrb. 598, Oppenhoff § 120, 12, Olshausen § 257, 20, Frank, 
§ 120, VI nnd § 257, V. — Gegen die Möglichkeit der Idealkonkurrenz: Geyer in H. H. 
2,423 (abweichend Geyer, Grundriß 2, 154), John ebenda 3, 150 mit zweifellos falscher 
B^riindung, Hälschner 2,961, Meyer 433, Köhler, GS. öl, 70. 
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Zweiter Abschoitt 

Das ansländische Becht/^ 



Vorbemerknng. 

Durch die Darstellung des geltenden deutschen Rechtes sind die Fragen, 
die bei der Bechtsvergleichung zu beachten sind, hervorgekehrt worden, um 
die Beziehungen, die somit zwischen den beiden Teilen bestehen, auch äußer- 
lich hervortreten zu lassen, folgen wir im zweiten Abschnitt im wesentlichen 
der gleichen Disposition wie im ersten. Da aber die einzelnen fremden Rechts- 
ordnungen nicht zu sehr zerpflückt, und da Wiederholungen möglichst ver- 
mieden werden sollen, enthält der Abschnitt, der die Subjekte der Befreiung 
bespricht (II), hier nur die Bestimmungen, die die Strafbarkeit der Gefangenen 
betreffen, während die Unterscheidung von Beamten, Beauftragten und Dritten 
zur Lehre von der Befreiungshandlung (III) gezogen worden ist In ihr steht 
die im deutschen Recht gegenstandslose Erörterung der qualifizierenden und 
privUegierenden Tatbestandsmerkmale und hiermit zugleich die der grundsätz- 
lichen Verschiedenheiten bei der Ansetzung der Strafrahmen in dem Vorder- 
grund. 



1) Folgende geltende Strafgesetzbücher werden blofi mit dem Namen des Landes 
zitiert: StGB, von Frankreich (auf der Gnmdlage des Code p^nal von 1810), Österreich 
vom 27. Mai 1852, Schweden vom 16. Febmar 1864, Dänemark vom 10. Februar 1S66, 
Belgien vom 8. Juni 1867, Mexiko vom 7. Dezember 1871, Chile vom 12. November 1874, 
Ungarn vom 27. Mai 1878, Niederlande vom S.März 1881, New-Tork vom 26. Juli 1S81, 
Portugal vom U.Juni 1884, Italien vom SO. Juni 1889, Finnland vom 19. Dezember 1889, 
Bulgarien vom 4. MSrz 1896, Norwegen vom 22. Mai 1902. Femer sind ohne weiteren 
Zusatz zitiert der Vorentwurf für Japan von 1899 und der Entwurf eines Bundesstrafgesetz- 
buchs für die Vereinigten Staaten (Penal Code of the United States, Report of the Com- 
mission, Washington 1901). Von den drei Entwürfen für ein schweizerisches StGB. (1894, 
1896, 1903) wird der erste als Vorentwurf, der zweite als Entwurf der Expertenkommission, 
der dritte mit der Jahreszahl bezeichnet — Soweit diese Gesetze und Entwürfe in der 
Sammlung außerdeutscher StGB, (herausgg. von der Redaktion der Zeitschr. f. d. gesamte 
Strafrechtswissenschaft) erschienen sind, habe ich sie in diesen Übersetzungen benutzt — 
Eine größere Zahl von Bestimmungen ist zusammengestellt bei vanSwinderen, Esquisse 
du droit penal dans les Fays-Bas et k T^tranger III, SSO ff. 
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I. Das Objekt der Befreiung. 

1. Das Bechtsgut, dem Schatz gewährt werden soll, ist yomehmlich ans 
der systematischen Stellung der Deliktsgruppe zu erkennen. Diese Kenn- 
zeichnung fehlt im Ungarischen Gesetzbuch, das ein besonderes (das 40.) 
Hauptstück „Befreiung von Gefangenen'' überschreibt und zwischen die gemein- 
gefährlichen und die gegen die bewaffnete Macht gerichteten Verbrechen ein- 
reiht. Osterreich behandelt im 26. Hauptstück die Gefangenenbefreiung in 
Verquickung mit der Begünstigung und in Verbindung mit der Unterstützung 
von Deserteuren unter der Überschrift: „Von dem Verbrechern geleisteten Vor- 
schübe^ ; hiermit ist wohl die Handlungsweise, das Angriffsobjekt aber höchstens 
indirekt bezeichnet. Trotzdem ist die Überschrift wertvoll, weil sie die zu 
weite Interpretation des Gefangenenbegriffes, die sich bei uns eingeschlichen 
hat, nicht aufkommen läßt; Kinder im Schularrest, Geisteskranke u. a. können 
als Gefangene überhaupt nicht in Betracht kommen. Die direkte Anweisung 
zu dieser Begrenzung der Objekte der Befreiung findet sich in den §§217 
bis 219, woselbst der Begriff „Gefangener^ vermieden und durch die Wendung 
^ein wegen eines Verbrechens Verhafteter" (§217) ersetzt ist; daß zu den Ver- 
hafteten ebensowohl die Untersuchungs- wie die Strafgefangenen gehören, erhellt 
ans den §§ 218 und 219. 

Die Beziehung zu einem sekundären Interesse läßt Belgien maßgebend 
sein, indem es unsere Materie im sechsten Titel zu den Verbrechen und Ver- 
gehen gegen die öffentliche Sicherheit stellt; ebenso Mexiko Art 930. Chile 
erwähnt in der Überschrift (Titel 6) neben der öffentlichen Sicherheit die 
öffentliche Ordnung, dringt hierdurch aber kaum zu einer systematischen 
Berichtigung vor. Eine solche findet sich dagegen, wenn neben der 
öffentlichen Ordnung die öffentliche Gewalt als Angriffsobjekt bezeichnet 
wird, wie es in den Gesetzen Dänemarks (12. Kap.) und Finnlands 
(16. Kap.) der Fall ist. Den richtigen Gesichtspunkt für die systematische 
Einreihung bringen rein zur Geltung Frankreich (Sekt. IV), die Nieder- 
lande (Tit. VIII) und Japan (V. Abschn.), die in der Gefangenenbefreiung 
ein Delikt gegen die öffentliche Obrigkeit (Gewalt) sehen, und noch präziser 
die Entwürfe Österreichs und der Schweiz (Entw. 1903 15. Abschn.) 
sowie das Bulgarische (Kap. V) und das Norwegische StGB. (Kap. XII), 
die wie das Deutsche StGB, die Richtung gegen die Staatsgewalt entscheidend 
sein lassen. 

Obwohl hiermit der Deliktsgruppe die ihr Wesen erklärende Stellung 
eingeräumt ist, so ist doch, wie wir im ersten Teil gesehen haben, die Mög- 
lichkeit nicht ausgeschlossen, den Kreis der strafbaren Handlungen durch eine 



1) Der Abschnitt ^Verbrechen und Vergehen gegen die Wirksamkeit und das An 
sehen der Staatsgewalt" entspricht durchaus dem 6. Abschn. des RStGB. 
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ausdehnende Interpretation des Begriffes Gefangener unzulässig weit zu ziehen. 
Diesen Mißstand beseitigen Italien und der Entwurf der Vereinigten 
Staaten im Anschlüsse anNew-York schon dadurch, daß sie die Gefangenen- 
befreiung als Angriff auf eine spezielle Äußerung der Staatsgewalt in ihr 
Gesetz einfügen, Italien, indem es die Delikte als „Verbrechen gegen die Justiz- 
verwaltung*' *) (Titel IV), der Entwurf (Kap. VI), indem er sie als „Verbrechen 
gegen die öffentliche Eechtspflege" (vgl. New-York Titel VIII) charakterisiert 
Hierin liegt ein Fortschritt gegenüber unserem StGB., den man zum mindesten 
dann beherzigen sollte, wenn man das Objekt der Befreiung nicht auf andere 
Weise als durch die Legalordnung begrenzen will. 

2. Eine solche Begrenzung kann zunächst durch eine Legaldefinition 
des Gefangenen vorgenommen werden. Diesen Weg geht New-York 
(§ 93) 2) : „Der Ausdruck Gefangener bedeutet im Sinne dieses Kapitels jede 
Person^ welche auf Grund eines gesetzlichen Verfahrens oder eines gesetzlichen 
Arrestes in Gewahrsam gehalten wird".') Hiernach und nach der Titeltiber- 
Schrift sind Sträflinge, Untersuchungsgefangene, aber auch solche, die wegen 
einer zivilen Klage oder Verhandlung gefangen gehalten werden (vgl. § 89), 
taugliche Objekte. Im wesentlichen dasselbe Ergebnis zeitigt Italien — wie 
New-York in Übereinstimmung mit der vorher erwähnten Titelüberschrift — ^ 
indem es (Art. 228 ff.) statt von Gefangenen von „Verhafteten oder Verur- 
teilten'^ spricht Eine ähnliche die Legaldefinition ersetzende Wendung, nämlich 
Beschuldigter oder Verurteilter*), gebrauchen Frankreich (238, 239)*) nnd 
Belgien (333, 334), sowie Norwegen (§§ 119 und 131).«) Daneben er- 
wähnen Frankreich (238) und Belgien (333) noch die Kriegsgefangenen '*), 



1) GrebiUigt von Taozzi, Corso di diritto penale, 4 Bde. 1890 ff., III, S44, und von 
Ferranti in Cogliolo, Trattato completo teorico e pratico di diritto penaie secondo ii 
codice unico del regno d'Italia. 1888-91, Vol. II, Parte 1, A, S. 124. 

2) Der Entwurf der Ver. Staaten hat die Definition nicht aufgenommen, kommt aber 
zu dem gleichen Ergebnis (v^l. Art 103 ff.). — Außerdem hebt der ELntwurf hervor, daß 
Gefangene, die zum Zweck der Auslief enmg in Gewahrsam gehalten werden, taugliche 
Objekte bezw. Subjekte sind (Art HO). 

3) Vgl. auch § 92 die Definition des Geßngnisses. 

4) Im Ergebnis übereinstimmend auch Österreich, s. oben S. 35. 

5) Dagegen Frankreich Art 245 (Selbstbefreiung): „detenus"; Garraud, Tndtß theo- 
rique et pratique du droit p6na1 frant^is, 5 Bde. (benutzt in der ersten Auflage 1888 ff.) 
IV, 18 bemerkt aber dazu: „rexpression g6n6rique de d^tenus comprend toutes les per- 
sonnes enferm^es oü conduites dans uneprison. II s'agit donc aussi bien des condamn^s 
que des inculp6s pr6venus oü accus6s". Ebenso Boitard, Lebens de droit criminel 
(11. Aufl. 1876), 303, Chauveau et Faustin H^lie, Th6orie du code penal 6 Bde. 
(5. Aufl. 1872 ff.), III, 186. Die zum Zweck der Auslieferung Deternierten gehören in 
Frankreich anders als in Belgien (s. Text, ferner S. 36 N. 2) nicht zu den Gefangenen. — 
Die Befreiung eines Strafgefangenen aus dem Spital wird in Frankreich bestraft (vg^l. 
Chauveau-Hßlie UI, 199). 

6) Entwurf des Ausschusses §§118 und 131, letzterer in etwas abweichender Re- 
daktion. 

7) Ebenso das französische MilStGB. von 1857 Art. 216. 
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Belgien (334) auch die auf Grand von Änslieferangsgesetzen Arretierten. Be- 
merkenswert ist aber namentlich, daß Italien und Norwegen, unter die 
Übertretungen besondere Strafdrohungen für die Befreiung von Personen, die 
nicht Verhaftete oder Verarteilte sind, aufgenommen haben, eine Verwirk- 
lichung der Forderang, auf die wir im ersten Abschnitt (S. 6/7) hingeführt 
worden sind. Italien (Art 477 — 479) droht Übertretungsstrafen demjenigen, 
der geisteskranke Personen mangelhaft beaufsichtigt oder freiläßt 0; Norwegen 
(§ 346 Abs. 2) erreicht das Ziel durch Aufstellung eines umfassenderen Tat- 
bestandes noch vollkommener: „Mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu 
drei Monaten wird bestraft, wer bewirkt oder dazu mitwirkt, daß jemand ent- 
weicht oder rechtswidrig fortgeschafft wird aus einer Anstalt oder von einem 
andern Orte, wohin er von einer öffentlichen Behörde verbracht werden 
mußte.'' Wie aus Abs. 1 des § 346 ersichtlich ist, sind namentlich Erziehungs- 
und Irrenanstalten 2) gemeint. Daß aber die Befreiung von Untersuchungs- 
nnd Strafgefangenen, die sich in Anstalten befinden, obwohl sie dem § 346 
Abs. 2 subsumierbar ist, nicht aus diesem Paragraphen bestraft werden kann, 
ist sicher, weil die spezielleren Bestimmungen der §§118 und 131 den Vor- 
rang haben. 

Auch England') bezieht seine Bestimmungen nur auf Untersuchungs- 
und Strafgefangene, stellt aber besondere Strafdrohungen (felony) auf für den- 
jenigen, der die Entweichung von Kriegsgefangenen, auch solchen, die nur 
durch ihr Ehrenwort festgehalten werden, befördert 

Die gleiche Beschränkung liegt wohl der Bezeichnung „Gefangener oder 
Verhafteter** zu grande, die von den Schweizer Entwürfen (im Tatbestand 
des Amtsdelikts jedoch nur „Gefangener")*), ebenso von Chile (Art 299 ff.), 
Schweden (10. Kap. Art 17) verwendet wird, doch könnten hier durch 
die Weite des Begriffes Gefangener Zweifel geweckt werden. Für Chile 
sind sie indessen dadurch ausgeschlossen, daß die Strafdrohungen insgesamt 
abhängig sind von der Strafe, die der befreite Gefangene zu verbüßen oder 
zu gewärtigen hatte; das gleiche Argument gilt für Mexiko (Art. 930 ff.). 
Auch Japan setzt voraus, daß der Gefangene Sträfling oder Angeschuldigter 
ist, was sich aus Art. 124 entnehmen läßt ( . . . „mag er bereits rechtskräftig 



1) Vgl. auch Mexiko Art. 1149, der Wächter eines ^rasenden Geisteskranken", der 
denselben auf die Straße hinausgehen läßt, wird mit 1—5 Pesos bestraft 

2) Vgl. femer § 854, Ziff. 1 (Entwurf § 353): „Mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bis 
zu vier Monaten wird bestraft, wer dadorch eine Gefahr hervorruft, daß er seine Pflicht, 
einen Geisteskranken zu bewachen, versäumt, oder der Polizei anzuzeigen unterläßt, daß 
ein Geisteskranker, dessen Verpflegung oder Überwachung ihm obliegt, entwichen ist.'' 

3) Stephen, A digest of the criminal law, 5. Aufl. 1894, Art. 159£f. 

4) Bundesstrafrecht Art 50: .... eine auf Befehl eines Bundesbeamten oder einer 
Bundesbehörde verhaftete Person ■, Vgl. Stooß, Grundzüge des schweizerischen Straf - 
rechts im Auftrage des Bundesrates vergleichend dargestellt 2 Bde, 1S92/93, II, 427, und 
Stooß, Zusammenstellung der schweizerischen StGB. 1890, S. 319. 
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Yerurteilt sein oder nicht^O- Vielleicht darf dieselbe Behauptang auch noch 
für Dänemark aufgestellt werden, weil es (Art 108) dem Gefangenen „die 
auf frischer Tat ertappte oder festgenommene Person^, deren Befreiung milder 
bestraft wird, gegenüberstellt. 

Hinter diesen Gesetzen bleiben diejenigen zurück, die wie das unserige 
das Objekt der Befreiung nur als Gefangenen bezeichnen; so Ungarn, Bul- 
garien, Finnland.^) Auch die Niederlande, die den Begriff des Ge- 
fangenen durch die Worte ,jemand, der von öffentlicher Behörde oder kraft 
richterlichen Urteils oder Befehls der Freiheit beraubt ist^' (Art. 191, ähnlich 
Art. 367), umschreiben, sind hierher zu rechnen; auch das Kind im Schularrest, 
auch der Geisteskranke in der staatlichen Irrenanstalt u. a. sind von einer Be- 
hörde der Freiheit beraubt, sodaß aus den Tatbestandsmerkmalen die unerläß- 
liche Begrenzung nicht zu entnehmen ist. 

Die Österreichischen Entwürfe^) stimmen wie überhaupt, so in 
dem hier interessierenden Punkt mit dem RStGB. überein. Indessen ist durch 
einen Zusatz, den der Ausschuß des Jahres 1893 gemacht hat^), einer zu 
weiten Ausdehnung des Gefangenenbegriffs wohl vorgebeugt worden; der 
Zusatz (§ 131 Abs. 2) erklärt in schlechter Stilisierung, daß die Bestimmungen 
über Gefangenenbefreiung „auch auf die in einer Zwangsarbeits- oder Besse- 
rungsanstalt augesammelten Personen^' Anwendung finden. Die Stilisiening 
ist zu beanstanden, weil sie so lautet, als ob jene Personen als Subjekte der 
Delikte in Betracht kämen; sachlich ist die Neuerung wenigstens insofern ein 
Fortschritt, als aus dem Absatz entnommen werden muß, daß die Befreiung 
von Personen, die in andern Anstalten festgehalten werden, nicht strafbar 
ist Darüber, daß ich für meinen Teil die Gleichstellung der Besserungs- 
anstalten mit Zuchthäusern und Gefängnissen nicht gutheißen kann, habe ich 
mich schon geäußert. 

IL Der Gefangene als Subjekt der Befreiung. 

,,Le dösir de la libertö est si naturel ä Thomme que l'on ne saurait pro- 
noncer que celui-lä. devient coupable qui trouvant la porte de sa prison ouverte, 
en franchirait le seuiP. Dieser durch eine lange ununterbrochene historische 
Entwicklung vorbereitete, in den Motiven zum Code p^nal von 1810 aus- 
gesprochene Gedanke beherrscht die Gesetzbücher des letzten Jahrhunderts 



1) Ebenso die Mehi-zahl der früheren Landesgesetze und der Schweizer Kantone; vgl. 
die Aufzählung bei Günther, Idee der Wiedervergeltung III Note 810. Daselbst 811 
eine Vergleiohung der Bezeichnungen, durch die das Gewaltsverhältnis beschrieben wird 
(z. B. „aus der Strafanstalt", „aus der Gewalt der Obrigkeit** u. dgl.). 

2) Die Paragraphen sind unten S 60 angegeben. 

3) 709 der Beilagen zu d. Stenograph. Protok. des Abgeordnetenhauses, 11. Session, 
Bericht zu § 131. 
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und ist nur von wenigen Ländern nicht anerkannt worden; ihnen wenden 
wir uns znnächst zu« 

1. Während es durchaus nicht wunderbar ist, daß ältere Gesetze wie etwa 
das Mhere StGB. Rußlands (vom 5. Mai 1866, § 308ff.) die Selbstbefreinng 
bestrafen^), ist es sehr auffallend, daß nach dem auf der Höhe der Zeit 
stehenden Vorentwurf für Japan jeder Gefangene, der entweicht oder zu 
entweichen versucht, mit Zuchthaus bis zu einem Jahr bestraft wird; die 
Zerstörung von Gefängnisgebäuden oder von Verwahrungsgegenständen , Ge- 
walt und Drohung, sowie das Einverständnis von zwei oder mehreren Per- 
sonen sind Schärfungsgründe, die die Strafe bis zu drei Jahren steigen lassen 
(Art 124 und 128). 2) — Zu Japan gesellt sich der Entwurf der Vereinigten 
Staaten') (Art. 105 und 106), femer England: Jeder Untersuchungs- und 
Strafgefangene, der aus rechtmäßiger Gefangenschaft entweicht, wird mit Ge- 
fängnis (mit Zwangsarbeit) bestraft (Stephen Art. 169). Neben diesem ein- 
fachen Fall (escape) steht als besonderes Delikt die Selbstbefreiung durch 
gewaltsamen Ausbruch d. h. unter Verletzung der Sachsubstanz des Gebäudes 
(breaklng prison); die Strafe ist verschieden je danach, ob der Gefangene 
wegen treason oder felony oder ob er wegen misdemeanor gefangen gehalten 
war, im ersteren Fall Zuchthaus oder Gefängnis, im zweiten Gefängnis (1. c. 
Art 1 70). Außerdem wird jeder Zuchthaussträfling, der vor Verbfißung seiner 
Strafzeit ohne gesetzlichen Grund frei angetroffen wird, mit lebenslänglichem 
Zuchthaus oder Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft (1. c. 173); diese Be- 
stimmung erklärt sich daraus, daß sie ursprünglich für die 1857 abgeschaffte, 
durch die Zuchthausstrafe ersetzte Deportation gegolten hat, ist aber in ihrer 
Anwendung auf die Zuchthausstrafe neben dem Delikt der einfachen und 
qualifizierten Selbstbefreiung entbehrlich. Besonderes Becht gilt für die Ent- 
weichung von Sträflingen, die in Pentonville gefangen gehalten oder dorthin 
transportiert werden, sowie für die von Verurteilten, die bestimmt sind, in 
Parkhurst Prison eingesperrt zu werden. Aus diesem Spezialrecht ist hervor- 
zuheben, daß auch der Versuch der Selbstbefreiung, namentlich der gewalt- 
same Ausbruch aus der Zelle, strafbar ist, ferner, daß die zweite Entweichung 
als felony strenger bestraft wird wie die erste, obwohl diese schon eine Zu- 



1) Vgl. StG. I, 800 unter IV. 

2) Auch in China ist die Entweich ung aus dem Gefängnis strafbar; das Gefängnis 
ist aber nicht Strafe, sondern dient zur Detention der Schuldigen in der Zeit bis zum 
UrteU oder bis zur Vollstreckung der Todesstrafe. Vgl. Krebs in StG. II, 382 und 374, 
ferner Köhler, Chines. Straf recht 

3) Auch New-York könnte hier genannt werden; immerhin stellt es einige, nicht weit- 
tragende Voraussetzungen auf, denen zufolge die Selbstbefreiung nicht unter allen Um- 
standen strafbar ist (vgl. daher unten S. 43/44). Dagegen muß der Entwurf der Vereinigten 
Staaten, der sich eng an New-Tork (§ 85 und 86) anschließt, aber gerade jene einschrän- 
kenden Merkmale wegläßt, zu den Kodifikationen, die die Selbstbefreiung bestrafen, ge- 
zählt werden. 
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satzstrafe bis zu drei Jahren (Pentonville) oder bis zu zwei Jahren (Parkhurst) 
nach sich zieht (vgl. Stephen Art. 171). 

2) Die andern Staaten erkennen die Straflosigkeit der Selbstbefreiung 
grundsätzlich, aber durchaus nicht alle restlos an. Bevor wir diesen Ein- 
schränkungen des Grundsatzes näher treten, sei bemerkt, daß ihnen die Straf- 
drohungen der Militärstrafgesetze nicht zugezählt werden können, da die Ent- 
weichung von Militärgefangenen als unerlaubte Entfernung, Fahnenflucht oder 
auch als Ungehorsam gegen Befehle der Vorgesetzten aufzufassen ist ^) Femer 
kann es nicht als eine Durchbrechung des Grundsatzes angesehen werden, 
wenn, wie dies vereinzelt der Fall ist (s. unten S. 45), die Meuterei der Ge- 
fangenen unter Strafe gestellt wird. Endlich gilt das Gleiche für die besonderen 
Satzungen, nach denen jedwedes Entweichen eines Deportierten bestraft wird. 
Eine solche Bestimmung hatte Frankreich in dem Gesetz vom 30. Mai 1854 
(loi sur Pexöcution de la peine des travaux forc6s) Art. 7 getroffen: „Tout 
condamn^ ä temps qui^ k dater de son embarquement, se sera rendu cou- 
pable d'ävasion, sera puni de deux ans k cinq ans de travaux forc6s. — Cette 
peine ne se confondra pas avec celle ant^rieurement prononc6e. — La peine 
pour les condamn^s k perp6tuit6 sera Tapplication k la double chaine pendant 
deux ans au moins et cinq ans au plns.^ Auch eine italienische Strafdrohung 
darf man hier angliedern: für die zur Außenarbeit zugelassenen Sträflinge 
(Art 14) ist an „die bloße Tatsache des Entweichens von dem Ort der Arbeit^ 
Strafe geknüpft (Art 227 Z. 2 Abs. 2). ^) Es wäre nichts dagegen zu erinnern, 
wenn man diesen letzteren Fall schon als eine Durchbrechung des Grundsatzes 
ansehen will; andererseits ist nicht zu verkennen, daß die Strafdrohung die 
Lockerung der Aufsicht wett zu machen sucht und ihre Berechtigung daraus 
herleitet, daß durch die Zulassung zur Außenarbeit dem Sträfling ein Ver- 
trauen, das seine Pflichten steigert, gewährt wird^); in diesem ihren Wesen 
ist die genannte Ausnahme aber grundverschieden von den nunmehr zu er- 
wähnenden. 

3. Eine Reihe von Staaten läßt nur die einfache Selbstbefreiung 
straflos; sie ist qualifiziert und strafbar, wenn sie mittels Gewalt gegen Per- 



1) Vgl. beispielsweise dieMilStGB.: Dänemark vom 7. Mai 1881 §82 Z. S: „DieEnt- 
weichong aus dem Arrest wird als Fahnenflucht bestraft, „selbst wenn die nächste Ab- 
sicht (des Arrestanten) darauf gerichtet war, sich der Strafe zu entziehen" ; § 1 04 betr. den 
Offizier, der den Arrest bricht — Schweden vom 7. Oktober 1881 $ 68 (siehe auch § 135, 136 
Befreiungshandlungen Dritter, von Wachmannschaften und anderen). — Norwegen vom 
22. Mai 1902 § 34, die Entweichung ist im Tatbestand der unerlaubten Entfernung enthalten; 
femer § 37 betr. Stubenarrestanten. — Italien MilStGB. § 138. 

2) Saveili bemerkt in der BegrQndung des Entwurfs (Relazione 1883): „Tale san- 
zione ^ necessaria perch^ altrimenti si renderebbe inattnabile 11 sist^na di lavoro fuori 
delle prigioni*'. 

3) Zanardelli, Relazione 1S87 zu Art. 226 des Entwurfs. 
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sonen oder Sachen außgeführt wird. So namentlich Frankreich (Art. 245) ^\ 
das die die Strafbarkeit konstituierenden Mittel als „bris de prison" und „yio- 
lence^ kennzeichnet. ^Erbrechung des Gefängnisses^ wird strikt interpretiert, 
ein Übersteigen der Mauer, ein Ausbrach mit regulären, etwa gestohlenen 
Schlüsseln, ein Erbrechen der Ketten fällt nach der französischen Literatur und 
Judikatur nicht unter den Begriff. Die „Gewalttätigkeit'' besteht in einem An- 
griff auf eine Person, strittig ist es aber, ob auch Bedrohungen des Wärters 
oder anderer den Tatbestand erfüllen; man wird die Frage verneinen müssen. *^) 
Die Strafe, die auch für den Versuch des Deliktes gilt, ist sechs Monate bis 
ein Jahr Gefängnis und schließt sich unverkürzt an die Strafe, der der Straf- 
Img entgehen wollte, an; strengeren Strafen läßt der Artikel den Vorrang. 
Voraussetzung der Bestrafung ist die Rechtmäßigkeit der Gefangenschaft ; der 
Art 245 erwähnt zwar dieses Erfordernis nicht ausdrücklich, der Code p6nal 
von 1791 hatte es aber getan (2® part. tit. I, sect 4, art. 8) und es besteht in- 
folgedessen die Lehre, daß der Code von 1810 stillschweigend die gleiche 
Bedingung mache. ^) 

Die Rechtfertigung des Art. 245 wird von Garraud (IV, 10) darauf 
gegründet, daß die Verantwortlichkeit anfangen müsse, wenn der Gefangene 
zur Selbstbefreiung Mittel verwendet, deren Gebrauch an und für sich straf- 
bar ist ^) Kichtiger aber ist offenbar die Argumentation: weil die Beschädigung 
von Sachen und der Angriff auf Menschen an und für sich strafbar ist, be- 
darf es keiner besondem Strafsatzung für den Fall, daß diese Handlungen 
Mittel zur Selbstbefreiung sind, zumal da die in Betracht kommenden Straf- 
rahmen eine genügend strenge Strafe erlauben. So gut wie man die der 
Selbstbefreiung dienende Tötung des Wärters als solche bestraft, kann man 
die Körperverletzung oder etwa die Bedrohung oder Nötigung des Aufsehers 
ohne Rücksicht auf den Endzweck des Gefangenen ahnden. ^) 



1) Zwei Dekrete (vom 30. Juni 1891 und vom 25. April 1893) enthalten Bestimmungen 
über die Anwendung des Art 245 auf Deportierte. 

2) So Garraud IV, 16. Dagegen anderer Ansiebt Chauveau et Faustin Helle 
III, 189, auch Drohungen, die die Tätigkeit des Wärters zu paralysieren bezwecken, seien 
genügend. 

3) Garraud lY, 14, Chauveau et Faustin Helie III, 186, die ungesetzliche Ge- 
fangenschaft sei selbst ein Delikt, es werde also durch die Selbstbefreiung ein rechts- 
widriger Zustand beendet. 

4) „Le d^sir de la libert^, naturel k Thomme, cesse d'etre une excuse, quand il 
le pousse jusqu'ä la r^volte contre Tautorite publique*^. Chauveau et Faustin Helle 

m, 188. 

5) Die frühere franzosische Jurisprudenz hatte, wie Chauveau III, 195 berichtet, 
fttr die Selbstbefreiung besondere Schuldansscfaließungsgründe aufgestellt, so z. @. die Selbst- 
befreiung, um Mißhandlungen oder Angriffen auf die Geschlechtsehre zu entgehen, die 
Entweichung zum Zweck der Rettung aus Feuersgefahr oder aus der durch eine Epidemie 
entstandenen Gefahr. 
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Den Gedanken des Code pönal hat Italien aufgenommen und mit 
anderen Gesichtspunkten verbunden. Die Entweichung ^unter Anwendung 
von Gewalt gegen Personen oder mittels Erbrechens^ ^) ist strafbar, yorausgeaetzt, 
daß die ^Verhaftung^ „in gesetzlicher Form^^) vorgenommen worden ist 
(Art 226). Zu dieser dem französischen Recht entsprechenden Regelung treten 
zwei neue Gedanken: Erstens, die Strafe des verhafteten Gefangenen wird 
anders bestimmt als die des verurteilten (Art 226, 227). 4) Dem Verhafteten 
ist 3 bis 18 Monate Gefängnis gedroht, die Strafe des Verurteilten ist abhängig 
von der Strafzeit, die er bei der Entweichung noch zu verbüßen gehabt hätte, 
indem dieselbe um mindestens ein Drittel, höchstens um die Hälfte, aber 
nicht unter drei Monate und nicht über drei Jahre verlängert wird. Für den 
zur (stets lebenslänglichen) Zuchthausstrafe (Art 12) Verurteilten verlängert oder 
erneuert sich die Periode der dauernden Einzelhaft bis zu zwei Jahren. 
Nehmen wir an, um den Wert dieses Prinzips zu prüfen, es seien von zwei 
Gef ängnissträf iingen , die gleich lange Strafen zu verbüßen haben, der eine 
neun Monate, der andere unter sonst gleichen Umständen neun Jahre vor dem 
Endtermin gewaltsam entwichen; der erste ist mit 3 — 4% Monaten, der 
zweite mit 3 Jahren, dem relativen Minimum und absolutem Maximum, 
zu bestrafen. Ein gründlich unbefriedigendes Ergebnis, da doch die Handlung, 
die in erster Linie getroffen werden soll, die Gewalttätigkeit, in beiden Fällen 
die gleiche ist Und wenn schon die Länge der noch zu verbüßenden Strafe 
berücksichtigt werden soll, so könnte man den zweiten, der noch viele Jahre 
Strafzeit vor sich hat und in das Gefängnisleben noch nicht so eingewöhnt 
ist wie der erste, der schon viele Jahre abgebüßt hat, statt strenger, ebenso 
gut milder bestrafen, weil der Wunsch, die Freiheit zu erlangen, am Anfang 
der langen Strafzeit normaler Weise am heftigsten und darum am meisten 
begreiflich und verzeihlich ist. Wollte man aber behaupten, daß die Gemein- 
gefährlichkeit des Entwichenen um so größer ist, je länger die noch zu ver- 
büßende Strafe währte, so müßte zuvor bewiesen sein, daß hauptsächlich die 
Gemeingefährlichkeit für die Bemessung der Strafe maßgebend ist und daß 
sie sich mit jedem Tag der Strafvollstreckung mindert. Diesen Beweis wird 



1) Ferranti bei Cogliolo 1. c. Vol. II, Parte la, 124ff. 

2) Der Entwarf Vigliani hatte auch die Entweichung mittels Erateigens (scala- 
mento) oder falscher Schlüssel unter Strafe gestellt (Art. 240). In den Entwiirfen von 1S88 
(Zanardelli Art. 200, Savelli Art. 207) finden sich diese Modalitäten nicht mehr. — 
Die Revisionskommission wollte gesetzlich festlegen, daß als Objekt des Erbrechens nur 
ein Teil des Anstaltsgebäudes odei* der Transportwagen in Betracht kommen solle; Za- 
nardelli (Relaz. 1S89, S. 104) hat aber befürchtet, daß hierdurch eine zu restriktive Aus- 
legung veranlaßt werde. 

8) Vgl. die Rechtfertigung bei Tuozzi 1. c. III, 345: „Mancando la ... condizione, 
cessa il delitto di evasione, perchd l'individuo che non jure era stato arrestato, con 
l'evadere non fa che rimettersi nella condizione giuridica, dalla quäle era stato arbitra- 
riamente tolto". 

4) Die Gefangenschaft des „Verurteilten'' ist immer rechtmäßig. Tuozzi III, 846. 
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niemand wagen wollen ; nicht der Schutz der Gesellschaft, nicht die Rücksicht 
auf die Individualität des Täters hat diese Straf drohungen veranlaßt; der 
Vergeltungsgedanke ist hier am Werke und zeitigt böse Früchte, i) 

Die zweite über das französische Recht hinausgehende Einrichtung Italiens 
besteht in der Schaffung eines qualifizierten und eines privilegierten Delikts 
der gewaltsamen Selbstbefreiung. Die Entweichung wird (wie auch die Be- 
freiung durch Dritte oder Beamte) nach Art. 230 strenger bestraft, wenn die 
Handlung mit Waffen oder von drei oder mehr Personen gemeinschaftlich 
oder nach vorheriger Verabredung begangen wird. Hier ist also neben der 
Verwendung von Waffen die Meuterei und das Komplettieren der Gefangenen 
als Strafschärfungsgrund aufgenommen. Die Straferhöhung kann bis zu einem 
Drittel der in den Art 226, 227 angedrohten Höchstmaße reichen, für Zucht- 
hausstrSllinge erhöht oder erneuert sich die Periode dauernder Einzelhaft statt 
bis auf zwei, auf drei Jahre. — Der gesetzliche Strafmilderungsgrund ist die frei- 
willige Rückkehr des Entwichenen in die Strafanstalt; dieser Umstand wirkt 
aber nur mildernd für den Fall^ daß die Entweichung nicht unter den soeben 
erwähnten erschwerenden umständen des Art. 230 stattgefunden hat (Art 232). 
Für Verhaftete besteht die Strafmilderung darin, daß das Minimum von drei 
Monaten auf einen, das Maximum von 18 auf 12 Monate sinkt; der Verur- 
teilte, der seine Entweichung im Normalfali mit einer Straf Verlängerung von 
mindestens einem Drittel der noch zu verbüßenden Strafzeit zu sühnen hat, 
erwirkt sich, wenn er sich freiwillig stellt, die mildere, absolut bestimmte 
Strafe von einem Sechstel der noch zu verbüßenden Strafe, wobei die Ver- 
längerung ein Jahr nicht übersteigen darf. Für den Zuchthaussträfling ist 
die freiwillige Rückkehr Strafaufhebungsgrund, die Periode dauernder Einzel- 
haft wird nicht erneuert, noch verlängert 

Auch New- York läßt nur die emfache Selbstbefreiung straflos (§ 84); 
da es aber nicht nur den Gefangenen, der „mit Gewalf^, sondern auch den- 
jenigen, der „mit List dem Gefängnis oder Gewahrsam entflieht^, bestraft 
(§ 85), ist die Strafbarkeit der Entweichung die Regel, die Straflosigkeit die 
Ausnahme.^) Die Höhe der Strafe ist verschieden nach dem Grunde der 
Gefangenschaft^): Die Entweichung ist Verbrechen i. e. S. (Strafe nach § 14), 



t) Ganz vorfehlt ist die Rechtfertigung des Systems bei Tuozzi III, 347: „. .. U che 
^ ragionevole, perch^ l'interesse della societä a panire il fuggitivo cresce in ragion diretta 
composta deila gravitä e quantitä di pena a costui spettata pel precedente delitto; ed in 
costni per contrario l'interesse ad evadere decresce come va sempre piil riducendosi la pena in- 
flittagli*'. Gegen beide Argumente der Text; das zweite tragt außerdem den Beweis seiner 
Verkehrtheit in sich selbst, denn es enthält die Behauptung, je kleiner das Interesse des 
Täters am Verbrechen, um so geringer muß die Strafe sein. Danach müßte der Diebstahl 
des Gesattigten milder bestraft werden als der des Hungrigen I 

2) Der Entwurf der Vereinigten Staaten (Art 105) setzt nicht voraus, daß die Selbst- 
befreiung mit Gewalt oder List vorgenommen wurde. Vgl. daher oben S. 39. 

3) Ebenso der Entwurf der Ver. Staaten Art 105. 
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wenn die Festhaltung wegen eines Verbrechens stattgefunden hat, gleichviel, ob 
schon eine Verurteilung vorliegt; im andern Fall — New- York kennt nur die 
Zweiteilung in Verbrechen und Vergehen — ist die Entweichung ein Vergehen 
(Strafe nach § 15). Eine weitere erhebliche Ausdehnung der Strafbarkeit ent- 
steht dadurch, daß unter Umständen der Versuch der Selbstbefreiung be- 
straft, und zwar als Verbrechen bestraft wird, nämlich, wenn sich der Ge- 
fangene mit Gewalt oder List der nicht lebenslänglichen Einsperrung in einem 
„Staatsgefängnis*', die stets die Begehung eines Verbrechens i. e. S. vor- 
aussetzt (§ 5), zu entziehen sucht (§ 86). i) 

Portugul gründet seine Bestimmungen auf den auch von Italien ver- 
werteten Unterschied zwischen Verhafteten und Verurteilten. Der Gefangene, 
der entweicht, bevor das Urteil rechtskräftig geworden ist, wird nur disziplinar 
bestraft, „aber wenn er verurteilt wird, wird die Entweichung als erschweren- 
der Umstand angesehen^ (Art 191). Wer dagegen entweicht, nachdem das 
Urteil rechtskräftig geworden ist, wird nach Art. 196 kriminell bestraft Der 
Gedanke, auf dem diese Begelung beruht, daß die Pflicht, die Strafe abzu- 
büßen, strenger zu behandeln ist als die, die Untersuchungshaft auszuhalten, 
kann vor der kriminalpolitischen Kritik nicht bestehen: nicht nur daß diese 
Einschätzung der Pflichten oberflächlich ist, auch daß das Interesse des Staates 
an der Respektierung seines Willens in beiden Fällen gleich groß ist, spricht 
gegen das portugiesische Gesetz. 

Auch Dänemark (§ tll) bildet zwei Kategorien von Gefangenen. „Die 
zu Strafarbeit eingesperrten Gefangenen", d. h. die zu Zuchthaus- oder 
Besserungsarbeit Verurteilten (§ 11), werden, sowohl wenn sie entweichen als 
wenn sie Verbrechen gegen das Personal der Strafanstalt begehen, nach den 
in den Gesetzen über die Strafanstalten enthaltenen Bestimmungen bestraft^) 
Andere Gefangene^ also namentlich Gefängnissträflinge und Untersuchungs- 
gefangene, werden, nur wenn sie sich behufs gemeinsamer Flucht verabredet 
haben, bestraft, und zwar mit Gefängnis von zwei Tagen bis zwei Jahren 
ohne oder n)it Schärfungen, wie z. B. Gefängnis bei Wasser und Brot bis zu 
30 Tagen (§ 17—28). 

Die gemeinsame Verabredung wird von Mexiko für die Entweichung von 
allen Gefangenen als straf begründendes Moment angeseszt: ,,der Gefangene, der 
entflieht, erhält nur dann irgendwelche Strafe, wenn er im Einvernehmen mit 
einem oder mehreren anderen Gefangenen handelt und einer von diesen 
entweicht" (Art. 936, vgl. dazu Art 934 und 938). Im Grunde wird hier 



1) Nach dem Entwurf der Vereinigten Staaten ist der Versuch der Selbstbefreiung 
in weiteren Grenzen strafbar; es ist nur vorausgesetzt, daß die Entweichung aus einer 
Anstalt stattHndet; wer sich auf dem Weg zum Gefängnis zu befreien versucht, bleibt 
also* straflos (vgl. Art. 106). 

2) Vgl. StG. I, 212. 
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weniger die Entweichung als das Komplott bestraft, so daß man Mexiko 
auch zu den Staaten zählen könnte, die den Grundsatz der Straflosigkeit 
nicht oder doch nur so durchbrechen, wie es die Länder tun, die die Meuterei 
bestrafen. 

4. Nur in sehr wenigen Gesetzbüchern ist die Meuterei der Gefangenen 
mit Strafe bedroht, nämlich im StGB. Bulgariens (Art 153) und Finnlands 
(Kap. 16 § 12), sowie in den Schweizer Entwürfen, die vom ersten bis 
zum letzten die gleiche, ohne Diskussionen angenommene Fassung aufweisen, 
nämlich: „Gefangene, welche sich zusammenrotten und vereint ihre Wächter 
angreifen oder ihnen tätlichen Widerstand leisten oder gewaltsam ausbrechen, 
werden mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren bestraft.^ ^) Die Anlehnung an 
das BStGB. (§ 122) ist offensichtlich. Ähnlich bestimmen die österreichi- 
schen Entwürfe, die sich ebenfalls vom Entwurf II 2) bis VI (abgesehen 
von einer Änderung redaktioneller Natur) gleich geblieben sind 3): „Gefangene, 
welche sich zusammenrotten, um mit vereinten Kräften 1) die Beamten der 
Anstalt oder die mit der Aufsicht betrauten Personen anzugreifen, oder sie 
durch Anwendung oder Androhung von Gewalt oder durch Bedrohung mit 
rechtswidriger Zufügung von Nachteilen zu Handlungen oder Unterlassungen 
zu nötigen, oder 2) einen gewaltsamen Ausbruch zu unternehmen, werden 
wegen Meuterei mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit Gefängnis nicht 
unter sechs Monaten, diejenigen aber, welche Gewalttätigkeiten gegen die 
Beamten der Anstalt oder die mit der Aufsicht betrauten Personen verüben, 
mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren, und falls dabei einer der im § . . . er- 
wähnten Umstände (schwere oder gefährliche Körperverletzungen) eintritt, bis 
zu zehn Jahren bestraft Zugleich kann auf Zulässigkeit der Stellung unter 
Polizeiaufsicht erkannt werden." Im Entwurf VII findet sich der neue 
Nötigungsbegriff, den der Ausschuß 1893 im ganzen Gesetz zur Geltung ge- 
bracht hat 4); danach ist zu lesen: ;, Bedrohung mit einer Verletzung an Körper, 
Freiheit, Ehre oder Vermögen". 

Weitaus die meisten Länder haben keine die Gefangenen meuterei be- 
drohende Bestimmung; so von denjenigen Staaten, die die Selbstbefreiung in 
mehr oder weniger weiten Grenzen bestrafen: Frankreich, Portugal, Dänemark, 
New- York, Mexiko und Italien, das aber die Meuterei als Strafschärfungs- 
grund kennt (vgl. oben S. 43). Ferner hat eine Reihe von Staaten, die 



1) Vorentwurf Art 164, erste und zweite Lesung, sowie Entwurf der Expertenk. 
Art 182, Entwurf 1903 Art 194. 

2) Der Entwurf II hat das Unternehmen des Angriffs als zu weit gehend aus dem 
Tatbestand gestrichen und die Strafe für Meuterer, die Gewalttätigkeiten begehen, im 
Mindestmaß von zwei auf ein Jahr ermäßigt. 

8) Die Bestimmung findet sich: Entwurf I und H § 140, Ul § 142, IV § 137, V § 141, 
VI § 139, VII § 138. (Über die Zählung der Entwürfe s. Vergleichende DarsteUung I, 297). 
4) Siehe Vergleichende Darstellung I, 298. 
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die Straflosigkeit der Entweichung nicht einschränken, auf die besondere Be- 
drohung der Meuterei verzichtet und dadurch den Grundsatz der Straflosigkeit 
am vollständigsten durchgeführt : Österreich und Ungarn, Belgien, die Nieder- 
lande, Norwegen, auch Chile. Es entsteht hierdurch* keine Lücke, da die über 
bloß disziplinwidriges Verhalten hinausgehenden gemeinschaftlichen Aufleh- 
nungen als Aufruhr (im Sinne des § 115 BStGB.) eine genügend strenge 
Strafe finden, was wir in der Darstellung des deutschen Kechts im einzelnen 
nachgewiesen haben. Und unsere Forderung, die Meutereibestimmung aufzu- 
geben, wird durch die große Zahl der Staaten, die es bereits getan haben, 
unterstützt; namentlich fallen die Stimmen von Ungarn, den Niederlanden 
und von Norwegen ins Gewicht 

III. Die Befreiungshandlung.. 

1. Die einzelnen zur Bezeichnung der strafbaren Handlung taug- 
lichen Ausdrücke, wie befreien und entweichenlassen, die Befreiung be- 
wirken und befördern, zur Befreiung oder Entweichung behilflich s^in, 
die Selbstbefreiung unterstützen usw., finden sich in den einzelnen Ge- 
setzen in den mannigfachsten Verbindungen^); bald wird die Gehilfe- der 
Täterhandlung, bald die Unterlassung der Tätigkeit gegenübergestellt, oft 
auch finden sich Differenzen zwischen dem Mischtatbestand des gemeinen 
und des Beamtendelikts. Alle diese Variationen aufzuzählen, wäre zu nichts 
gut, weil die Übersetzung der Begriffe ihre Sphäre doch mehr oder minder 
ungenau wiedergibt, während es gerade auf die Feinheiten der Sprache an- 
kommt, vor allem aber weil trotz der Verschiedenheit der Ausdrücke das Be- 
streben der Gesetze gleichmäßig dahin geht, alle in Betracht kommenden Mo- 
dalitäten unter Strafe zu stellen. Dagegen ist es nicht überflüssig, nochmals 
zu betonen, daß eine zu wenig sorgfältige Redaktion die Interpretation vor un- 
nötige Schwierigkeiten stellt und hie und da Lücken entstehen läßt, die, auch 
wenn sie sich in der Praxis nicht fühlbar machen, vermieden werden sollten, 
— Mängel, die uns bei der Darstellung des deutschen Rechtes begegnet sind. 
So ist z. B. die ungarische Fassung durchaus nicht genügend; § 447 bedroht 
nur denjenigen, der einem Gefangenen „bei der Entweichung behilflich ist*'; 
daß auch die Befreiung eines widerstrebenden Gefangenen strafbar ist, kann 
nur durch einen Schluß a minore ad maius festgestellt werden. Ebenso ist 
der die Wachen und behördlichen Organe betreffende Tatbestand (§ 448), der 
nur das „ Entweich enlassen^ nennt, nicht geeignet, alle denkbaren Fälle 



1) Vgl. Günther, Idee der Wiedervergeltung 111,1 Note 809, woselbst die ver- 
schiedenen Ansdnicksweisen einer großen Reihe von Gesetzen, namentlich auch der 
deutschen Landesgesetze und der Schweizer Kantone, zusammengestellt sind. — Es sei 
auch hier schon bemerkt, daß in den Noten 812 und 813 (vgl. auch Note 83) das Ver- 
hältnis von Begünstigung und Gefangenenbefreinng rechtsvergleichend behandelt wird. 
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zwanglos za decken. Einwandsfrei sind die Schweizer Entwürfe (Juni 1903 
Art 193)^); sie bestrafen den Dritten^ der einen Gefangenen „befreit'' oder 
„ihm zu seiner Befreiung oder Entweichnng Hilfe leistet''. In dieser Fassung 
sind alle Modalitäten berücksichtigt; ebenso in der für Beamte geltenden Be- 
stimmung der Niederlande (Art, 367), woselbst das Entweichenlassen neben 
das Befreien und das Behilflichsein bei der Befreiung oder Selbstbefreiung 
gestellt wird. Endlich verweise ich auf die besonders geartete Formulierung 
Norwegens (§ 131, Dritte betreffend): ,,Wer bewirkt oder dazu mitwirkt, daß 
jemand, der als Verurteilter oder Beschuldigter wegen einer strafbaren Hand- 
lung rechtmäßig der Freiheit beraubt ist, ungesetzlich losgelassen wird oder 
aus den Räumen, in denen er verwahrt gehalten wird, oder aus der Gewalt 
desjenigen, unter dessen Bewachung er sich befindet, entweicht . . .^' 

Neben diesen Variationen von vorwiegend technischer Bedeutung ent- 
halten die Tatbestände — abgesehen von den schon besprochenen Umständen, 
die den Begriff des Gefangenen konstituieren, — besondere Merkmale nur in- 
soweit, als eine Differenzierung der Straf drohungen begründet werden soll. 
Aber gerade in diesen qualifizierenden und privilegierenden Momenten be- 
kundet sich der Charakter der einzelnen Gesetze, in ihnen liegen die für die 
Bechtsvergleichung interessanten Verschiedenheiten. Sie führen sich auf zwei 
Grundgedanken, die allerdings mannigfach ausgestaltet werden, zurück, nämlich 
auf die folgenden: 

Erstens: Der Grund und die Art der Gefangenschaft ist das 
für die Bestrafung der Befreiungshandlung maßgebende Prinzip. 
Es wird in verschiedener Weise durchgeführt; entweder in der Art, daß der 
Befreier eine Strafe, die nach der noch zu verbüßenden Strafzeit des Befreiten 
berechnet wird, auf sich nehmen muß, oder so, daß die Strafe strenger ist, 
wenn ein „Verbrecher*' befreit wird, als wie wenn einer, den ein „Vergehen", 
in die Gefangenschaft geführt hat, bald auch in der Weise, daß die Fest- 
haltung in einer Anstalt von der nur durch persönliche Gewalt verwirklichten 
Freiheitsentziehung oder die Gefangenschaft vor und nach der rechtskräftigen 
Verurteilung voneinander geschieden werden. Die Strafrechtstheorie, die sich 
in solchen Anordnungen ausspricht, ist die Vergeltungstheorie. 2) Sie ist hier 
wie in andern Fällen genötigt, ihre Proportion zwischen Delikt und Strafe 



1) Art 222, der das Beamtendelikt enthält, setzt abweichend von Art. 198 stets eine 
Entweichong voraus und verfehlt es somit, die Befreiung des widerwilligen oder etwa 
getäuschten Gefangenen zu decken. Es wäre geraten, den Art. 222 mit 193 in Überein- 
stimmung zu bringen. 

2) Günther, Idee der Wiedervergeltung III, 475—500 kennzeichnet das in Frage 
stehende Prinzip als analoge Talion, glaubt aber, da der Täter sich nicht der vollen Strafe 
des Flüchtlings unterziehen muß, nur von ,, Anklängen an das Prinzip der analogen Talion^ 
sprechen zu dürfen. Wie weit die Strafgesetze das Prinzip durchführen, wie weit andere 
Grundsätze sich durchsetzen, veranschaulicht Günther in einer reiches Material zusammen- 
stellenden Rechtsvergleichung; vgl. besonders die Noten 818—823. 
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auf Umstände zu gründen, die mit der Individualität des Deliquenten außer 
Zusammenhang stehen und nicht einmal als Symptome der verbrecherischen 
Intensität generell verwertbar sind. Zweifellos kann die Befreiung des soeben 
auf der Straße Verhafteten eine in höherem Maße staatsfeindliche und aus 
diesem wie aus andern Gründen mehr Strafe verdienende Tat sein als die Be- 
freiung eines Zuchthaussträflings. Ein Typus höherer oder geringerer Straf- 
würdigkeit läßt sich mit diesen Mitteln überhaupt nicht konstruieren, man 
stilisiert die Strafe nach einer ihr Wesen vernachlässigenden Idee und gelangt 
auf diesem Wege zu einer dekorativen Anordnung, nicht aber zu einer die 
wesentliche Idee der Strafe verwirklichenden Gliederung; man verleugnet den 
Grundsatz, den die Architektur den der Wahrheit nennt. Nur in einer Hinsicht 
liegt in der Anpassung der Strafe an den Grund und die Art der Gefangen- 
schaft eine tatsächliche Angemessenheit: je strenger die Strafe des Befreiten 
ist, desto schwerer ist seine Straftat gewesen, desto gemeingefährlicher ist also 
seine Befreiung. Diesem Gedankengang steht indessen entgegen, daß die Ge- 
meingefährlichkeit des Gefangenen höchstens ein seine Festhaltung begrün- 
dender und ausgestaltender Umstand, einer neben vielen andern ist 

Zweitens: Die Strafe des Befreiers wird nach der Schwere der 
Pflichtverletzung, deren er sich schuldig gemacht hat, abge- 
stuft Dieses Prinzip läßt die Schuld des Täters maßgebend sein und 
zeitigt daher Ergebnisse, denen grundsätzliche Bedenken nicht entgegenstehen. 
In seiner Allgemeinheit kann das Prinzip von jeder Strafrechtstheorie als ihr 
Grundsatz in Anspruch genommen werden, erst bei der Durchführung im ein- 
zelnen würde der Streit der Theorien entbrennen können. Die Gesetze der 
einzelnen Staaten geben wenig Anlaß, diese Differenzen zu verfolgen, da sie, 
von einigen Ausnahmen abgesehen, weder in der Graduierung der Pflichten, 
noch in der Bereitstellung der Strafen eine scharfe Ausprägung der Grund- 
idee verraten. Vielmehr ist die Schwere der Pflichtverletzung nur dadurch als 
maßgebend verwertet, daß die dolose und die fahrlässige Befreiung, sowie die 
Handlung des Beamten (oder anderer dem Beamten gleichstehender Personen) 
und die des Nichtbeamten unterschieden werden; dabei hat in der Regel nur 
der Beamte fahrlässiges Verschulden zu verantworten. Die dritte nicht selten 
sich findende Berücksichtigung des Grades der Pflichtwidrigkeit besteht darin, 
daß bestimmte Begehungs weisen, die aus einer intensiven verbrecherischen 
Gesinnung entspringen und eine erhebliche Gefährdung der Staatsautorität 
oder ihrer Repräsentanten erzeugen, straferhöhende Bedeutung erhalten; eine 
solche qualifizierte Begehung ist namentlich die mit Waffen ausgeführte 
Befreiung. 

Das erste Prinzip ist nirgends restlos, am weitgehendsten von Osterreich 
durchgeführt worden, das zweite findet sich häufig in reiner Ausgestaltung; 
zwischen Osterreich und dieser Gruppe stehen viele Gesetze, die beide Grund- 
sätze miteinander verbinden und dadurch zu einem komplizierten System von 
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Schärf angs- und Milderungsgrttnden gelangen; hierher gehört das romanische 
und das englisch-amerikanische Recht. 

2. Österreich nmgrenzt die strafbare Handlung durch die Worte, ^wenn 
jemand einem wegen eines Verbrechens Verhafteten die Gelegenheit zum Ent- 
weichen durch List oder Gewalt erleichtert^^, und verbindet diesen Tatbestand 
mit einer Modalität der Begünstigung (§ 217). Es unterscheidet dann zwei 
Personengruppen, diejenigen, die zur Sorge für die Verwahrung verpflichtet 
sind, und andere Personen (§ 218); der ersteren Kategorie gehören also sowohl 
Beamte als andere Beauftragte an. In dieser Scheidung liegt eine Berück- 
sichtigung des Grades der Pflichtverletzung; sie wird aber nur in engen 
Grenzen praktisch. Es werden nämlich die Wächter und die Dritten gleich- 
mäfiig mit schwerem Kerker zwischen 5 und 10 Jahren bestraft, wenn sie 
„einen wegen Hochverrats oder verfälschter Kreditspapiere Verhafteten^ unter- 
stutzen, mit schwerem Kerker zwischen 1 und 5 Jahren, wenn dem Gefangenen 
eine Münzfälschung, ein Mord oder Baub oder eine Brandstiftung zur Last 
liegt; die Wächter werden strenger behandelt als die Dritten, nur wenn sie 
einem wegen eines andern ^Verbrechens" beschuldigten oder verurteilten Ge- 
fangenen Vorschub leisten, indem sie auch in diesen Fällen schweren Kerker 
von 1 bis zu 5 Jahren verwirken, während für Dritte dann die Strafdrohung 
von 6 Monaten bis zu einem Jahr Kerker Platz greift (§218 und § 219). Der 
die Bestrafung beherrschende Gesichtspunkt ist also der Grund der Gefangen- 
schaft des Befreiten. Dies kommt weiterhin darin stark zum Ausdruck, daß 
die Befreiung des wegen eines Vergehens oder einer Übertretung Gefangenen 
wesentlich milder, nämlich als Übertretung (§ 307) bestraft wird, und zwar 
gleichviel ob sie vom Aufsichtspersonal oder von andern ausgeht, während 
die Strafdrohung wiederum strenger ist, wenn der Befreite ein Vergehen, wie 
wenn er eine Übertretung zu verantworten hatte: Arrest von 8 Tagen bis zu 
3 bezw. bis zu einem Monat ^) 

3, Frankreich unterscheidet die nicht zur Beaufsichtigung verpflichteten 
Personen und das Aufsichtspersonal; welche Personen zu letzterem gehören, 
ist aus Art 237 zu entnehmen: „les huissiers, les commandants en chef ou 
en sous-ordre, soit de la gendarmerie, soit de la force armöe servant d'escorte 
ou garnissant les postes, les concierges, gardiens, geöliers et tous les autres 
prepos6s k la conduite, au transport ou & la garde des d^tenus^. Die Gruppe 
umfaßt also Beamte und andere mit der Beaufsichtigung betraute Per- 



1) Vgl. Herbst, Handbuch des österr. Strafrechts (Kommentar) 7. Aufl. 1SS2/84, 
§ 217 und § 307; Janka, Das österr. Strafrecht 3. Anfl. 1894, S. 336; Finger, Strafrecht 
in den Kompendien des österr. Rechts 2. Bd. 1895, S. 418. 

2) Daß die Worte des § 307, „im ersten — im zweiten Falle", sich auf Vergehen und 
Übertretung und nicht auf die beiden Fälle des Vorschubleistens (§ 214 und 217) beziehen, 
ist nach der grundsätzlichen Behandlung der Gefangenenbefreiung mit Sicherheit anzu- 
nehmen; Herbst (zu § 307) thut es, Janka 1. c. nicht 

Maybr, Die Befreiong von Gefangenen. 4 
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sonen. ^) Das Aufsichtsperaonal hat anch Fabrlfijssigkeit zn verantworten, Dritte 
nnr die vorsätzliche Bewirkung und Erleichtemng der Entweichang (procnrer 
on faciliter Tövasion). Im übrigen staf t der Code die Strafen für beide Personen- 
gruppen ab nach der Schwere der Beschuldigung oder Verurteilung, die auf 
dem Gefangenen lastet 2), und nach der Verschiedenheit der Mittel, mit denen 
die Befreiung ins Werk gesetzt wird. 

Der erste Gedanke wird durch die Aufstellung einer Stufenfolge von drei 
Delikten, die auch bei fahrlässiger Begehung verschieden bedroht sind (Ge- 
fängnis von 6 Tagen bis 2 Monaten, von 2 bis 6 Monaten, von 1 bis 2 Jahren), 
durchgeführt (ArL 238—240). Die höchste Stufe nimmt .die Befreiung eines 
Gefangenen ein, der wegen eines mit Todesstrafe oder lebenslänglicher Strafe 
bedrohten Verbrechens beschuldigt oder angeklagt ist oder der zu einer dieses 
Strafen verurteilt ist Im Falle, daß die Verurteilung schon erfolgt ist, 
ist stets die ausgesprochene, nicht die angedrohte Strafe maßgebend.') Der 
Versuch ist nach den allgemeinen Bestimmungen (Art. 2, 3) strafbar, nämlich 
in den mit Verbrechensstrafen bedrohten Fällen, wohin die vorsätzliche Be- 
freiung durch das Aufsichtspersonal gehört, sofern der Gefangene nicht bloß 
wegen einer Übertretung oder wegen eines mit nicht beschimpfender Strafe 
bedrohten Verbrechens gefangen gehalten wurde. (Vgl. ArL 239, der Zucht- 
haus, und 240, der zeitige Zwangsarbeit androht.) 

Die Begehungsweise gewinnt zunächst Bedeutung für die Konstituiemng 
eines Beihilfedelikts sui generis (Art 241 und 243). Wenn nämlich die Eint- 
weichung mit Gewalt oder durch Erbrechung des Gefängnisses bewerkstelligt 
oder versucht worden ist, so wird jeder, sei er mit der Aufsicht betraut oder 
nicht, der zweckdienliche Werkzeuge oder Waffen geliefert hat, wegen dieser 
Unterstützung bestraft Ganz ohne Konsequenz wird nun aber die Strafe für 
die Lieferung von Werkzeugen (Art 241) nach der Schwere der Beschuldigung 
oder Verurteilung, die auf dem Gefangenen lastet, im Anschluß an die Art 238 
bis 240 abgestuft, und zwar ohne daß das Aufsichtspersonal strenger als 
andere Personen bedroht wird, während die Strafe für die Übermittlung von 
Waffen (243) unabhängig von dem Grund der Gefangenschaft nur danach 
differenziert wird, ob ein Wächter (Zwangsarbeit auf Lebenszeit) oder ein anderer 
(zeitige Zwangsarbeit) diese Beihilfe geleistet hat Die für die Strafe maß- 



1) Nach dem französischen MilStGB. von 1857 Art 216 finden die Art. 237—243, 
247, 248 des Code p^nal Anwendung auf Militarpersonen, die Kriegsgefangene oder andere 
Gefangene oder ihrer Bewachung anvertraute Personen entweichen lassen oder bei der 
Entweichung unterstützen oder die den Entwichenen verborgen halten. 

2) Garraud I.e. IV, 25 kritisiert dieses Prinzip zutreffend folgendermaßen: ^Le devoir 
professionel des conducteurs ou des gardiens n'est-il pas le meme dans tous les cas? qu'im- 
porte donc la nature de la d^tention? On peut dire cependant pour expliquer ce point 
de vne, qne T Evasion de tous les d^tenus n'est pas 6galement dangereuse pour la sod^ä 
et que la cause de la d^tention est la mesure de Timportance de la privation de libert^"* 

3) Garraud IV, 26. 
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gebenden Gesichtspnnkte werden also in der mannigfachsten Weise, aber 
ohne Folgerichtigkeit verbunden. Auch beachte man die übertrieben strengen 
Strafen des Art 243. (Wegen mildernder Umstände vgl. Art 463.) 

Nicht weniger ist die zweite Berücksichtigung der Begehungsweise miß- 
lungen. Art 242 bestimmt: ^Dans tous les cas ci-dessus, lorsque les tiers qui 
aurout procura ou facilitö Pövasion j seront parvenu en corrompant les gar- 
diens ou ge61iers ou de connivence avec eux, ils seront punis des mSmes 
peines que les dits gardiens et geöliers". Man fragt sich vergebens, warum 
die Bestechlichkeit des Beamten nur die Schuld des Dritten größer erscheinen 
läßt, vergebens warum das Einverständnis zwischen dem Beamten und dem 
Dritten nur diesen und nicht jenen einer strengeren Strafe aussetzt ^) 

Endlich ist die eigentümliche Vorschrift des Art 247, die einen Straf- 
beendigungsgmnd, der unter Umständen auch als Strafausschließungsgrund 
wirksam werden kann, zu erwähnen. Aufsichtspersonen, die fahrlässig ge- 
handelt haben, wird eine Vergünstigung gewährt, wenn die Wiederergreifung 
(oder Gestellung) des Gefangenen binnen 4 Monaten nach der Entweichung 
erfolgt und in der Entweichung, nicht aber darin, daß der Entwichene neue Straf- 
taten begangen hat, ihren Grund hat Unter diesen Voraussetzungen wird 
dem Wächter, wenn er zur Zeit der Wiederergreifung seine Strafe schon 
verbüßt, der Best der Strafzeit erlassen (Strafbeendigungsgrund), wenn er in 
jenem Zeitpunkt noch nicht verurteilt ist, wird das Verfahren gegen ihn ein- 
gestellt (Strafausschließungsgrund). Niemals aber kann die Verfolgung des 
Wächters oder die Strafvollstreckung mit Bücksicht auf die viermonatliche 
Frist aufgeschoben werden. 2) — Diese Bestimmung wird von Garraud als 
^une Sorte d*amnistie legale'' bezeichnet und folgendermaßen erklärt: „Par 
cette faveur on veut intäresser les conducteurs et gardiens ä la röparation du 
prdjudice social causö par leur n^gligence.^ Indessen wird diese Absicht nur 
sehr unvollkommen durchgeführt, da der Aufsichtsbeamte, sobald er nicht 
mehr auf freiem Fuße ist, sein Interesse an der Wiederergreifung nicht mehr be- 
tätigen kann. Auch im übrigen ist der Art 247 sehr anfechtbar; die Straf- 
freiheit des Beamten ist allzusehr von Zufälligkeiten abhängig: auch wenn 
der Gefangene nach seiner Flucht ein neues Delikt begangen hat, aber nicht 
wegen dieser Straftat verhaftet wird, trifft Art. 247 zu, dagegen nicht, wenn 
das neue Delikt die Wiederergreifung herbeigeführt hat; willkürlich ist auch 
die Frist von vier Monaten. ') Berechtigung hätte nur das eine, den Beamten 
straffrei zu lassen, wenn er unmittelbar nach der Entweichung, jedenfalls aber 
vor seiner Verurteilung, den Entwichenen wieder einliefert Einen solchen Straf- 
ausschließungsgrund hat Italien (Art 232, 233) aufgenommen. 



1) Aach Garraud IV, 30 hält den Art 242 für verfehlt. 

2) Vgl. Boitard I. c 806, Garraud IV, 29. 

3) Ebenso Chaovean et Faustin H61ie 1. c III, 210. 

4» 
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Belgien, das im Gegensatz zu Frankreich die Selbstbefreiung der Ge- 
fangenen straflos läßt, hat die Befreiung durch andere im Anschluß an das 
französische Gesetzbuch geregelt Es unterscheidet ^les personnes pröpos^s 
i la conduite ou k la garde des dätenus" (Art. 332, der aber die im C. p. 237 
sich findende Aufzählung wegläßt) von den andern Personen und bestraft die 
ersteren auch wegen fahrlässiger Begehung. Die Strafen sind in allen Fällen 
von dem Delikte des Gefangenen abhängig (Art 333 — 335), aber es werden 
nur zwei, nicht wie in Frankreich drei Klassen gebildet. Außerdem wird die 
Aushändigung von Werkzeugen für einen gewaltsamen Ausbruch und die von 
Waffen bestraft (Art. 336, 337 j, vorausgesetzt, daß ein solcher Ausbruch ^) zum 
mindesten versucht worden ist; auch in diesen Fällen sind die Strafen des 
Aufsichtspersonals strenger, auch in diesen Fällen bestimmt der Grund der 
Gefangenschaft die Strenge des Strafrahmens, so daß die Inkonsequenzen, die 
uns im Code p6nal begegnet sind, vermieden werden. Ferner ist die unberech- 
tigte Gleichstellung von Beamten und Dritten, die der französche Art 242 vor- 
nimmt, sowie die verfehlte Bestimmung aber die Strafbeendigung von Belgien 
nicht aufgenommen worden. In summa behält Belgien also das französische 
System bei und reinigt es nur von seinen auffälligsten Widersprüchen. — 
Einen dem französischen Becht fremden Strafausschließungsgrund enthält der 
Art 335 Abs. 2 : Die nahen Verwandten des Gefangenen werden wegen einer 
Unterstützung oder Herbeiführung der Befreiung nicht bestraft; dagegen sind 
sie, wenn sie dem Gefangenen Werkzeuge oder Waffen übermittelt haben, wie 
andere Personen strafbar (Art 336, 337, vgl. unten S. 63). 

Italien 2) regelt die Materie in 8 Paragraphen, die zusammen 17 Absätze 
haben, und gibt somit schon äußerlich zu erkennen, daß es nicht gewillt ist, 
die Deliktsgruppe als eine einfache zu behandeln. Wir haben ja auch schon 
bei der Besprechung der strafbaren Selbstbefreiung (Art 226, 227, oben S. 42} 
gesehen, daß die Bestimmungen Italiens unter einem unglücklichen Sterne 
stehen. 

Zunächst findet sich die berechtigte, überall wiederkehrende strengere 
Haftbarkeit der besonders Vei-pflichteten, deren Kreis im Art 229 Abs. 1 be- 
stimmt wird durch die Worte: „Der mit der Beaufsichtigung oder Begleitung 

1) Belgien erweitert den Tatbestand insofern, als es neben violence et bris de prison 
menaces als ein Mittel, das den Ausbrach za einem gewaltsamen macht, nennt. Vgl- 
oben S. 41 N. 2. 

2) Die Grandzüge der geltenden Regelung finden sich schon im Entw. Vigliani (1874) 
Art. 240 ff. — der jetzige Art. 233 fehlt daselbst noch — und sind durch alle Entwürfe 
durch festgehalten worden. Änderungen sind namentlich von der Subkommission (1889 
Art 2 15 ff.) vorgenommen worden, sie betreffen aber, wie diejenigen der Revisions- 
kommission , nur die Formulierungen und das Strafmaß. Hervoizuheben ist die steigende 
Strenge der Strafdrohungen (vgl. Relazione Zanardelli 1889 S. 104). — Die m den Ma- 
terialien niedergelegten Ausführangen gehen nur wenig über eine Paraphrase des Gesetzes- 
textes hinaus. — Tuozzi stellt die Materie Bd. 3 S. 850—357, Ferranti h c (vgl. oben 
S. 86 N. 1) dar. 
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eines Verhafteten oder Verurteilten betraute öffentliche Beamte".*) Er wird 
streng^er bestraft, wenn er vorsätzlich die Entweichnng des Gefangenen ^in 
irgend welcher Weise veranlaßt oder erleichtert", nämlich mit Einschließung 
von 1 bis zu 5 Jahren, während Dritten Einschließung oder Gefängnis 
von 1 bis zu 30 Monaten gedroht ist (die ersten Abs. der Art 228 und 
229), — außerdem aber sind drei Tatbestände gebildet, die nur ihm gelten: 
Der Beamte, der einem Gefangenen Waffen oder Werkzeuge gibt oder deren 
Hergabe nicht hindert, wird wegen dieser Beihilfeleistung, wenn sie erfolglos 
ist, ebenso bestraft, wie wenn er die Entweichung ohne das qualifizierende 
Mittel (Waffen) erfolgreich veranlaßt hätte, erfolgt die Entweichung aber, so 
tritt Einschließung von 3—10 Jahren ein, und die sonst auszusprechende 
zeitige Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter ist als dauernde zu 
verhängen (229 Abs. 2). Es wird also wie in Frankreich die Aushändigung 
von Waffen mit äußerster Strenge geahndet — Der Beamte, der fahrlässig 
eine Entweichung verschuldet — das Gesetz sagt „aus Nachlässigkeit oder 
Unverstand*' — wird mit 3 — 24 Monaten Gefängnis und, wenn der Entwichene 
eine Zuchthausstrafe verbüßte, noch strenger bestraft (Art. 229 Abs. 3). — 
Eine sonst nicht sich findende Strafdrohung enthält der Art 231 für den Be- 
amten, ^welcher unbefugt (dem Gefangenen) gestattet, von dem Ort, an dem er 
in Haft oder Strafhaft verbleiben soll, auch nur zeitweise sich zu entfernen. . . . 
Erfolgt zufolge solcher Gestattung die Entweichung des Verhafteten oder Ver- 
urteilten, so tritt Gefängnis von 6 Monaten bis zu 4 Jahren ein*'. Im letzteren 
Fall handelt es sich um eine qualifizierte fahrlässige Befreiung, ohne daß der 
Qualifikation Berechtigung zukommt, der erstere Fall, die unbefugte Gestattung, 
sieh zeitweise zu entfernen, ist aber nichts anderes als eine schlechte Aus- 
führung des Aufsichtsdienstes, die als solche der Disziplinarbestrafung unter- 
stehen und nicht als kriminelle Pflichtwidrigkeit behandelt werden sollte. 2) 
Teilt man aber die von uns abgelehnte Ansicht des Keichsgerichts % nach der 
schon eine zeitweise Aufhebung der Aufsicht ein Bruch des Gewaltsverhältnisses 
ist, so wäre die dienstwidrige Handlung des Beamten schon durch die all- 
gemeine Pönalisierung des fahrlässigen Entweichenlassens gedeckt. Auf jeden 
Fall ist also der Art 23 1 eine Verirrung. 

Neben der Berücksichtigung der Beamteneigenschaft verwertet Italien noch 
eine ganze Reihe von Gesichtspunkten für die Abstufung der Strafen, und 
zwar wird sowohl für die Zumessung, wie für die Schärfung und Milderung, 
wie für die Aufhebung der Strafen Vorsorge getroffen: 

Die seltene Erscheinung einer gesetzlichen Anweisung für die richterliche 
Strafzumessung findet sich in den Art 228 Abs. 1 und 2, 229 Abs. 4. Die 
Strafe für die Befreiung eines Verhafteten soll mit Rücksicht auf die ihm zur 



1) Art 207 gibt an, wer als öffentlicher Beamter anzasehen ist 

2) Ebenso Hof mann 115. 

3) Siehe oben S. 24 N. 3. 
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Last gelegte Handlung, die Strafe für die Befreiung eines Verurteilten mit 
Rücksicht auf die Art und Dauer der von ihm noch zu verbüßenden Stiafe 
ausgemessen werden J) 

Ferner werden drei gesetzliche Strafschärfungsgründe aufgestellt: 

Die Kelation zwischen der Straftat des Befreiers und der des Befreiten, 
die, wie wir eben sahen, die Strafzumessung allgemein beherrschen soll, wird 
außerdem noch herangezogen, um einen strengeren Strafrahmen bereit zu 
stellen für den Dritten, der vorsätzlich, und für den Beamten, der fahrlSssig 
einen Zuchthaus verbüßenden Sträfling befreit (Art 228 Abs. 1 und 229 Abs. 3). 
Für die vorsätzliche Befreiungshandlnng des Beamten existiert dagegen nar 
ein Strafrahmen. Das Gesetz ist also nicht nur grundsätzlichen Einwänden 
ausgesetzt, es muß sich auch des Widerspruchs zeihen lassen. 

Die Begehungsweisen, die die Strafbarkeit der Selbstbefreiung begründen, 
— Gewalt gegen Personen und Erbrechen des Gefängnisses — sind für die 
Befreiungshandlungen des Beamten und Dritter Strafschärfungsgründe. Diese 
Gewalttaten werden außerdem auch bestraft, wenn sie ihren Zweck, den Ge- 
fangenen zu befreien, nicht erreichen ; in diesem Fall sind sie selbständige ab 
Versuch der Beihilfe anzusehende Delikte. Art 228 Abs. 2 und Art 229 Abs. 2. 

Wie die Gefangenen selbst, so sind Beamte und Dritte strengerer Strafe 
ausgesetzt, wenn sie die Gewalt gegen Personen mit Waffen verüben, ferner 
wenn drei oder mehr Personen gemeinschaftlich oder nach vorheriger Verab- 
redung die Befreiung ausführen. Art. 230. 

Ein Strafmilderungsgrund ist für Dritte die nahe Verwandtschaft mit dem 
Gefangenen (Herabsetzung der Strafe um ein Drittel). Art 228 Abs. 3. — 
Der sich auf die Selbstbefreiung beziehende Strafmilderungsgrund (Art 232) 
ist schon oben Seite 43 erwähnt worden. 

Endlich ist dem Umstand, daß der Beamte „binnen drei Tagen nach der 
Entweichung die Verhaftung des Entwichenen oder Stellung desselben vor die 
Behörde bewirkt", die Wirkung beigelegt, die Strafe für fahrlässige Befreiung 
aufzuheben. Ist die Entweichüng die Folge einer Erlaubnis gewesen, durch 
die der Beamte eine zeitweise Entfernung des Gefangenen zuließ, so hat die 
Wiederergreifung die Wirkung, daß nur die für die unbefugte Gestattung an- 
gedrohte Strafe (231) eintritt. Art 233.2) 

Das portugiesische Strafgesetzbuch (Art 190—196) stellt ein 
ebenso kompliziertes System auf wie das französische und italienische, indem 
es die gleichen Gesichtspunkte, also namentlich die Unterscheidung von Be- 
amten und Dritten, die Straftat des Befreiten, die gewaltsame Begehungs- 
weise, in verschiedener Weise miteinander verbindet und hiemach die Straf- 



1) Ebenso Schweden, Kap. 10 Art 18, femer einige deutsche Laodesgesetze (vgl. Ein- 
leitung S. 3 N. 6). Vgl. Günther, Idee der Wiedervergeltung III Note 817. 

2) Die Bestimuiang tritt zuerst bei Zanardelli 1883 (Art 206) — ihm folgt SavelH 
1883 (Art 213) — auf; die Frist beträgt in dieser ursprünglichen Fassung 4 Monate. 
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drohungen differensnert Herroiiaihd^en ist die strenge Schuldpräsumtion des 
Art 193: Wenn ein Oefangener entwichen ist, so wird präsumiert, daß „der 
mit der Bewachung beauftragte Beamte oder Bevollmächtigte^ — voraus- 
gesetzt, daß er nicht dolos die Befreiung herbeigeführt hat — fahrlässig ge- 
handelt hat; der Beamte kann nur dadurch die Präsumtion entkräften, daß 
er „Zufall oder höhere Gewalt nachweist, die jeden Vorwurf der Nachlässig- 
keit ausschließen^; die Strafe ist je nach der Straftat des Entwichenen Ge- 
fängnis von 1 4 Tagen bis zu sechs Monaten oder Gefängnis von einem Monat 
bis zu einem Jahr. Anschließend an diese Strafdrohung findet sich aber die 
dem Code p6nal nachgebildete Bestimmung: „die Strafe dieses Artikels hört 
auf, sobald der entwichene Gefangene ergriffen wird, wenn er nicht nach der 
Flucht ein Verbrechen begangen hat, für das er festgenommen werden mußte.^ 
Die im französischen Recht sich findende zeitliche Beschränkung dieser Ver- 
günstigung ist von Portugal nicht aufgenommen worden. 

In der gleichen oder doch ähnlichen Weise wie die romanischen Länder 
ordnen einige amerikanische Staaten die Materie, zum Teil auch beeinflußt 
von dem englischen Becht, das ebenfalls in die Gruppe der Staaten, die da- 
durch charakterisiert sind, daß sie sowohl den Grund der Gefangenschaft als 
den Grad der Pflichtwidrigkeit maßgebend sein lassen, einzureihen ist 

Chile gehört zu den wenigen Staaten, die wie das Deutsche Beich drei 
Täterkategorien bilden : Beamte, denen die Überführung oder Bewachung eines 
Gefangenen anvertraut ist (Art. 299), Privatpersonen, die mit diesen Funktionen 
beauftragt sind (Art 300), Dritte (Art. 301). Die fahrlässige Handlung der 
ersten beiden Personengmppen („der Wächter*^) ist nach Art. 302 strafbar. 
In allen diesen Fällen ist aber die Strafdrohung abhängig sowohl von der 
Strafe, die der Gefangene zu verbüßen oder nach der gesetzlichen Strafdrohung 
zu erwarten hatte ^), als auch davon, ob die Verurteilung des Entwichenen 
schon durch Vollstreckungsbefehl rechtskräftig geworden war (schwererer Fall) 
oder nicht Außerdem ist die Bestrafung Dritter, ohne daß die eben genann- 
ten Gesichtspunkte kraftlos werden, noch danach abgestuft, ob dem Gefangenen 
die Flucht aus der Anstalt oder außerhalb derselben ermöglicht worden ist, und 
in jedem dieser beiden Fälle wiederum nach den Mitteln (Gewalt, Bestechung), 
die der Täter anwandte. Man wird zugeben müssen, daß dieses System sehr 
kunstvoll aufgebaut ist, aber man wird seine kriminalpolitische Tüchtigkeit 
trotzdem gering einschätzen. 

Auch in Mexiko ist die Strafe der Befreier, die, wenn sie «mit der 
Führung eines Gefangenen beauftragt'' sind (also als Wächter, nicht nur als 
Beamte), strenger bestraft werden, stets abhängig von dem dem Gefangenen 
zur Last gelegten Vergehen (Art 930). Für Wächter wirken bestimmte Be- 



1) Werden mehrere Gefangene frei, so ist die höchste von den durch die £nt- 
weichang vereitelten Strafen maßgebend (Art 303). 
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gehungsweisen qualifizierend (Art 931). Im übrigen ist noch dreierlei be- 
merkenswert : Die Strafe der Wächter für fahrlässige Ermöglichang der Flacht 
(Art. 932) „tritt nicht mehr ein in dem Augenblicke, wo die Wiederergreifung 
des Flüchtlings gelingt, sofern diese durch die Veranstaltungen des verant- 
wortlichen Wächters und vor Ablauf von vier Monaten seit der Entweichung 
erreicht wird^ (Art. 933). Eine ähnliche Bestimmung ist uns schon im fran- 
zösischen, italienischen und portugiesischen Recht begegnet — Ascendenten, 
Descendenten und Geschwister des Flüchtlings sowie die Verschwägerten der- 
selben Grade bleiben straflos, es sei denn, daß die Befreiung mit Gewalt- 
mitteln (aufgezählt im Art 931) bewerkstelligt wurde (Art 934). Der im wesent- 
lichen gleiche Strafausschließungsgrund findet sich in mehreren Gesetzbüchern 
(vgl. S. 52, 54, 60). — Eine sonst nirgends vorkommende Vorschrift enthält der 
Art. 935: „Wer die Flucht aller in einem Gefängnis eingesperrten Per- 
sonen bewerkstelligt, erhält zehn Jahre Gefängnis, wenn er nicht der Aufseher 
dieser Anstalt oder em zur Überwachung der Sicherheit der Sträflinge verpflich- 
teter Beamter ist. Ist er dies, so treffen ihn zwölf Jahre und er wird seines 
Amtes entsetzt und auf zehn Jahre unfähig zur Erlangung eines anderweiten 
Amtes." 

New-Yorks Bestimmungen sind interessant, weil sie aus der Gesetz- 
mäßigkeit der Gefangenschaft eine allgemeine Voraussetzung der Strafbarkeit 
machen, femer, weil sie die strafbaren Handlungen der Dritten und der Be* 
amten nach verschiedenen Gesichtspunkten behandeln und endlich, weil sie 
zum Teil technisch ganz mißlungen sind; außerdem haben sie eine über ihren 
Inhalt hinausgehende Bedeutung, da sie in dem Entwurf der Vereinigten 
Staaten mit einzelnen Abwandlungen und Verbesserungen wiederkehren. 
Alle Delikte des Nicht- Beamten sind mit der Verbrechensstrafe (§ 14) zu ahn- 
den, wenn sie auf die Befreiung eines wegen eines Vergehens i. e. S. fest- 
gehaltenen Gefangenen gerichtet sind, mit der Vergehensstrafe (§ 15), wenn 
sie einem wegen eines Vergehens Verhafteten oder Verurteilten gelten (§§ 82, 
87, 88). Diese doppelte Strafdrohung tritt nun aber sowohl ein, wenn der 
Gefangene befreit, als wenn seiner Entweichung „Hilfe geleistet^ wurde, so daß 
Täter- und Gehilfehandlungen gleichmäßig bestraft werden. ^) 2) Der Kreis 
der strafbaren Beihilfehandlungen wird zum Teil kasuistisch umgrenzt: es ist 
erstens die vollendete Beihilfe zur Entweichung oder zum Versuch der Ent- 
weichung „aus dem Gewahrsam eines Sherifs oder eines andern Beamten 



1) Ebenso der Entwurf der Verein. Staaten Art. 104 und 107; auch die Strafmaße 
sind dieselben wie in New- York. Der Entwurf (Art 103) scheidet aber als besonders 
schweren Fall die gewaltsame Befreiung eines zum Tode Verurteilten aus, sofern die Hand- 
lung auf dem Wege zur Hinrichtung oder während derselben vorgenommen wird. Die 
Strafe ist lebenslängliche Einsperrung. 

2) Vgl. femer noch §91, eine Sonderbestimmung über die Verbergung flüchtiger 
Gefangener, durch die die Konkurrenz zwischen Begünstigung und Gefangenenbefreiung 
vermieden werden soll. Ebenso der Entwurf der Verein. Staaten Art. 109. 
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oder einer andern Person^ strafbar (§ 88), und zwar allgemein strafbar; es ist 
zweitens die vollendete und die versuchte, d. i. die den Versuch der Ent- 
weichung nicht voraussetzende Beihilfe strafbar (§ 87), sofern sie sich in be- 
stimmten Formen äußert, nämlich darin, daß der Täter ,,ein Gefängnis betritt 
oder einem Gefangenen irgend eine Nachricht überbringt oder in das Ge- 
fängnis irgend eine Verkleidung, ein Werkzeug, eine Waffe oder ein andres 
Ding sendet.^ ^^^ Mängel dieser Technik sind offenkundig; es bliebe z. B. 
straflos, wer in der Absicht, die Entweichung zu unterstützen, eine Leiter an 
die Mauer der Strafanstalt anlegt, während derjenige, der die Nachricht, er 
werde in einer bestimmten Nacht eine Leiter anlegen, in das Gefängnis sendet, 
zu bestrafen ist, selbst wenn die Nachricht ihren Adressaten nicht erreicht 
Ich weiß nicht, ob die Judikatur solchen Ungereimtheiten vielleicht dadurch 
den Boden entzieht, daß sie die Aufzählung als beispielsweise auffaßt, oder 
dadurch, daß sie argumentiert, der im Gewahrsam der Anstalt sich Befindende 
stehe zugleich im Gewahrsam der Anstaltsbeamten, womit einige, nicht alle 
schlimmen Konsequenzen des Gesetzes beseitigt wären: jedenfalls wäre eine 
solche Interpretation eine Korrektur des Gesetzes. — Die den Beamten an- 
gehenden Bestimmungen 2) (§§ 89, 90) sind in mancher Hinsicht besser, so 
namentlich, weil sie die Strafe nicht nach dem Grund der Gefangenschaft, 
sondern nach dem Grad der Pflichtwidrigkeit festsetzen. Wenn der Beamte 
aus Gewinnsucht und absichtlich seine Pflicht verletzt, trifft ihn die Verbrechens- 
strafe 3), in allen andern Fällen, also auch wenn er fahrlässig handelt, ist er 
eines Vergehens schuldig; im ersteren Fall tritt zu der Freiheitsstrafe noch 
Verlust des Amtes und der Fähigkeit, Amter und ähnliche Stellen (vgl. § 90) 
zu erlangen. Den Beamten stehen, wie sonst häufig, andere mit der Beauf- 
sichtigung beauftragte Personen gleich; außerdem ist aber der Kreis der 
Beamten weiter als in den andern Gesetzen gezogen, indem ihm auch die Be- 
amten, unter deren Befehl oder Kontrolle das Gefilngnis steht, einverleibt 
werden (§ 90 und dazu § 58). Endlich geht New-York insofern über die sonst 
sich findenden Grenzen des Tatbestandes hinaus, als es neben den positiven 
und negativen Täter- und Beihilfehandlungen, die es sorgsam aufzählt, auch 



1) Diese wenig glückliche Bestimmung (des § 87) hat der Entwurf nicht über- 
nommen. 

2) Sie sind von dem Entwarf nicht übernommen worden; statt dessen findet sich 
(A.rt 108) die Vorschrift: „Whenever any marshal, deputy marshal, ministerial officer, or 
other person has in his cnstody any prisoner by virtue of process issued under the laws 
of the United States by any court, judge, or commissioner, and such marshal, deputy 
marshal, ministerial officer, or other person, voluntarily suffers such prisoner to escape, 
he shall be fined not more than one thousand doUars, or imprisoned not more than seven 
years, or both*. 

3) Außerdem enthält das Gesetzbuch im § 115 eine spezielle Norm, nach der Unter- 
beamte, die sich bestechen lassen, um die Entweichung eines ihnen anvertrauten Gefan- 
genen zu bewerkstelligen, die Vergehensstrafe (§ 15) verwirken. 
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den Fall pönalisiert, daß der Beamte usw. den Gefangenen, ohne daB das 
Gesetz es gestattet, frei umhergehen läßt. 

Das englische Becht^) unterscheidet die Befreiungshandlungen in es- 
cape, Befreiung ohne Gewalt, und rescue, gewalteme Befreioig; „rascoe k 
the act of forcibly freeing a person from custody against the will of those, 
who haye him in custody.^ ^) Dazu kommt als dritter Fall die Beförderung 
und Vorbereitung der Befreiung oder des Versuchs derselben, die, wenn sie 
von Dritten ausgeht, verschieden danach gewertet wird, ob der Gefangene 
aus einer Strafanstalt oder aus der persönlichen Gewalt dessen, der ihn ver- 
haftet hatte (des Eonstabiers), befreit werden sollte. ^) Die Strafen richten sich 
in fast allen Fällen nach der Schwere der Tat, die dem Gefangenen zur Last 
gelegt ist, und erreichen dabei eine exorbitante Strenge. So kann die vor- 
sätzliche gewaltsame Befreiung von Personen, gegen die wegen Mordes das 
Hauptverfahren eröffnet oder ein Urteil erlassen ist, mit lebenslänglichem 
Zuchthaus bestraft werden; Todesstrafe ist zugelassen gegen denjenigen, der 
einen Hochverräter gewaltsam befreit oder als Beamter dessen Befreiung vor- 
sätzlich zuläßt ^) Die Unterscheidung von Beamten und Dritten wird nicht strikt 
durchgeführt; an Stelle des Beamtenbegriffs wird mehrfach der einer Person, 
die den Gefangenen in rechtmäßigem Gewahrsam (l&wful custody) hat, ge- 
braucht^); daneben ist aber auch dem sheriff, under-sheriff, bailiff und dem 
officer of a sheriff besondere Strafe (Gefängnis bis ein Jahr und Geldstrafe) 
gedroht, wenn er nicht-bürgschaftsfähige Gefangene freiläßt^ 

Auf der Grenze zwischen den Gesetzgebungen, die wir dargestellt haben, 
und jenen, die ihre Strafdrohungen nur nach der Pflichtwidrigkeit des Täters 
differenzieren, stehen Norwegen, Schweden und Dänemark. Sie lassen das 
letztere Prinzip dominieren, verzichten aber nicht ganz darauf, auch die Straf- 
tat des Befreiten zu berücksichtigen. Norwegen geht von der Unterschei- 
dung zwischen öffentlichen Beamten (§ 119) und Dritten (§ 131) aus, bestraft 
die letzteren aber statt mit Haft oder Gefängnis bis zu drei Jahren mit Ge- 
fängnis bis zu fünf Jahren, wenn sie die Entweichung eines Gefangenen, „der 
wegen eines mit lebenslänglichem Gefängnis bedrohten Verbrechens ange- 
schuldigt oder verurteilt ist", verschuldet haben. Die fahrlässigen und vor- 
sätzlichen Handlungen des Beamten sind in der Wendung, ein Beamter, ,,der 



1) Vgl. die ähnliche Beetimmang Italiens oben S. 58, woselbst wir zu ihr auch schon 
Stellung genommen haben. 

2) Siehe Schuster, StG. I, 641. 

8) Stephen Art 162, ähnlich Harris, Principles of the criminal law (S. Aufl. 1892 S. 65. 
4) Stephen Art 167, 168. 5) Stephen Art 165, 168, 159. 

6) So namentlich im Fall der fahrlässigen Befreiung: „Every one is guilty of the 
misdemeanor called negligent escape, who by the neglect of any duty or by ignorance of 
the law permits a penon in his lawful custody to regain his liberty otherwise than in 
due course of law'^ Stephen Art. 160, vgl. auch Harris S. 66. 

7) Stephen Art 161, 
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dnrch pflichtwidriges Verhalten im Dienste bewirkt, daß . . .^ zusammenge- 
faßt and einer Straf drohung unterstellt, Amtsverlust oder Haft oder Gefängnis 
bis zu fünf Jahren. In allen den genannten Fällen kann aber gleichmäßig 
auf Geldstrafe erkannt werden, wenn ^besonders mildernde Umstände^ yor- 
handen sind (§ 119 und § 131). Trotz dieser Möglichkeit scheint mir die Ein- 
beziehung des fahrlässigen Verhaltens in den § 119 zu beanstanden zu sein.^) 
Der § 131 setzt die Rechtmäßigkeit der Gefangenschaft ausdrücklich voraus, 
— ob der § 118, obgleich er die Bechtmäßigkeit nicht ausdrücklich erwähnt, 
zum gleichen Ergebnis gelangt, ist mir zweifelhaft; einerseits kann man gel- 
tend machen, daß die Freilassung eines widerrechtlich Gefangenen kein 
,,pf lichtwidriges Verhalten^ des Beamten ist, andrerseits ist nicht zu über- 
sehen, daß diese Handlung deswegen pflichtwidrig sein kann, weil der Beamte 
die rechtmäßige Freilassung unbefugt, etwa ohne zuständig zu sein, zugelassen 
hat; es kommt also darauf an, welche Pflichten des Beamten als Angriffs- 
objekt des § 118 anzusehen sind. 

Schweden 2) bildet zwei Tatbestände (Kap. 10 Art 17) % die die gewalt- 
same und die mit List ausgeführte Befreiung von einander scheiden, berück- 
sichtigt aber die Straftat des Gefangenen durch eine allgemeine Vorschrift für 
die Strafzumessung (Kap. 10 Art. 18): „Bei der Anwendung der Strafen in 
den vom Art. 17 vorgesehenen Fällen ist die Art des Deliktes, wegen dessen 
die verhaftete oder gefangen gehaltene Person verhaftet oder verurteilt war, 
zu berücksichtigen^. 

In dem Gesetzbuch Dänemarks wird die Art der Gefangenschaft nur 
insofern berücksichtigt, als die von Dritten ausgehende Befreiung „einer auf 
frischer Tat ertappten oder festgenommenen Person^ milder bestraft wird als 
die eines anderen Gefangenen (§ 1 08). Hiervon abgesehen sind die Beamten- 
eigenschaft und für Dritte die Anwendung von Gewalt oder Drohung mit 
Gewalt gegen die Wächter, sowie die Aushändigung von Werkzeugen für 
eine gewaltsame Flucht als strafbestimmende Umstände verwertet. Der Beamte 
wird mit Absetzung, und wenn „erschwerende Umstände'^ vorliegen, zugleich 
mit Gefängnis oder Besserungsarbeit bestraft; die fahrlässige Handlung ist 
mit Bußen, einfachem Gefängnis oder Absetzung bedroht (§ 132). Den Beamten 
sind durch § 144 allgemein die Angestellten, sowie auch diejenigen, denen 
zeitweise ein Amt oder eine amtliche Funktion übertragen ist, gleichgestellt, 
doch können die Strafen herabgesetzt werden; an Stelle der Absetzung tritt 
Gefängnis oder Buße. — Bemerkenswert ist noch, daß Dänemark die Kon- 
kurrenz von Gefangenenbefreiung und Begünstigung durch eine Sonder- 



1) Vgl. UDten S. 61/62, aach S. 60 N. 1. 

2) Novelle zum StGB, vom 28. Oktober 1887 betr. Kap. 7 (GottesläaterimK) und 
Kap. 10 (unsere Materie). Vgl Annuaire de l^gislation 6trang^re Bd. 17, 781 ff. tber- 
setzung der Novelle von Dareste. 

8) Dazu kommt die gegen Beamte gerichtete Strafdrohung Kap. 25 Art 14. 
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bestimmung vermeidet: „Wer eine Person^ von der er weiß, daß sie ein 
entflohener Gefangener ist oder daß sie wegen Verbrechen öffentlich verfolgt 
wird, verbirgt oder ihre Flucht unterstützt, wird mit Bußen oder Gefängnis 
bestraft . . .** (§ 110). Nahe Verwandte bleiben in diesem Fall straflos. 

4. In Vergleichung mit den romanischen und englisch - amerikanischen 
Gesetzgebungen ordnen die drei nordischen Länder die Materie in ange- 
messener Einfachheit; in dieser Beziehung stehen sie der noch zu betrachtenden 
Gruppe von Staaten nahe, die wie das deutsche Gesetz ihre Straf drohungen 
einzig und allein nach dem Grade von Pflichtwidrigkeit, den die Befreiungs- 
handlung repräsentiert, einrichten. Hier sind zu nennen: dieNiederlande^ 
Bulgarien, Ungarn, Finnland, Japans Vorentwurf, die Oster- 
reichischen i) und besonders die Schweizer Entwürfe. 

Abgesehen von der Bestrafung fahrlässiger Handlungen, der stets nur die 
Beamten und die ihnen gleichstehenden Personen ausgesetzt sind, sind die in 
Frage stehenden Gesetze hier namentlich darauf anzusehen, wie sie die 
Kategorie der strenger strafbaren Personen umgrenzen und ob sie bestimmte 
Begehungsweisen als qualifizierte behandeln. 

Drei Kategorien von Personen bildet (außer den Österreichischen Ent- 
würfen) nur Finnland : Beamte, die Gefangene zu beaufsichtigen, zu bewachen 
oder zu begleiten haben (Kap. 40 § 5), — diejenigen, die den Auftrag er- 
halten haben, diese Funktion wahrzunehmen (Kap. 16 § 11), — Dritte (Kap. 16 
§ 10). Die Höchstmaße sind in den drei Fällen 5, 4, 3 Jahre Zuchthaus. Die 
Versuchs- und Beihilfehandlungen sind stets strafbar; die Beamten und die 
andern Wächter werden wegen fahrlässiger Begehung bestraft. Die strafbare 
Beihilfe Dritter umfoßt auch den Fall, daß die Entweichung eines Gefangenen, 
„der ausgebrochen ist und ergriffen werden solP, unterstützt wird (§ 10). Für 
nahe Verwandte ist ein (alle Fälle des § 10 betreffender) Strafmilderungsgrund 
statuiert; es tritt Gefängnis bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe nicht unter 
100 Mk. an Stelle der regelmäßigen Straf drohung von Zuchthaus bis zu 
3 Jahren oder Gefängnis von 2 Monaten bis zu 3 Jahren. 



1) Auf die ÖsterreichiBcheii Entwürfe brauctit nicht eingegangen zu werden, sie stim- 
men bis auf einige kleine redaktioneile Verschiedenheiten mit dem KStGB., aach mit desaen 
Strafdrohnngen und Mängeln, überein. Die Entwürfe sind auch untereinander identisch. 
Die Paragraphenziffem, die letzte ist die des Beamtendelikts, sind : Entwurf I, 138, 139, 
374; II, 138, 139, 365; III, 140, 141, 372; IV, 135, 136, 379; V, 139, 140, 388; VI, 137, 138, 
388; VII, 131, 132, 381. Der Entwurf VII hat^ wie schon oben S. 38 erwähnt worden 
ist, ausdrücklich erklärt (im § 131), daß die Bestimmungen auch auf die Befreiung von 
Zöglingen der Zwangsarbeits- und Besserungsanstalten Anwendung finden; außerdem hat 
er in den §§132 und 381 jeweils den zweiten Absatz, nach dem das fahrlässige Ent- 
weichenlassen bestraft werden sollte, weggelassen, aber nur um die entsprechende Be- 
stunmimg unter den Übertretungen wiederkehren zu lassen (§ 428) ; es handelt sich also 
um eine Strafherabsetzung, und zwar auf „Haft oder Geld bis zu 300 fl.'' V7äre der Aas- 
schuß einen Schritt weiter gegangen und hätte die Bestrafung der Fahriässigkeit ganz auf- 
gegeben, so wäre das ein bei weitem größerer Fortschritt gewesen. 
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Beamte und andere Personen unterBcheiden die Niederlande (Art 361 und 
191 ; der Begriff des Beamten ist im Art 84 bestimmt!. Dagegen stellen Bulgarien, 
Ungarn und Japan den Dritten eine Gruppe gegenüber, der sowohl die Beamten 
als andere Angestellte (Beauftragte) angehören. Bulgarien, das wie die Nieder- 
lande die Materie kurz und gut regelt {[Art. 152 und 439), droht die strengere 
Strafe dem „Organ der öffentlichen Gewalt" (Art. 439) und versteht unter 
dieser Bezeichnung (vgl Art. 543) Beamte und ,,die in einzelnen Fällen mit 
einem öffentlichen Dienst Betrauten oder die zur Unterstützung der öffent- 
lichen Gewalt Hinzuberufenen". Ähnlich bedroht Ungarn (§ 448) die „Wachen, 
Aufseher oder behördliche!) Organe, welche einen ihrer Obhut anvertrauten 
Gefangenen vorsätzlich entweichen lassen", mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren, 
wenn sie fahrlässig handeln, mit Gefängnis bis zu 6 Monaten; in beiden Fällen 
ist auf Amtsverlust zu erkennen. Japans Vorentwurf, der äußerst strenge 
Strafen bereitstellt, setzt durch die Worte (Art. 127), „wer einen Gefangenen, 
der sich unter seiner Beaufsichtigung oder Begleitung befindet . . .^', die 
Wächter insgesamt den Dritten gegenüber. Den Wächtern ist Zuchthaus bis 
zu 10 Jahren gedroht. 

Von den hier in Frage stehenden Staaten haben nur die beiden zuletzt 
genannten, Ungarn und Japan, bestimmte Begehungsweisen ausgezeichnet. 
Japan bestraft die Hilfeleistung zur Entweichung, namentlich auch die Aus- 
händigung von Waffen und Werkzeugen zu diesem Zweck, mit Zuchthaus 
bis zu 5 Jahren, dagegen die gewaltsame Entführung und auch die durch 
Gewalt oder Drohung geleistete Unterstützung der Entweichung mit Zuchthaus 
bis zu 10 Jahren (Art 125 und 126); der Versuch ist stets strafbar (Art 128). 
Ungarn läßt (abgesehen von der Bestrafung der Wächter) in der Kegel Kerker 
bis zu 2 Jahren eintreten (§ 447 Abs. 1), „wer aber einem Gefangenen zum 
Zwecke des Entweichens eine Waffe, einen Schlüssel oder irgend ein anderes 
Werkzeug verschafft, ist mit Kerker bis zu 3 Jahren zu bestrafen" (§ 447 
Abs. 2). 

Die Schweizer Entwürfe unterscheiden zwischen den Beamten, die 
einen Gefangenen überwachen oder beaufsichtigen sollen und andern Personen. <) 
Da aber die im Verwaltungs- und Aufsichtsdienst der Gefangenenanstalten 
beschäftigten Personen teils als „Beamte", teils als „Angestellte" gelten, glaubte 
man, die Angestellten den Beamten ausdrücklich gleichstellen zu müssen. 2) 
Im Entwurf der Expertenkommission schließt daher der Abschnitt „Amts- 
verbrechen" mit der Bestimmung (Art. 209): „Den Beamten werden öffent- 
liche Angestellte gleichgestellt".») — Besonders bemerkenswert ist es, daß die 
anfänghch vorgesehene Bestrafung der fahrlässigen Handlungen des Beamten 



1) Das Beamtendelikt findet sich im Vorentwurf Art 181, 1. Lesung Art. 199, 2. 
Lesung Art 206, Expertenkommiasion Art 208 (209), Entwurf 1903 Art. 222 (59 § 2). 

2) Verhandlungen der Expertenkommission II, 708. 

3) Im Entwurf 1903 findet sich die Bestimmung im Allgemeinen Teil Art. 59 § 2. 
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( Vorentw. Art 181, Gefängnis bis 6 Mon. oder Geldstrafe bis 6000 Franken) 
im Lanfe der Verhandlungen fallen gelassen wurde. In der ersten Lesung ^) 
beantragte Hürbin, die Strafe für fahrlässige Begehung fakultativ anzudrohen, 
weil es oftmals schwer zu bestimmen sei, ob Fahrlässigkeit oder bloße Ver- 
geßlichkeit vorliegt. An diesen seinem Inhalt und seiner Begründung nach 
sehr bedenklichen Antrag hat sich dann der stichhaltige Antrag M filier an- 
geschlosseu; die fahrlässige Begehung straflos zu lassen, weil sie disziplinarer 
Ahndung überlassen bleiben kann. Diesen Antrag hat die Kommission mit 
7 gegen 6 Stimmen angenommen, — wie ich meine mit gutem Grunde, um- 
somehr weil jede strafrechüiche Verantwortlichkeit für fahrlässiges Verhalten 
zu einem guten Teile Erfolgshaftung ist In jenen Verhandlungen scheint aber 
eine überhaupt mildere Auffassung des Delikts Platz gegriffen zu haben, da 
ohne Widerspruch beschlossen wurde, neben der allein angedrohten Zuchthaus- 
strafe (bis 5 Jahre) ^) Gefängnis nicht unter einem Monat zuzulassen. 

Aus der Geschichte des Delikts der nicht besonders Verpflichteten ') ist 
folgendes anzuführen: Der Vorentwurf hatte die Befreiung von Gefangenen 
durch Gewalt oder Drohung in die Bestimmung über den Widerstand gegen 
die Staatsgewalt eingefügt; nur die Befreiung durch List und das Behilflich- 
sein war in einem besondem Artikel unter Strafe gestellt Aber schon die 
Motive (S. 227) hatten die Vereinigung beider Tatbestände in Aussicht ge- 
nommen; in dem der zweiten Lesung zugrunde liegendem Text ist sie vor- 
genommen und später beibehalten worden. Die Strafdrohungen sind aber ver- 
schieden, die Befreiung durch Gewalt oder Drohung wird mit Gefängnis nicht 
unter 14 Tagen, die durch List und das Hilfeleisten m^t Gefängnis von 8 Tagen 
an bestraft Ursprünglich war die letztere Modalität auch im Höchstmaße 
milder (3 Monate) bedroht, diese Begrenzung ist jedoch in der ersten Lesung 
gestrichen worden. Femer aber ist ein strafschärfender Umstand, den der 
Vorentwurf für den Widerstand gegen die Staatsgewalt vorgesehen hatte, zu- 
gleich mit dem Tatbestand der gewaltsamen Befreiung in den besondem die 
Gefangenenbefreiung bedrohenden Artikel aufgenommen worden: „Befreit ein 
zusammengerotteter Haufen vereint einen Gefangenen oder Verhafteten durch 
Gewalt oder Drohung, so wird jeder Teilnehmer an der Zusammenrottung mit 
Gefängnis nicht unter einem Monat bestraft — Der Teilnehmer, der Gewalt 
an Personen oder Sachen verübt oder damit droht, wird mit Zuchthaus bis 
zu 5 Jahren oder mit Gefängnis nicht unter 6 Monaten bestraft^ (Entw. 1903 
Art. 193 § 2). Diese Bestimmung, die dem § 115 des RStGB's. (Aufrahr) 
entspricht, ist mit Recht sowohl an die Bedrohung des Widerstands gegen 



1) Verhandlungen der Expertenkommission II, 293. 

2) Die Zuchthausstrafe wird von Stooß in den Motiven zum Vorentw. S. 285 aus- 
drücklich gerechtfertigt, und zwar besonders durch die Schwere der Amtspflicht- VerietzonK. 

3) Vorentwurf Art 162, 163, 1. Lesung Art 180, 181, 2. Lesung Art 181, Experten- 
kommission Art 181, Entwurf 1903 Art 193. 
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t 
Beamte (Entw. 1903 Art t92 § 2) als an die der Gefangenenbefreiung an- 
gereiht worden. Auch nach dem BStGB. könnte es sein, daß ein Aufruhr zum 
Zweck der Gefangenenbefreiung dem § 115 nicht subsumierbar ist^ während 
doch die Bestrafung der Teilnehmer an der Zusammenrottung auch in diesem 
Falle angebracht wSxe; dagegen macht die in der ^Vergleichenden Dar- 
stellung* (I, 531) befürwortete Regelung des Aufruhrs die in Frage stehende 
besondere Bestimmung überflüssig. Erwähnenswert ist schließlich noch, daß das 
Verhältnis von Begünstigung und Befreiung in den Verhandlungen der Ex- 
pertenkommission (II, 261) besprochen worden ist; die beiden Fragen, ob das 
Delikt der Befreiung nicht in dem der Begünstigung enthalten sei und ob es 
sich nicht empfehle, die von nahen Verwandten bewirkte Befreiung zu priyi- 
legieren, sind vonStooß verneinend beantwortet worden mit der zutreffenden 
Begründung, daß die Befreiung von Gefangenen ein schwereres, nicht nur 
gegen die Rechtspflege, sondern vor allem auch gegen die Staatsgewalt ge- 
richtetes Verbrechen ist 
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1) Bis zum Jahre 1902 sind die Fälle der §§ 120 und 121 ungetrennt gezählt worden 
ebenso fehlen vor 1902 besondere Nach Weisungen über die Anwendung des § 347. 

2) Die Tabelle gibt die Fälle, in denen auf einen Verurteilten mehrere Strafen fallen, 
nicht besonders an. 

Dmok ron J. B. Hirächfold in Leipzig. 
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